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Zusammenfassung

Untersuchungsdesign

Die Aktualisierung der Zwischenbewertung des AFP wurde zentral fir alle deutschen Fla-
chenlénder nach einem einheitlichen Verfahren durchgefuhrt. Die wesentlichen Informati-
onsquellen waren Betriebsleiterbefragungen und ein Workshop mit AFP-Beratern und In-
vestitionsbetreuern. Aufgrund der knappen Zeitvorgabe wurde die Untersuchung auf die
Schwerpunkte GroRe Investitionen in der Milchviehhaltung und in Gewachshausbauten im
Zierpflanzenbau sowie auf Kleine Investitionen ohne Produktionseingrenzung konzent-
riert. Die im Rahmen der Befragung untersuchten Betriebe mit Férderung sind im Wesent-
lichen den Bewilligungsjahren 2000 bis 2002 zuzuordnen.

Umfang und Struktur der FOrderung

Im Zeitraum 2000 bis 2004 wurden in Nordrhein-Westfalen insgesamt 328 Férderfélle
nach den AFP-Richtlinien bewilligt; das damit verbundene forderfahige Investitionsvolu-
men betragt 23,8 Mio. Euro. Der Schwerpunkt der AFP-Férderung liegt im Geb&dudebe-
reich, darunter vor allem Gewadachshausbauten und sonstige landwirtschaftliche Gebaude.
Nur rund 7 % aller Forderfalle eine Junglandwirteférderung.

Ergebnisse

Die Untersuchung in der Freien und Hansestadt Hamburg hat ergeben, dass die wesentli-
chen positiven Wirkungen der gefdrderten Investitionen in den Bereichen Arbeitsbedin-
gungen, Umweltschutz, Produktqualitat und Erweiterung der Produktionskapazitaten ein-
treten. Die Verbesserungen in den Bereichen Umweltschutz, Qualitdt und Arbeitsbedin-
gungen koénnen weitgehend als Kuppelprodukte von aus wirtschaftlichem Interesse imple-
mentierten Investitionsbestandteilen interpretiert werden. In Bezug auf das Einkommen ist
fur die Zierpflanzenbaubetriebe mit Unterglasproduktion in den Vier- und Marschlanden
eher davon auszugehen, dass ihr Niveau durch die geférderten Investitionen gehalten aber
nicht erhdht werden kann. Angesichts der sehr begrenzten Verbreitung von Controlling-
Instrumten und der vielfach geringen Prdasenz von betriebswirtschaftlichen Erfolgskennzif-
fern in der gartenbaulichen und landwirtschaftlichen Praxis sind Aussagen zur Erfolgs-
wirtschaft und Kostenstruktur der Betriebe jedoch nur begrenzt belastbar. Dieser Bereich
wird in der ex post Bewertung anhand der Auswertung der Auflagenbuchfuihrung néher
beleuchtet.

Es wurde festgestellt, dass von den Kleinen Investitionen kaum Initialwirkungen ausge-
hen. Uberwiegend handelt es sich bei diesen Investitionen um solche, die auch ohne For-
derung durchgeftihrt wirden und damit erhebliche Mitnahmeeffekte beinhalten. Im Gegen-
teil dazu wurden GroRe Investitionen in vielen Féllen ohne Férderung nicht stattfinden, da
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der dann hohere Kapitaldienst aus Sicht der Betriebsleiter nicht tragbar oder die Rentabili-
tat der Investition zu gering ware.

Entgegen den Erwartungen ist der Zugang zum Kapitalmarkt aus Sicht der Betriebsleiter
bislang kaum ein Problem. Mit Basel Il wird es jedoch fir zahlreiche Betriebe zumindest
nach Ansicht der Berater kiinftig schwieriger, Kredite zu tragbaren Bedingungen zu erhal-
ten. Eine Blrgschaftsregelung wird aber gegenwartig noch nicht als notwendig erachtet.

Die Junglandwirteforderung scheint in Hamburg kaum strukturpolitische Wirkungen zu
entfalten, wenngleich verschiedentlich, insbesondere von Beratern, auf einen gewissen
Vorzieheffekt hinsichtlich der Hofuibergabe bzw. der Einbeziehung des Hofnachfolgers in
die Betriebsleitung hingewiesen wird.

Empfehlungen

Aufbauend auf den Untersuchungsergebnissen und vor dem Hintergrund der kinftigen
Rahmenbedingungen empfehlen die Bewerter, bereits kurzfristig das AFP kiinftig auf
GroRe Investitionen mit deutlichen Struktur- oder Rationalisierungseffekten zu konzentrie-
ren, dabei die bestehenden Kapazitatsbeschrankungen zu lockern oder aufzuheben und die
Forderung grundsatzlich auf einen Zuschuss ohne Kreditbindung umzustellen. Die Unter-
grenze fir das forderféahige Investitionsvolumen sollte auf mindestens 50.000 € angehoben
werden. Auf eine FOrderung von mobilen Maschinen und Geréten sowie von Anlagen zur
Energieerzeugung sollte kinftig verzichtet werden. Ein besonderer Bedarf fur die Weiter-
flhrung der Junglandwirteférderung wird ebenfalls nicht gesehen.

Mittel- und langfristig sollten auf der Grundlage einer konsequenten Interventionslogik
nur dann Investitionen im Agrarbereich geférdert werden, wenn der Markt — z.B. aufgrund
von Strukturbriichen — nicht zu einer effizienten Faktorallokation fuhrt. Darliber hinaus
werden Innovationen und unter gewissen Bedingungen auch die Bereitstellung 6ffentlicher
Guter als forderwirdig angesehen. Daher wird eine Fortsetzung der FOrderung von Zier-
pflanzenbaubetrieben kritisch gesehen. In allen Fallen ist jedoch grundsatzlich eine zeitli-
che und gegebenenfalls regionale Begrenzung der Intervention festzulegen.
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0 Vorbemerkung

Die Aktualisierung der Zwischenbewertung des AFP in der Hansestadt Hamburg wird im
Rahmen einer zentralen Evaluierung durch die Bundesforschungsanstalt fir Landwirt-
schaft (FAL)" durchgefiihrt. Dies bedeutet, dass die FAL das AFP einzeln in samtlichen
Bundeslédndern und zusammenfassend auf nationaler Ebene bewertet. Diese Organisations-
form der Bewertung, die vom Planungsausschuss fiir Agrarstruktur und Kistenschutz
(PLANAK) in Kontinuitat zur Zwischenbewertung gewahlt wurde, beinhaltet sowohl Vor-
als auch Nachteile (Forstner und Koch, 2005). Die méglichen Vorteile liegen vor allem in
Grollen- und Synergieeffekten durch ein weitgehend einheitliches Untersuchungskonzept
und durch die Nutzung von landerspezifischen Erkenntnissen fur andere Regionen. Prob-
leme konnen aus Doppelarbeiten durch unzureichende Absprachen mit dem Programmbe-
werter und aus der etwas distanzierteren Sichtweise des nationalen Bewerters resultieren.
In der vorliegenden Untersuchung wurde versucht, diese moglichen Nachteile der zentra-
len Bewertung durch einen angemessenen Gedankenaustausch mit dem Auftraggeber, dem
Programmbewerter und Experten des Landes Hamburg zu vermeiden.

1 Ausgestaltung der Agrarinvestitionsférderung

Im Folgenden wird das AFP hinsichtlich seiner Ziele, dem Forderkontext, der MalRnah-
mengestaltung und Interventionslogik nur soweit dargestellt, wie es fir die weitere Unter-
suchung und insbesondere fur die Ableitung von Empfehlungen notwendig ist.

1.1  Ziele der Agrarinvestitionsférderung

(a) VO (EG) Nr. 1257/1999

Die Verordnung Uber die Forderung der Entwicklung des landlichen Raums stellt den kon-
zeptionellen und rechtlichen Rahmen fur die Agrarinvestitionsforderung dar. In der Be-
grindung fir die Investitionsforderung wird auf die fehlenden strukturellen Bedingungen
vieler landwirtschaftlicher Betriebe hingewiesen, die fur angemessene Einkommen und
Lebensbedingungen der betroffenen Familien notwendig sind (Europdischer Rat, 1999,
Grund (17)). Die Investitionshilfen sollen zur Modernisierung und gréReren Wirtschaft-
lichkeit der Betriebe beitragen. Die FordermalRnahme selbst wird unter Kapitel I ndher
beschrieben, wobei die Zielvielfalt auffallt. Der Begriff Wachstum wird nicht verwendet,
allenfalls kann er implizit dem Ziel ,,Senkung der Produktionskosten* zugeordnet werden.
Allerdings werden die fiir Kostensenkungen notwendigen Wachstumsschritte in den Be-

Institut fiir Betriebswirtschaft.
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reichen Milchproduktion und Schweinemast erschwert bzw. unterbunden. Produktions-
steigernde Investitionen diirfen nicht gefordert werden®, wenn fiir die betroffenen Produkte
»keine normalen Absatzmdglichkeiten auf den Markten gefunden werden kénnen* (Euro-
paischer Rat, 1999, Art. 6). Die Wirtschaftlichkeit der zu fordernden Investition stellt kei-
ne FOrdervoraussetzung dar.

Zwar wurde eine besondere Foérderung von Junglandwirten in den Forderkatalog aufge-
nommen, eine Begrindung der Intervention wird jedoch nicht gegeben.

(b) AFP-bezogene Ziele im Rahmenplan

Die nationale Agrarinvestitionsforderung bewegt sich im Rahmen der EU-Verordnung Nr.
1257/1999. Erwéhnenswert im Hinblick auf das AFP ist der Richtungswechsel, der nach
der BSE-Krise im Jahr 2000/01 vollzogen wurde. Wahrend im Rahmenplan 2001 bis 2004
(Deutscher Bundestag, 2001) zur ,,Verbesserung der Wettbewerbsféhigkeit durch Rationa-
lisierung und Kostensenkung* ékonomische und strukturelle Ziele noch im Mittelpunkt
standen, wird seit dem Rahmenplan 2002 bis 2005 die ,,Unterstutzung einer wettbewerbs-
fahigen, nachhaltigen, umweltschonenden, tiergerechten Landwirtschaft* als Zuwen-
dungszweck ausgegeben. Dadurch sind verschiedene Aspekte der Erfillung nicht-
6konomischer gesellschaftlicher Anforderungen an die Landwirtschaft starker in den Vor-
dergrund geruckt (z.B. Deutscher Bundestag, 2004, S. 85ff.). Allerdings wird eine Hierar-
chisierung der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ziele nicht vorgenommen.

(c) AFP-Richtlinien

Die Lander kénnen in ihren AFP-Richtlinien zwar nicht ber den Rahmenplan hinausge-
hen, sofern sie eine Mitfinanzierung des Bundes wiinschen. Sogar die Bundesregierung
weist darauf hin, dass die finanziellen Rahmenbedingungen dazu zwingen ,,die Forder-
maoglichkeiten in der GAK starker auf die von der EU finanzierten MaRnahmen auszurich-
ten* (Deutscher Bundestag, 2004a, S. 3). Dieses vor allem in Zeiten knapper Kassen aus
Sicht der einzelnen Mitgliedsstaaten verstandliche Ziel der Mittelmaximierung muss im
Folgenden bedacht werden, um die Ausgestaltung der AFP-Richtlinien mit ihren Zielen im
Einzelfall verstehen und nachvollziehen zu kénnen. Die Bundeslander kénnten aber Ein-
schrankungen gegeniiber dem Rahmenplan vornehmen, was die Kofinanzierung durch den
Bund nicht behindern wiirde. In Hamburg wird der GAK-Rahmenplan komplett tibernom-
men, obwohl seit 2002 eine landeseigene Richtlinie besteht (BWA et al., 2002).

Es wird an keiner Stelle — nicht in der relevanten EU-Vorordnung, nicht im GAK-
Rahmenplan und auch nicht in den Forderrichtlinien — begrundet, warum sich wettbe-

In der Milchproduktion kann nur im Rahmen der betrieblich vorhandenen Referenzmenge geférdert
werden, bei der Schweinemast nur innerhalb eines vorhandenen Marktpotentials, das auf Landerebene
nachgewiesen werden muss (Europdische Kommission, 2000).
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werbsfahige Strukturen und bessere Einkommen nicht im Marktprozess einstellen sollten
und welche speziellen Produktionsbedingungen zu Umwelt- und Naturschutzproblemen
fahren. Ebenfalls wird nicht darauf eingegangen, ob nicht mdéglicherweise gerade staatli-
che Reglementierungen und die besondere Ausgestaltung der Interventionen zu strukturel-
len Problemen beigetragen haben, deren L&sung nun mit der Agrarinvestitions- und
Junglandwirteforderung herbeigefiihrt werden soll. Diese Unterlassung verhindert, dass
eine Verdanderung der Interventionsnotwendigkeit im Zeitablauf festgestellt werden kann.
Dies fuhrt letztlich zu der bestehenden Dauersubventionierung von Investitionen des ge-
samten Sektors, trotz sich teilweise drastisch wandelnder Rahmenbedingungen.

1.2 Einordnung der MalBRnahme in den Forderkontext

Der ,,Plan des Landes Hamburg zur Entwicklung des Landlichen Raumes* dient u.a. dazu,
die FordermaBnahmen in einen gréReren Zusammenhang mit anderen MaRnahmen zur
Forderung des landlichen Raumes zu stellen, sie zu begriinden und eine Zielhierarchie zu
erstellen. AulRerdem werden die einzelnen Malinahmen kurz beschrieben, so auch das AFP
und die Junglandwirteférderung (BWA et al., 2002).

Das AFP ist dem Forderschwerpunkt | ,,Verbesserung der Produktionsstruktur® zugeord-
net. Zur Begrundung der Investitionsférderung wird im ,,Plan des Landes Hamburg zur
Entwicklung des L&ndlichen Raumes* festgestellt, dass die Betriebe in der Hansestadt
Hamburg erhebliche strukturelle Defizite haben. Der Sektor leidet an einer Abwanderung
von Arbeitskréften aufgrund der vielfachen alternativen Beschaftigungsmoglichkeiten in
der Metropolregion Hamburg. Mit Hilfe der Junglandwirteforderung soll der Generatio-
nenwechsel forciert werden (BWA, 2001).

1.3 Malnahmengestaltung

Die Foérdermodalitadten in den Landern werden im Einzelnen durch die Richtlinien gere-
gelt. Eine genaue Darstellung dessen, wer, wie und unter welchen Umstanden geférdert
werden kann, entfallt hier mit Verweis auf die Forderrichtlinien (BWA et al., 2002) und
den Bericht der Zwischenevaluierung (Klockenbring, 2003). Seit 2003 wurden keine we-
sentlichen Anderungen am AFP in der Freien und Hansestadt Hamburg vorgenommen.
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2 Untersuchungsdesign und Daten

2.1 Untersuchungsdesign

Im Folgenden wird die Gesamtkonzeption der Untersuchung Uber die Bundeslédnder hin-
weg dargestellt, damit die Vorgehensweise bei der AFP-Bewertung in der Freien und Han-
sestadt Hamburg deutlich wird.

(a) Zielsetzung der Bewertung

Die wesentlichen Ziele der Untersuchung bestehen darin, die Wirkungen des AFP zu ana-
lysieren und darauf aufbauend Optimierungspotenziale im Hinblick auf die Kernziele der
MaRnahme abzuleiten. Diese Kernziele sollen in Zusammenarbeit mit Beratern, Vertretern
des Berufsstandes und dem zustdndigen Fachministerium identifiziert werden, wobei die
kiinftigen Herausforderungen durch die aktuelle Agrarreform und WTO-Verhandlungen
Berucksichtigung finden sollen. Aufbauend auf der Bewertung des AFP sollen konkrete
Handlungsoptionen sowohl kurzfristig fur die verbleibende Férderperiode bis Ende 2006 —
soweit moglich und praktikabel — als auch fir die n&chste Periode ab 2007 erarbeitet wer-
den.

(b) Untersuchungskonzept

Bei der Untersuchung sind die Vorgaben der EU-Kommission fiir die Bewertung der Kapi-
tel 1 (Investitionen in landwirtschaftlichen Betrieben) und 11 (Niederlassung von Jung-
landwirten) zu beachten. Diese Vorgaben haben das Untersuchungskonzept und die Struk-
tur des Berichtes wesentlich mitbestimmt.

Die Untersuchung besteht aus finf Elementen (siehe Abb. 1). Am Beginn stand ein Ge-
sprach mit dem Auftraggeber (zustdndiges Fachministerium), in dem eine Prazisierung des
vom Evaluator vorgesehenen Untersuchungskonzeptes erreicht werden sollte. Das Ergeb-
nis tragt sowohl der knappen Zeitvorgabe® als auch den inhaltlichen Wiinschen des Auf-
traggebers Rechnung. Das Konzept sieht vor, die Analyse auf einige wesentliche inhaltli-
che Schwerpunkte zu konzentrieren. Die Erhebung von Primérdaten soll zudem auf be-
stimmte Regionen begrenzt werden, die im Hinblick auf die inhaltlichen Schwerpunkte
typisch und somit aussagekréaftig sind.

Lediglich sechs Monate standen fiir die Einarbeitung, Konzeptentwicklung, Datenerhebung und
-analyse sowie die Durchfiihrung von Workshops und Expertengesprachen und deren Auswertung zur
Verfligung.
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Wichtigster Teil der Daten- und Informationsgewinnung war eine Betriebsleiterbefragung
(siehe Abb. 1). Dabei wurde ein Schwerpunkt bei GroBen Investitionen” in der Milchvieh-
haltung gesetzt, weil in diesen Produktionsbereich ein groRer Anteil der Foérdermittel
fliet. Ein weiterer Schwerpunkt waren Kleine Investitionen ohne Einschrankung der In-
vestitionsbereiches, weil diese Forderfalle, die durch geringere Forderauflagen und eine
geringere Forderintensitat gekennzeichnet sind, den Grof3teil der bewilligten Férderungen
ausmachen (siehe Kap. 4). Hauptintention dieses Analyseschwerpunktes ist, zu kléren, ob
von Kleinen Investitionen nennenswerte Initialwirkungen ausgehen. Zusétzlich sind Grof3e
Investitionen in Gewé&chshausbauten im Zierpflanzenbau als ein weiterer Schwerpunkt
gewahlt, weil diese regional eine grofRe Bedeutung bei der Férderung haben (Hamburg,
Nordrhein-Westfalen, Sachsen) und als Vergleichsgruppe (nicht reglementierte Markte) zu
landwirtschaftlichen Betrieben zusatzliche Erkenntnisse versprechen’.

Abbildung 1: Vorgehensweise der Untersuchung
Lander
Bearbeitungsschritte A B C D

A. Konzeptprazisierung mit dem Auftraggeber

B. Unternehmerbefragung

Fokus 1: Grof3e Investitionen
in der Milchviehhaltung

Fokus 2: Kleine Investitionen

Fokus 3: Grof3e Investitionen
im Zierpflanzenbau

Fokus 4: Nicht geforderte Betriebe

C. Beraterworkshop

D. Sekundéardatenanalyse

E. Validierungsgespréach mit dem Auftraggeber

Quelle: eigene Darstellung

Die Unterscheidung von ,,GrofRen Investitionen“ und ,,Kleinen Investitionen® orientiert sich an der
Diktion der Fordergrundsatze fiir das AFP im GAK-Rahmenplan seit 2002. Die korrespondierenden
Bezeichnungen vor 2002 sind ,,Kombinierte Investitionsférderung* und ,,Agrarkredit®.

Da die Milchviehaltung in Hamburg von untergeordneter Bedeutung ist, wird die AFP-Bewertung in
Absprache mit dem Auftraggeber auf die Erhebungen im Zierpflanzenbau aufbauend durchgefiihrt.
AuBerdem werden die Kleinen Investitionen bei den Betrachtungen berlicksichtigt, weil bei diesen
keine produktspezifische Schwerpunktsetzung stattfand.
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Daruber hinaus wurden im Bereich Milchviehhaltung auch Betriebe erhoben, die mindes-
tens zehn Jahre keine Investitionsférderung in Anspruch genommen haben (siehe Abb. 1).
Diese Betriebe sollten im Idealfall als VVergleichsgruppe dienen oder im explorativen Sinn
Zusatzinformationen zur investiven Forderung aus Sicht einer nicht teilnehmenden Gruppe
liefern.

Um die aus der Schwerpunktsetzung der Betriebsleiterbefragung resultierenden Informati-
onsliicken weitgehend zu schlieBen und um eine Absicherung der aus der Befragung ge-
wonnenen Informationen zu erhalten, wurde in jedem Land ein Beraterworkshop durchge-
fahrt. Daran nahmen AFP-Berater teil. Die Teilnehmer sollten die Befragungsergebnisse
im Hinblick auf die Ubertragbarkeit auf nicht erhobene Regionen und Investitionsberei-
che, in dem Fall von Hamburg die Zierpflanzenproduktion, priufen und erganzen. Daruber
hinaus sollten sie Vorschléage fur die kiinftige Ausrichtung der Agrarinvestitionsférderung
unterbreiten. Im Nachgang zum Beraterworkshop sollten die Teilnehmer noch einen kur-
zen schriftlichen Fragebogen zu erganzenden Aspekten (z.B. Verwaltungsverfahren) aus-
fallen.

Die Analyse der nicht selbst erhobenen sekundarstatistischen Daten wurde in der Aktuali-
sierung auf das zur Beschreibung der Grundgesamtheit notwendige Mindestmal} (Forder-
fallstatistik) reduziert. Die anféanglich erwogene Auswertung der Investitionskonzepte und
der Auflagenbuchfiihrung muss auf die ex post Bewertung verschoben werden, da diese
Auswertungen sehr zeitaufwéndig sind und die verfugbaren Bewertungsressourcen in der
Aktualisierungsphase Uberfordert hétten. Zudem beinhalten die aktuell verfligbaren Jah-
resabschlussdaten lediglich Informationen bis zum Wirtschaftsjahr 2002/2003 bzw. Ka-
lenderjahr 2003, was angesichts des Beginns der Forderperiode und damit des Bewer-
tungszeitraums im Jahr 2000 keine ausreichende Datengrundlage zur Beurteilung des 6ko-
nomischen Fordererfolgs darstellt. Auch in den Bewertungsrichtlinien der EU-
Kommission ist festgehalten, dass fur eine aussagekréftige Analyse der wirtschaftlichen
Auswirkungen einer Investition mindestens zwei volle Jahresabschliisse nach ihrer Umset-
zung vorliegen massen.

Am Schluss der Aktualisierungsbewertung wurde ein Validierungsgesprach mit dem Auf-
traggeber durchgefihrt, in dem die Ergebnisse der Bewertung und die entsprechenden
Grundlagen vorgestellt sowie auf Konsistenz und Richtigkeit geprift wurden (sie-
he Abb. 1).
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2.2 Daten

(a) Priméardaten

Die wesentliche Datengrundlage der Aktualisierung der Halbzeitbewertung entstammt der
Betriebsleiterbefragung. Es wurden insgesamt 156 Betriebe erhoben (siehe Abb. 2). Davon
entfielen auf Grol3e Investitionen in der Milchviehhaltung (GI) 62, auf Kleine Investitio-
nen (KI1) 44 und auf nicht geforderte Betriebe (ng) 28. Die regionalen Schwerpunkte fir
den Milchsektor lagen im Norden, Siden und Osten Deutschlands, um die unterschiedli-
chen agrarstrukturellen Verhéltnisse in die Erhebung einzubeziehen. Zudem wurden 22
Betriebsleiter von Zierpflanzenbaubetrieben am Niederrhein befragt, die Grolte Gewachs-
hausinvestitionen durchgefihrt haben.

Abbildung 2: Betriebsleiterbefragung — Erhebungsstandorte

Region Gl Kl ng Alle
NI 22 14 9 45
NW 22 . . 22
E:E';e'"" BW/BY 24 12 10 46
MV/ST 16 18 9 43
Brandenburg
Sachsen-Anhalt
Alle 84 44 28 156

Anzahl Betriebe

Rheinland-Pfalz o 1- 2
Saarland . 3 - 4
® 5- 6

Bayern
Baden-Wirttemberg . 7 = 8
® 9-10

Quelle: Eigene Darstellung.

Die Erhebung erhebt keinen Anspruch auf statistische Repréasentativitat. Gleichwohl lie-
fern die Daten exemplarisch Erkenntnisse, die aufgrund ihrer gezielten Auswahl, auf ande-
re Regionen mit variierendem Anpassungsbedarf bertragbar sind. Zur Auswahl der Be-
triebe wurden die zustandigen Landesstellen gebeten, Adressen von Betrieben bereitzu-
stellen, die etwa Uber zwei Jahre Erfahrung mit der gefdrderten Investition verfiigen.
Demzufolge resultieren die Forderfalle Gberwiegend aus Bewilligungen der Jahre 2000 bis
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2002. Die Betriebsleiter wurden von den Bewilligungsstellen tber die Befragung infor-
miert. Die Teilnahmebereitschaft der Betriebsleiter war sehr grof3. Lediglich bei der Grup-
pe der nicht geforderten Betriebe gab es zum Teil Schwierigkeiten, ausreichend Ver-
gleichsbetriebe zu erheben. Die Ergebnisse dieser Gruppe haben daher lediglich explorati-
ven Charakter. Eine geplante Befragung nicht geforderter Zierpflanzenbaubetriebe lief3
sich organisatorisch nicht umsetzen.

Die Befragung wurde im Februar 2005 mittels eines personlichen Direktinterviews durch-
gefuhrt. Der dabei verwendete Befragungsbogen hatte eine gemeinsame Plattform fur alle
Betriebsgruppen und spezielle Teile fur Grof3e Investitionen in Milchviehhaltung und
Zierpflanzenbau, Kleine Investitionen sowie nicht geforderte Betriebe (siehe Anhang 1).
Die Einzelinterviews dauerten im Durchschnitt eineinhalb bis zwei Stunden. Der gewahlte
Befragungsmodus gewéhrleistete eine weitgehend vollstdndige Beantwortung der Frage-
bogen.

Die wesentlichen Inhalte der Befragungen waren
— die heutige Betriebsstruktur und deren Entwicklung in den vergangenen 15 Jahren,

— die wesentliche Investitionstéatigkeit im selben Zeitraum (Objekte, Finanzvolumen,
Forderung),

— Wirkungen der gefdrderten Investitionen,

— kinftige Betriebsstrategien und Investitionsplane,

— Erfolgsentwicklung (vor und nach der geférderten Investition),

— hypothetische Entwicklung ohne Foérderung,

— Investitionshemmnisse,

— Reaktion auf die Anforderungen der Agrarreform (Cross Compliance) und

— Kooperationserfahrungen und —pléne.

Die im Nachgang zum Beraterworkshop durchgefuhrte schriftliche Beraterbefragung (sie-
he Anhang 2) ergab in Hamburg einen Ricklauf von einem unter den Beratern abgestimm-
ten Fragebogen, so dass daraus einige Hinweise entnommen werden kénnen. Der Fragebo-
gen beinhaltete Fragen zu Synergieeffekten zwischen dem AFP und anderen Férdermali-
nahmen, zur Verbesserung der Marktposition der Betriebe durch das AFP, zu regionalwirt-
schaftlichen Impulsen des AFP und zu Verbesserungsmoglichkeiten des Verwaltungsver-
fahrens.
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(b) Sekundéardaten

Als Sekundardatenmaterial zur deskriptiven Darstellung der Forderdynamik im zeitlichen
Ablauf, der Forderschwerpunkte nach GroRRen und Kleinen Investitionen sowie der Investi-
tionsarten wurde im Wesentlichen die GAK-Berichterstattung der Jahre 2000 bis 2004
genutzt, die in aggregierter Form vorliegt. Die Auszahlungsdaten resultieren direkt aus
Mitteilungen des zustandigen Fachministeriums (,,Kreuzchenliste*).

(c) Aussagekraft der Primardaten

Wesentliche Griinde fir die relativ aufwandige eigene Datenerhebung mittels persénlicher
Betriebsleiterbefragung waren die Aktualitat der Informationen, die mdgliche Gesamtbe-
trachtung des gefdérderten Unternehmens einschliellich gewerblicher Nebenbetriebe und
anderer auBerbetrieblicher Beschéaftigungen, sowie die Mdglichkeit, die geférderten Inves-
titionen in eine Unternehmensstrategie einzuordnen.

Die gewahlte Informationsquelle beinhaltet aber auch mégliche Nachteile: So ist damit zu
rechnen, dass ein Teil der Antworten interessengeleitet erfolgt, z.B. wenn der Landwirt in
Zukunft wieder eine Forderung in Anspruch nehmen will oder wenn der Landwirt trotz
klarer Auskunft durch den Befrager uber das Ziel der Befragung und damit Gber die Ver-
wendung seiner Informationen unsicher ist. Letzteres kann beispielsweise dazu fihren,
dass forderrechtlich problematische Aspekte nicht genannt werden, da der Betriebsleiter
den Befrager in Verbindung mit Kontrollbehdrden sieht. Im Bereich der Erfolgsentwick-
lung (GuV, EKB) und der Produktionskosten zeigte sich, dass die Betriebsleiter haufig
nicht in der Lage waren, die Fragen zu beantworten. Vielfach orientieren sich die Be-
triebsleiter in der Praxis lediglich an Liquiditatsbetrachtungen (Kontostande).

Bei der Erhebung von nicht geforderten Vergleichsbetrieben im Milchbereich zeigte sich,
dass der Groldteil dieser sehr inhomogenen Betriebsgruppe nicht oder nur sehr einge-
schrankt mit den geforderten Betrieben vergleichbar ist, da die mindestens zehn Jahre lang
nicht mehr geférderten Betriebe entweder kurz- oder mittelfristig auslaufen werden, in
Kirze eine Investitionsforderung in Anspruch nehmen werden oder aus bestimmten Griin-
den die Fordervoraussetzungen nicht erfiillen. Betriebe, die aus grundsatzlichen Erwagun-
gen heraus eine AFP-Forderung nicht in Anspruch nehmen, sind die Ausnahme. Gerade
diese Gruppe ware jedoch als Vergleichsgruppe fir einen mit-ohne-Vergleich notwendig.

Um diese grundsatzlichen Schwéchen der Betriebsleiterbefragung zu kompensieren, wurde
in jedem Bundesland (Ausnahmen: Berlin und Bremen) ein Beraterworkshop mit AFP-
Beratern und Betreuern durchgefuhrt.
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3 Finanzielle Ausgestaltung

Durch die Neubewilligungen der AFP-Foérderfalle in den Jahren 2000 bis 2004 entstanden
in der Freien und Hansestadt Hamburg 6ffentliche Zuwendungsverpflichtungen in Hoéhe
von insgesamt 9,8 Mio. Euro (siehe Tab. 1). Bezogen auf den einzelnen Forderfall ergibt
das einen Betrag von durchschnittlich gut 34.000 Euro, wobei die durchschnittliche Hohe
zwischen den Jahren wegen des unterschiedlichen Anteils Kleiner Investitionen deutlich
schwankt. Der Kofinanzierungsanteil der auf die Neubewilligungen entfallenden Gesamt-
zuwendungen liegt in allen Jahren bei konstant 50 %.

Tabelle 1: Hohe der im Rahmen des AFP bewilligten 6ffentlichen Zuwendungen
und deren Kofinanzierung durch den EAGFL im Programmzeitraum 2000
bis 2004 in der Freien und Hansestadt Hamburg

Hohe der bewilligten 6ffentlichen Zuwendungen

Bewilligungs- L . ]
jahr Summe davon: EAGFL je Forderfall im Mittel
Mio. € % €
2000 0,1 50,0 7.866
2001 4,3 50,0 51.506
2002 1,6 50,0 16.624
2003 1,4 50,0 34.048
2004 1,1 50,0 22.307
Insgesamt 8,6 50,0 29.829

Quelle: BWA, Monitoringtabellen fiir EU-Lageberichte, versch. Jg., eigene Berechnungen

Die durch die Bewilligungen entstandenen bisherigen Auszahlungen unterscheiden sich
von den bewilligten Zuwendungen (siehe Tab. 2). Dies liegt daran, dass den Zuwendungs-
empfangern ein Zeitraum von vier Jahren zur Verfiigung steht, in dem die bewilligte In-
vestition umgesetzt werden muss. Dadurch kommt es zu Verzogerungen in den Auszah-
lungen, was ein Vergleich der Tabellen 1 und 2 deutlich zeigt. Im Jahr 2001 sind die Aus-
zahlungen erheblich geringer als die Hohe der bewilligten Férdermittel, wahrend im Jahr
2004 das Gegenteil der Fall ist. In 2002 und 2003 gleichen sich jeweils die verzégerten
Auszahlungen und die Zahlungen fur frihere Jahre offensichtlich aus. Im Jahr 2000 durf-
ten Altverpflichtungen aus der vorhergehenden Programmperiode zu den erheblichen
Ausgaben gefuhrt haben, die bis 2000 in der GAK-Berichterstattung nicht gesondert aus-
gewiesen wurden.

Der uberwiegende Teil der verausgabten Mittel wurde aus dem EAGFL finanziert (44 %);
aus der GAK wurden 56 % der Auszahlungen mitfinanziert. Insgesamt liegt der Landesan-
teil der bisherigen Auszahlungen wahrend der Programmperiode 2000 bis 2004 fir das
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AFP bei knapp 20 %, wobei er innerhalb der Periode zwischen 9,6 % und 37,9 %

schwankt.

Tabelle 2:

Hohe und Finanzierungsquellen der 6ffentlichen Ausgaben flr das AFP in
Programmzeitraum 2000 bis 2004 in der Freien und Hansestadt Hamburg

Hohe der 6ffentlichen Ausgaben ohne Altverpflichtungen (in 1000 €)

Haushaltsjahr GAK (AFP) siols Landesanteil
. zusitzliche (%)
insgesamt EAGFL Landesmittel

Bund (60 %)  Land (409)  -andesmitte
2000%) 991 51 564 376 0 37,9
2001 308 154 92 62 0 20,0
2002 1.646 823 494 329 0 20,0
2003 2.684 1.342 805 537 0 20,0
2004 1.634 686 569 379 0 23,2
Insgesamt 7.262 3.056 2.524 1.682 0 23,2

%) enthalt Altverpflichtungen aus der vorangegangenen Forderperoide

Quelle: BWA, GAK-Berichterstattung, versch. Jg., eigene Berechnungen
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4 Umfang und Struktur der Férderung

4.1 AFP

Im Zeitraum 2000 bis 2004 wurden in der Freien und Hansestadt Hamburg insgesamt
228 Forderfalle mit einem forderungsfahigen Investitionsvolumen von 22,5 Mio. € bewil-
ligt. Die Anzahl der Bewilligungen unterscheidet sich erheblich in den Einzeljahren (sie-
he Abb. 3). Besonders viele GrolRe Investitionen wurden in dem Jahr 2002 (45 Forderfalle)
genehmigt. Bei den Kleinen Investitionen wurden in den Jahren 2002 bis 2004 deutlich
mehr Genehmigungen ausgesprochen als in den beiden Jahren zuvor.

Abbildung 3: Bewilligte AFP-Forderfalle in der Hansestadt Hamburg von 2000 bis
2004 nach GroRen und Kleinen Investitionen

120

OKIleine Investitionen

100

W GroRe Investitionen

80 -

60 -

Anzahl Forderfalle

40

20

2000 2001 2002 2003 2004

Quelle: BWA, GAK-Berichterstattung, versch. Jg., eigene Berechnungen Jahr

Die forderfahigen Investitionsvolumina folgen tendenziell der Anzahl geférderter Groller
Investitionen. Dies ist damit zu begriinden, dass Kleinen Investitionen im Durchschnitt ein
deutlich geringeres Investitionsvolumen aufweisen als Grof3e Investitionen. In den Jahren
2002 und 2004 ist auch die Summe der férderfahigen Investitionsvolumina der Kleinen
Investitionen deutlich héher, als in den anderen Jahren (siehe Abb. 4). Insgesamt schwank-
te das Gesamtvolumen der gefdrderten Investitionen in den Jahren 2001, 2003 und 2004
zwischen 2,8 Mio. € und 3,9 Mio. €. In 2002 war es durch die Abarbeitung eines Bewilli-
gungsstaus nach einem Bearbeiterwechsel mit 12 Mio. € sehr hoch.
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Wahrend das durchschnittliche Investitionsvolumen je Forderfall bei den GrolRen Investi-
tionen weit um 200.000 € schwankte (ca. 177.000 bis 211.000 €), hat sich das Investiti-
onsvolumen bei den Kleinen Investitionen im Durchschnitt von etwa 75.000 € im Jahr
2000 drastisch auf knapp 35.000 € in 2004 reduziert. Im Durchschnitt der betrachteten
Periode betragt das forderfahige Investitionsvolumen fir Kleine Investitionen knapp
45.000 € und fir GroRe Investitionen gut 200.000 €.

Abbildung 4: Forderfahige Investitionsvolumina in der Hansestadt Hamburg von
2000 bis 2004 nach Grolien und Kleinen Investitionen des AFP

14

12 OKlIeine Investitionen

W GroRe Investitionen

10 ~

Mio. €

o

2000 2001 2002 2003 2004
Quelle: BWA, GAK-Berichterstattung, versch. Jg., eigene Berechnungen

Jahr

Der mit Abstand grofite Teil der forderfédhigen Investitionsvolumina in Hamburg entfallt
mit im Durchschnitt etwa 88 % auf Geb&ude (Tab. 3). Allerdings schwankt dieser Anteil
zwischen den Jahren stark zwischen 99 % in 2001 und nur 64 % in 2004. Der groBte Teil
der geforderten Bauten entféllt auf Gewdachshausbauten (47 %). Auch sonstige landwirt-
schaftliche Gebaude (26 %) haben einen erheblichen Anteil am forderfadhigen Gesamtin-
vestitionsvolumen in Hamburg. Dieser Anteil variiert zwischen den Jahren stark. Im Jahr
2003 entfielen nur 8 % auf diese Kategorie, wahrend es im Jahr 2001 54 % waren. In die-
ser Gruppe werden Uberwiegend Obstlagerhallen, die in Betrieben im Alten Land gebaut
werden, aber teilweise auch einkommensdiversifizierende Investitionen wie z.B. Reithal-
len und Pferdestélle gefiihrt. Auch aufgrund dieser Abgrenzungsschwierigkeiten ist der
Anteil der Kategorie Diversifizierung am gesamten foérderfahigen Investitionsvolumen



16 Bewertung AFP — Freie und Hansestadt Hamburg

unbedeutend. Die Forderung von Maschinen und Gerdaten hat in der Freien und Hansestadt
Hamburg nur eine geringe Relevanz.

Tabelle 3: Anteil der forderfahigen AFP-Investitionsvolumina verschiedener Inves-
titionsbereiche von 2000 bis 2004 in Hamburg in Prozent

Investitionsarten 2000 2001 2002 2003 2004 2000-2004
Gebéaude 83 99 96 71 64 88
- Rinderstalle 0 0 1 0 6 1

- Schweinestalle 0 0 2 5 0 2

- Sonstige Stallbauten 0 22 9 24 0 12
- Gewéchsh&user 51 24 60 34 29 47
- Sonstige lw. Gebaude 32 54 24 8 30 26
Geréte, mobile Betriebsmittel 11 1 3 1 8 3
Lw. Pflanzungen 6 0 0 27 2 5
Diversifizierung 0 0 1 0 26 4
Sonstige 0 0 0 0 0 0
Insgesamt 100 100 100 100 100 100

Quelle: BWA, GAK-Berichterstattung, versch. Jg., eigene Berechnungen

4.2  Junglandwirteférderung

In der Junglandwirteférderung (JLWF) folgt der Freien und Hansestadt Hamburg den Vor-
gaben des GAK-Rahmenplans. In den Jahren 2000 und 2001 betrug die JLWF in Form
eines Zuschusses hochstens 23.000 DM (knapp 12.000 €). Sie wurde nur gewahrt, wenn
das forderfahige Investitionsvolumen die Hohe von 100.000 DM (gut 51.000 €) uberschrit-
ten hatte. In dem Bewilligungsjahr 2002 wurde die JLWF auf maximal 10.000 € gesenkt
und war seitdem an Investitionen von tber 50.000 € férderfédhigen Investitionsvolumens
gebunden. Seit 2004 kann die im Rahmenplan festgelegte Hochstgrenze von 20.000 € je
Forderfall gewéhrt werden. Seither ist die Junglandwirteforderung an die Bewilligung ei-
ner GroRen Investition geknlpft, d.h. Antragsteller fiir Kleine Investitionen sind im Ge-
gensatz zu den Vorjahren von der Junglandwirteférderung ausgeschlossen. Der Anteil der
Forderfalle mit einer zusatzlichen Pramiengewéhrung fir Junglandwirte lag im Zeitraum
2000 bis 2004 in Hamburg bei rund 7 % (23 Forderfalle). Die JLWF wird durch die An-
tragsteller in der Regel voll ausgeschopft.
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5 Administrative Umsetzung

Die administrative Umsetzung des AFP wurde fur die Freie und Hansestadt Hamburg be-
reits im Bericht zur AFP-Zwischenbewertung dargestellt (Klockenbing, 2003, Kapitel
3.5.1). Da sich in der Zwischenzeit nur wenig gedndert hat, wird sie an dieser Stelle nicht
wiederholt.

Im Folgenden wird nur eine Anmerkung zur administrativen Umsetzung des AFP wider-
gegeben, die aus dem Beraterworkshop in Hamburg resultiert (Anhang 3): Es wurde be-
mangelt, dass die — iberdies jahrlich verédnderten — Forderrichtlinien haufig erst zu spat im
Jahr veroffentlicht werden, so dass eine Anpassung der Beratung von Gértnern erschwert
wird.
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6 Kapitelspezifische Fragen

Im Folgenden wird die Wirksamkeit des AFP anhand der zentralen kapitelspezifischen
Fragen (Kap. 6.1 bis 6.9) der EU-Kommission beantwortet. Aufgrund der gewéhlten Un-
tersuchungsschwerpunkte und -methodik weichen die Antworten teilweise von den im
Bewertungsraster der Kommission vorgeschlagenen Kriterien und Indikatoren ab. In die-
sem Bericht werden in der Regel Bruttowirkungen dargestellt. Eine Gesamtbetrachtung
unter Einbeziehung der Frage nach der Nettowirksamkeit des AFP folgt in Kapitel 7.

Da die Wirkungsbeschreibungen zu den einzelnen Zielen der Férderung zum gréfiten Teil
auf den Ergebnissen der Betriebsleiterbefragungen basieren, werden im folgenden Kapi-
tel 6.0 zunéchst die Betriebsstruktur der befragten Betriebe und die durchgefiihrten Inves-
titionen beschrieben.

6.0 Beschreibung der Befragungsstichprobe

6.0.1 Zierpflanzenbau

(a) Betriebsstruktur und Produktionsrichtung

Von den in Nordrhein-Westfalen befragten Zierpflanzenbaubetrieben betreiben tber 80 %
eine Topfpflanzenproduktion. Die verbleibenden Betriebe haben sich auf die Produktion
von Schnittrosen spezialisiert. Von den Topfpflanzenbetrieben haben etwa 50 % den
Schwerpunkt in der Produktion von Beet- und Balkonpflanzen. Andere Betriebe bauen
Azerca-Kulturen® oder Stauden an oder haben eine weniger spezialisierte Produktionsaus-
richtung (Anhang 4). Auch in den Vier- und Marschlanden bestehen viele Toppflanzenbe-
triebe, die im Rahmen GroRer Investitionen geférdert werden. Der Anteil von Schnittro-
senbetrieben wird allerdings héher eingeschétzt als in Nordrhein-Westfalen.

Die befragten Zierpflanzen produzierenden Betriebe haben im Durchschnitt eine landwirt-
schaftliche Nutzflache von rund 3,8 ha (Tab. 4). Auf einzelbetrieblicher Ebene variiert die
Flache zwischen etwa 0,65 ha und 11 ha. Die Gewdchshausflache schwankt in den befrag-
ten Betrieben zwischen 0,4 ha und 2 ha (Anhang 5). Im Mittel liegt die Unterglasflache bei
knapp 1,1 ha. Der Anteil der Gewdachshausflache an der insgesamt bewirtschafteten Nutz-
flache der Betriebe schwankt zwischen knapp 10 % und 100 % sehr stark und ist von der
Spezialisierung der Produktion abhangig. Er betragt im Mittel gut 40 %. Die meisten der
befragten Betriebe sind familiar strukturiert und haben nur einige aufRerfamiliare Arbeits-
krafte. Im Mittel arbeiten etwa 6,5 Vollarbeitskrafte in den Betrieben (siehe Tab. 4). Der

Azerca: Azaleen, Eriken und Callunen.
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Besatz an Vollarbeitskraften schwankt von 2,5 bis 17. Darunter sind viele Saisonarbeits-
krafte. Nach Einschatzung der Berater sind die befragten Betriebe in bezug auf die Be-
triebs- und Gewéchshausflache sowie die Arbeitskrafte deutlich groRRer als die Betriebe in
Hamburg. Dies ist Uberwiegend mit dem Zuschnitt der Flursticke in den Vier- und
Marschlanden und der konservativen Einstellung der Betriebsleiterfamilien zu begrinden,
was Flachenpacht oder —kauf flr wachstumswillige Betriebe sehr erschwert.

Das Gros der Zierpflanzenbaubetriebe in Hamburg bewirtschaftet bis zu 4 ha Landwirt-
schaftliche Nutzflache. Die Unterglasflache liegt in Hamburg schwerpunktmaRig bei
3.000 m2 bis 6.000 m2 (60 %); nur ca. 30 % bewirtschaften 6.000 m2 bis 9.000 m2 und nur
ca. 10 % mehr als 9.000 m2. Relativ haufig (30 bis 40 %) ist in Hamburg eine Familien-
GbR anzutreffen mit insgesamt 2 bis 3 Familien-AK. Rund 80 % der Betriebe beschaftigen
bis zu 5 AK.

Tabelle 4: Betriebsstruktur der befragten Zierpflanzen produzierenden Betriebe am
Niederrhein

Kennzahl Einheit n Mittelwert

Landwirtschaftliche Nutzflache [ha] 22 3,79

Gewéchshausflache aktuell [m?] 22 10.932

Anteil der GH-Flache an der
landwirtschaftlichen Nutzflache

Arbeitskrafte [Voll-Ak] 22 6,7
Quelle: Betriebsleiterbefragung

[%6] 22 42

(b) Investitionstatigkeit

Die befragten Betriebsleiter gaben an, dass in ihren Betrieben in den vergangenen
15 Jahren bis zu sechs Grof3e Investitionen in der Gewdachshausproduktion getatigt wur-
den. Dabei handelte es sich Gberwiegend um Wachstumsinvestitionen. Haufig wurde nach
einem Generationswechsel in der Betriebsfiihrung mit Grof3en Investitionen im Abstand
von zwei bis vier Jahren, beglnstigt durch hohe Erzeugerpreise (Niehuis, 2005), eine in-
tensive strukturelle Entwicklung vollzogen. Oftmals wurden nur wenige der getatigten
Investitionen gefordert, da das AFP von den Betriebsleitern als zu unflexibel und zu auf-
wendig angesehen wird. Die geforderten Investitionen waren in der Regel fur die Betriebe
uberdurchschnittlich kapitalintensiv, so dass dadurch die Inanspruchnahme einer Forde-
rung als lohnend angesehen wurde, z.B. durch Investitionen in eine Erneuerung des Kes-
selhauses oder eine Umstellung der Bewasserung auf das Ebbe-Flut-System zusétzlich zur
Gewaéchshauserweiterung.

Die Entwicklung der Zierpflanzenbaubetriebe in Hamburg ist nach Information der Bera-
ter kontrér verlaufen (siehe Anhang 3), was neben den schon genannten Faktoren auch mit
Unterschieden in den Absatzstrukturen in beiden Gebieten zu erkldren ist. Da die Produk-
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tion aus Hamburg in der Regel iber den Grolmarkt oder aber direkt abgesetzt wird, wird
eine breitere Produktpalette erzeugt und zu hdheren Preisen abgesetzt. AuBerdem haben
die Betriebsleiterfamilien oftmals auch nennenswerte Einkommen, die auRerhalb des Zier-
pflanzenbaus erzielt werden. Dadurch ist neben der Mdoglichkeit auch die Notwendigkeit
zum Wachstum deutlich geringer als in Nordrhein-Westfalen.

Die geforderten Gewéchshausbauten sind durch einen hohen technischen Standard ge-
kennzeichnet (Anhang 6). Die Investitionssummen schwanken zwischen 75.000 € und
700.000 € bei einem Durchschnitt von etwa 250.000 € fur einen Zuwachs an Bruttopro-
duktionsflache unter Glas von durchschnittlich gut 2.500 m2. Der Anstieg der Produktions-
flache betrug mindestens 1.000 m2 und maximal 6.000 m2 (Anhang 5). Energiesparende
Malinahmen wie z.B. Energieschirm, Stehwandabschirmung, Hebe-Senk-Heizung, Klima-
computer und Ebbe-Flut-Bewdsserung wurden installiert und je nach Bedarf miteinander
kombiniert.

Die Wachstumsschritte, die in den Vier- und Marschlanden vollzogen werden sind daher
deutlich seltener, auch hier haufig nach den Generationswechsel, und mit normalerweise
500 m?2 bis 600 m2 auch viel kleiner. In Ausnahmefallen gibt es auch Wachstumsschritte
von 1.000 m2 Hochglasflache und mehr. Die Investitionskosten belaufen sich in den erst-
genannten Féllen auf etwa 100.000 € bis 200.000 € bei einer weiten Streuung zwischen
den Betrieben. Das Wachstum von Zierpflanzenbaubetrieben in Hamburg ist in der Regel
uber das AFP gefordert.

Die Betriebsleiter wurden nach der hypothetischen Situation gefragt, ob und wie die ge-
forderte Investition umgesetzt worden wére, wenn sie ohne Investitionsforderung hétte
erstellt werden mussen. Nur ein Betriebsleiter (5 % der Betriebe) gab an, dass in einem
solchen Fall keine Investition getatigt worden ware. Immerhin 85 % der Betriebe hatten
die Investition auch ohne Forderung bei gleichem Investitionsvolumen umgesetzt. Aller-
dings waére bei vielen dieser Betriebe (70 %) die Investition schrittweise oder spater
durchgefiihrt worden, so dass die Investitionsférderung einen Vorzieheffekt erzielt. Auch
hier weichen die Einschatzungen der Berater in Hamburg deutlich von den Verhaltnissen
in Nordrhein-Westfalen ab. So wird davon ausgegangen, dass 10 bis 15 % der Betriebe
ohne Férderung nicht investieren wiirden. Ahnlich wie am Niederrhein wiirde ein Anteil
von 65 bis 70 % schrittweise bzw. zeitverzogert investieren und dabei auch hdufig den
Umfang der Investition reduzieren.

6.0.2 Kleine Investitionen

Fir die Betrachtung der Kleinen Investitionen wird Bezug auf die in Niedersachsen be-
fragten Betriebe genommen (n=9). Die meisten mit einer Kleinen Investitionen gefdrder-
ten Betriebe waren Milchviehbetriebe. Es waren auch drei Gartenbaubetriebe in der Stich-
probe, die hier aber nicht separat ausgewertet werden sollen. Die geforderten Investitionen
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waren vornehmlich bauliche MaRnahmen. Es wurden in der Mehrzahl Stallbauten aber
auch die Errichtung anderer Gebaude gefordert.

6.1 Einkommenswirksamkeit der Investitionsforderung

Um die Einkommenswirkungen des AFP beschreiben zu kdnnen, werden zunéchst einige
Grunduberlegungen vorangestellt. Im Anschluss daran werden die Einkommensentwick-
lungen durch Investitionen in Gewdchshausbauten von Zierpflanzenbaubetrieben be-
schrieben. AbschlieRend werden die wichtigsten Erkenntnisse zu den Einkommenswirkun-
gen zusammengefasst.

6.1.1 Konzeptionelle und methodische Voruberlegungen

Bei der Ermittlung der Einkommenswirksamkeit der Férderung gibt es drei zentrale me-
thodische Herausforderungen:

1. Das Einkommen der Betriebsleiterhaushalte in der Landwirtschaft speist sich aus ver-
schiedenen Quellen,

2. die Ermittlung eines betriebswirtschaftlich aussagefahigen Gewinns auf Basis der
Buchflhrung oder durch eine Befragung ist problematisch und

3. die sich andernden wirtschaftlichen Rahmenbedingungen haben einen groRen Einfluss
auf die betriebliche Entwicklung und kdnnen den Gewinneffekt der Forderung Uberla-
gern. Ferner konnen Entwicklungen in anderen als von der Investition betroffenen Be-
triebsteilen den Gewinn maRgeblich mit beeinflussen.

Zu 1.: Diskussion des Haushaltseinkommens

Fir die Beurteilung der Entwicklung landwirtschaftlicher Einkommen mussen aufgrund
der vielfaltigen Interdependenzen zwischen Betrieb und Haushalt eigentlich andere mdgli-
che sowie tatsachlich vorhandene Einkommensquellen mit in die Betrachtung einbezogen
werden. Bei den Betrieben in der Betriebsleiterbefragung handelt es sich aber ganz Uber-
wiegend um klassische Haupterwerbsbetriebe. Die Betriebsleiterfamilien haben nur in sel-
tenen Fallen auBerbetriebliches Einkommen. Auch bei den Antworten zu Fragen nach der
betrieblichen Strategie und bei Antworten auf die Frage nach den wichtigsten Wirkungen
der geférderten Investitionen spielte die Freisetzung von innerfamilidrer Arbeitskraft mit
dem Ziel, die Arbeit aullerbetrieblich einzusetzen, keine signifikante Rolle. Nach Kapital-
einkinften wurde aufgrund der bestehenden Abgrenzungsschwierigkeiten und zu erwar-
tender geringer Antwortbereitschaft nicht systematisch gefragt.
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Folglich erscheint es sinnvoll — unter Bertcksichtigung der damit verbundenen Unschérfen
— die Verdnderung des Gewinns als MaRstab fiir die Bewertung des betrieblichen Erfolges
der gefdrderten Investitionen heranzuziehen und nicht das Haushaltseinkommen.

Zu 2.: Diskussion der Kennziffer ,,Gewinn*

Die Gewinnentwicklung wird ausschlieBlich auf Basis der Befragungsdaten ermittelt. Ei-
ner der Griinde liegt in der mangelnden Verfligbarkeit der Sekundardaten (siehe Kap. 2).
AuBerdem war es ein Ziel der Betriebsleiterbefragung, Angaben zum Gewinn zu erhalten,
die um Sondereinflisse und steuerliche Abschreibungen korrigiert sind. Diese Erwartung
wurde in den Zierpflanzenbaubetrieben nicht erfillt, da die Betriebsleiter meistens die
eigenen steuerlichen Gewinne nicht interpretieren und erldutern konnten. Es entstand im
Laufe der Befragung der Eindruck, der auch durch Aussagen im Beraterworkshop bestatigt
wurde (Anhang 3), dass sich ein grol3er Teil der Betriebsleiter in der Beurteilung der eige-
nen wirtschaftlichen Situation fast ausschlie3lich an der Liquiditét orientiert.

Auch das urspringliche Ziel der Erhebung, die durch die Investition ausgeldsten Kosten-
veradnderung zu quantifizieren, lieR sich in der Regel nicht verwirklichen. Leider gab es
kaum Betriebe, die eine Betriebswirtschaftlichkeitsanalyse vorlegen konnten. Diese Erfah-
rung deckt sich mit den Eindriicken der Berater aus Hamburg.

Eine weitere Schwierigkeit, die Investitionswirkungen am Gewinn festzumachen, liegt
darin, dass eine Gewinndnderung nicht unbedingt der einen geférderten Investition zuzu-
schreiben ist, sondern durch Umwelteinfllisse (siehe den folgenden Punkt 3.) oder andere
betriebliche Aktivitaten hervorgerufen worden sein kann. Ein Indiz flr die reale Bedeu-
tung dieses Aspekts ist, dass auch in Betrieben mit positiver Gewinnentwicklung diese
nicht durchgehend der getétigten GroRen Investition zugeschrieben wird.

Das skizzierte Problem wiegt schwerer in groRen Betrieben mit hoher Investitionstatigkeit
oder in Betrieben mit mehreren Betriebszweigen. Eine konstatierte positive Einkommens-
wirkung der gefdrderten Grollen Investition in Betrieben mit gesunkenen ausgewiesenen
Gewinnen kann durch fehlerhafte Angaben, durch das Problem der Buchfiihrung unter
steuerlichen Gesichtspunkten oder mit Verlusten durch eine andere Investition bzw. in
einem anderen Betriebszweig erklart werden oder auch den Umwelteinflissen (siehe 3.),
z.B. steigenden Faktor- oder sinkenden Produktpreisen, zuzuschreiben sein.

Zu 3.: Diskussion der Umwelteinflisse

Dadurch, dass die Gewinne stark durch die Preisentwicklung beeinflusst sind, kénnen die
Gewinnwirkungen von Investitionen stark verzerrt werden. Als Beispiel sei der Milchsek-
tor genannt, der in der jingeren Vergangenheit unter stark sinkenden Erzeugerpreisen litt.
Fur eine aussagekraftige Analyse der Gewinnwirkungen mdissten daher Vergleiche von
Gewinnentwicklungen in geférderten und nicht geforderten Betrieben angestellt werden.
Eine solche Vergleichsgruppe existiert durch die intensive Férderung jedoch nicht (siehe
Kap. 6.0). Ein grober Vergleich mit dem allgemeinen Trend kdnnte z.B. mit den Daten aus
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dem Zentrum Betriebswirtschaft im Gartenbau e.V. (ZBG) durchgefiihrt werden. Es exis-
tieren jedoch keine Spezialauswertungen fur hamburgische indirekt absetzende Topfpflan-
zenbetriebe vom ZBG.

6.1.2 Einkommenswirkungen im Zierpflanzenbau

Um einen qualitativen Uberblick Gber die Sicht der Betriebsleiter am Niederrhein auf die
Entwicklung ihres Betriebes zu bekommen, wurden sie nach ihrer Einschatzung zur Be-
triebsentwicklung aus struktureller Sicht und bezogen auf ihr Einkommen gefragt. Uber
80 % der befragten Zierpflanzenproduzenten gaben an, mit der strukturellen Entwicklung
ihres Betriebes zufrieden zu sein. AulRerdem sind uber 70 % mit ihrer Einkommensent-
wicklung zufrieden. Die Berater aus Hamburg gehen davon aus, dass die Zufriedenheit mit
der Einkommens- und Betriebsentwicklung der Zierpflanzenbaubetrieben in den Vier- und
Marschlanden auch hoch ist. Allerdings wird davon ausgegangen, dass sie nicht das Mal3
an Zufriedenheit wie in den Betrieben am Niederrhein erreicht (siehe Anhang 3).

(a) Qualitative Beschreibung

Fast alle Betriebsleiter gaben in den Befragungen an, dass sie durch den Gewéachshausbau
eine Erhdhung ihres Ertrages realisieren konnten. Der Hauptgrund daftr liegt in der Aus-
weitung der Produktionskapazitadten (90 % der Betriebe). Im Gegensatz dazu sind hohere
Erzeugerpreise durch bessere Produktqualitdten unbedeutend, obwohl etwa 75 % der Be-
triebe eine Qualitatsverbesserung erzielen konnten. Der Preiseinbruch bei Beet- und Bal-
konpflanzen im Fruhjahr 2004 (Niehuis, 2005) wirkte der positiven Ertragsentwicklung
allerdings entgegen. Uber 80 % der Betriebe konnten durch die Investition einen Anstieg
ihres Einkommens erwirtschaften, was im wesentlichen durch einen hdheren Ertrag (gut
80 % der Betriebe) und durch gesunkene Stiickkosten (knapp 60 %) realisiert wurde. Fir
die Verminderungen der Kosten waren hauptsachlich die durch die Investition verursach-
ten Anderungen bei Heizkosten (60 %) und Arbeitskosten (30 %) verantwortlich. Aller-
dings konnten die Betriebsleiter keine genauen Daten fur Berechnungen tber das genaue
Ausmal der Veranderung von Einzelkosten vorweisen.

Die Situation in den Zierpflanzenbaubetrieben in Hamburg in Bezug auf die Einkommens-
und Kostenentwicklungen ist weniger positiv (siehe Anhang 3). Die Investitionen dienen
eher der Einkommenssicherung als ihrer Steigerung. Kostenersparnisse durch Arbeitsrati-
onalisierung und eine Verringerung des Heizmitteleinsatzes werden durch die geférderten
Investitionen in Hamburg auch in den meisten Fallen realisiert. Allerdings gleichen Preis-
steigerungen bei den Produktionsfaktoren dieser Entwicklung weitestgehend aus.
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(b) Gewinn

Um die Auswirkungen der geforderten Investitionen auf den Gewinn der Betriebe abschét-
zen zu kénnen, wurden die durchschnittlichen Gewinne in den zwei Jahren vor Umsetzung
und in den Jahren nach Abschluss der Investition erfragt (Anhang 5). Die durchschnittli-
chen Gewinne vor und nach der Investition werden in Abbildung 5 gezeigt. Die Isoge-
winnlinie markiert die Betriebe, in denen der Gewinn durch die Investition keine Verande-
rung erfahren hat. Die Betriebe, die durch einen Punkt unter der Geraden gekennzeichnet
sind, erzielen nach der Investition niedrigere Gewinne als vorher. Die Betriebe tiber der
Linie haben eine Gewinnsteigerung realisiert. Es ist klar erkennbar, dass fast alle Betriebe,
von denen Angaben zu den durchschnittlichen Gewinnen vor und nach der Investition vor-
liegen, nach Umsetzung der Investition hdhere Gewinne erzielen als davor. Die Unter-
schiede sind bisweilen sehr deutlich. Es muss aber sehr deutlich darauf hingewiesen wer-
den, dass die Betriebe in der Regel auch Entwicklungen in anderen Betriebszweigen voll-
zogen haben und zusétzlich verénderten externen Bedingungen wie sinkenden Erzeuger-
preisen (Niehuis, 2005) ausgesetzt waren, so dass die Gewinnénderungen nicht ausschliel3-
lich auf die geforderten Investitionen zurtickzufihren sind. Entsprechende Einflusse konn-
ten nur durch einen Vergleich mit nicht-gefdrderten Betrieben abgeschatzt werden.

Der durchschnittliche Gewinn der am Niederrhein befragten geforderten Betriebe erreichte
vor der Investition ein Niveau von 95.000 €/Jahr. Allerdings schwankten die Gewinne der
befragten Betriebe vor der Durchfihrung der Investitionen sehr stark zwischen
30.000 €/Jahr und 275.000 €/Jahr (Anhang 5). Nach Umsetzung der geforderten Investiti-
on stieg der durchschnittliche Gewinn deutlich an und erreichte eine GréfRenordnung von
etwa 150.000 €/Jahr, was dem Niveau der erfolgreichen Betriebe in 2000 und 2001 ent-
spricht. Dieses Ergebnis wird allerdings durch einen Betrieb mit einem derzeitigen Ge-
winn von 650.000 €/Jahr stark nach oben verzerrt. Doch selbst wenn dieser Ausreil3er
nicht beachtet wird, verbleibt ein deutlicher durchschnittlicher Gewinnanstieg um durch-
schnittlich etwa 15.000 €/Jahr auf gut 110.000 €/Jahr.

Fir Hamburg ist davon auszugehen, dass der Gewinn auch nach der Investition mittelfris-
tig in der Regel etwa konstant bleibt. Allerdings ist bei den Betrieben, die ein deutliches
Wachstum ihrer Unterglasflache vollziehen, auch ein nachhaltiger Gewinnsprung maglich,
so wie ihn viele Betriebe am Niederrhein erfahren. Dies ist allerdings nur in Ausnahmefal-
len moglich.
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Abbildung 5: Gewinnentwicklung in Zierpflanzenbaubetrieben durch die geférderte
Investition
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Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung 2005.

Die Betriebsleiter wurden auch nach dem Gewinnniveau gefragt, welches notwendig ist,
um ihre Betriebe nachhaltig weiter zu fiihren (Anhang 1). Die angegebenen Gewinne soll-
ten ein nachhaltiges Betriebswachstum, ausreichende Risikovorsorge und angemessene
Privatentnahmen ermdglichen. Abbildung 6 zeigt die aktuellen Gewinne der Zierpflanzen-
baubetriebe in Abhéngigkeit von den notwendigen Gewinnen. Die Gerade spiegelt die Be-
triebe wider, deren aktueller Gewinn dem nachhaltigen Bedarf entspricht. Die Betriebe,
die durch Punkte unter der Geraden représentiert werden, erwirtschaften derzeit, d.h. nur
wenige Jahre nach der gefdrderten Investition, geringere Gewinne als zur nachhaltigen
Betriebsentwicklung notig waren. Es wird deutlich, dass die realisierten Gewinne mit we-
nigen Ausnahmen nur unwesentlich von den nach subjektiver Einschatzung der Betriebs-
leiter notwendigen Gewinnen abweichen. Dabei streuen die benétigten Gewinne in einem
weiten Bereich und korrelieren weder mit der landwirtschaftlichen Nutzflache noch mit
der Gewéchshausflache der Betriebe, was zeigt, dass die Angaben zu den benétigten Ge-
winnen individuell sehr stark differieren und damit sehr vorsichtig zu interpretieren sind.
Die Situation in Hamburg ist in diesem Zusammenhang &hnlich, allerdings auf einen nied-
rigeren absoluten Gewinnniveau.
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Abbildung 6: Gewinn in Zierpflanzenbaubetrieben aus Nordrhein-Westfalen nach
der gefdrderten Investition und betrieblich notwendiger Gewinn
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6.1.3 Einkommenszufriedenheit in Betrieben mit Kleinen Investitionen

Es ist davon auszugehen, dass die meisten Kleinen Investitionen in der Regel nur einen
geringen Einfluss auf den Gewinn haben. Aus diesem Grund wird die generelle Zufrieden-
heit der Unternehmer mit der strukturellen Entwicklung ihrer Betriebe sowie der Gewinne
dokumentiert.

Von den Betrieben mit einer Kleinen Investition geben 70 % an, dass sie mit ihrer betrieb-
lichen Entwicklung zufrieden sind. Unzufrieden ist keiner der befragten Betriebsleiter mit
seiner Kleinen Investition.

Da eine allgemein zufriedenstellende betriebliche Entwicklung nicht auch zwangslaufig
ein befriedigendes Einkommensniveau bedingt, wurden die Betriebsleiter auch nach ihrer
Zufriedenheit Uber ihr betriebliches Einkommen befragt. Ergebnis dieser Frage ist, dass
die betriebliche Einkommenssituation in vielen Fallen deutlich unginstiger beurteilt wird,
als die allgemeine betriebliche Entwicklung, die vor allem Bezug auf die Betriebsstruktur
nimmt.
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6.1.4 Zusammenfassung und Fazit

Die gefdorderten GroRen Investitionen hatten in der Mehrzahl der Investitionen in Zier-
pflanzenbaubetrieben im Rheinland einen splrbar positiven Einfluss auf die Gewinnent-
wicklung. Allerdings ist die Streuung der Ergebnisse erheblich. Fir die Zierpflanzen pro-
duzierenden Betrieben in den Vier- und Marschlanden bleiben die Gewinne nach der In-
vestition auf &hnlichem Niveau wie zuvor. Nur in Ausnahmeféllen kann eine nennenswerte
Steigerung realisiert werden. Wenn unterstellt wird, dass eine spirbar positive Gewinn-
entwicklung das Hauptziel der Forderung ist, wird die Frage aufgeworfen, ob vor diesem
Hintergrund die richtigen Betriebe gefordert werden. Allerdings ist hier auch darauf zu
verweisen, dass derzeit neben dem Ziel der Gewinn- bzw. Einkommenssteigerung weitere
Ziele definiert sind (siehe Kap. 1.1), so dass eine Forderung nicht ausschlieflich nach dem
Kriterium der zu erwartenden Gewinnentwicklung vergeben wird.

6.2 Wirkungen des AFP auf den rationellen Einsatz von Produktions-
faktoren

Einkommenssteigerungen lassen sich am ehesten durch eine Erhéhung der Produktivitat
verwirklichen. Die dafiir eigentlich relevante betriebswirtschaftliche Erfolgskennzahl ist
die Relation zwischen Erlésen und Produktionskosten. Zu den grofiten Kostenfaktoren in
der Zierpflanzenproduktion unter Glas z&hlen die Aufwendungen fur Arbeit und Heizma-
terial (ZBG, 2004). Daher werden mit Investitionen in Gewdchshausbauten neben der
Ausdehnung der Produktionsflache insbesondere die Ziele verfolgt, die Arbeit zu rationa-
lisieren und den Heizmaterialeinsatz effizienter zu gestalten. Aus diesem Grund werden
nachfolgend fir die befragten Betriebe des Zierpflanzenbaus die Energie- und die Arbeits-
produktivitat ermittelt.

Da die Betriebe mit Kleinen Investitionen in sehr unterschiedliche Bereiche investieren,
sind Produktivitatsbetrachtungen fir diese Betriebsgruppe nicht mdglich.

(a) Energieproduktivitat

Um die spezifischen Heizkosten zu reduzieren, existieren unterschiedliche Ansatze. Einer-
seits kann der flachenbezogene Einsatz an Heizmaterial durch energiesparende MafRnah-
men gesenkt werden. Andererseits besteht die Moglichkeit, tber eine intensivere Flachen-
nutzung, d.h. Uber eine Erh6hung der Flachenproduktivitat, den Energiebedarf je Produkt-
einheit zu senken und damit die Energieeffizienz zu erhdéhen. Dartiber hinaus kann durch
eine Erzeugung anderer Produkte eine hdhere Wertschdpfung je eingesetzter Einheit an
Heizenergie generiert werden.

Uber 90 % der Betriebe nutzen Maglichkeiten zur Energieeinsparung in ihren geforderten
Gewachshausbauten (siehe Kapitel 6.0). Trotzdem wird nur in knapp 60 % der Betriebe
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(13 Betriebe) und damit in deutlich weniger Betrieben die Heizenergie effizienter genutzt,
als es vor der Investition der Fall war. Der Grund dafur ist der schon sehr hohe technische
Standard in den Altgewéchshdusern. Haufig werden verschiedene Technologien zur Ver-
ringerung des Energieeinsatzes miteinander kombiniert. Die Steigerungen in der Effizienz
der Nutzung der Heizenergie ist in sechs Betrieben (knapp 30 %), in denen die Nettopro-
duktionsflache im Vergleich zu den schon im Betrieb vorhandenen Gewéchshausern er-
hoht wurde, auch einer verbesserten Flachenausnutzung zuzuschreiben. Daruber hinaus
wurden mit der Inbetriebnahme der Investition hdufig Optimierungen im Flachenmanage-
ment im Unterglasbereich vollzogen, die aber oft auch ohne Investitionen hatten realisiert
werden kdnnen.

Insgesamt ist durch die Investitionen der durchschnittliche Heizmittelbedarf trotz einer in
den meisten Betrieben effizienteren Energienutzung von etwa 120.000 I/Jahr auf knapp
150.000 I/Jahr Heizél EL gestiegen. Dies entspricht einer Erhdhung des Aufwandes fiir
Heizmaterial um knapp 10.000 €/Jahr (siehe Anhang 5). Ursache dafir ist der Anstieg der
Unterglasflache. Der Heizmitteleinsatz schwankt in Abhéngigkeit des Anbauprogramms
und der Grolie der Gewéchshausflache sehr stark zwischen den Betrieben.

Auch der Aufwand fur den Heizmitteleinsatz in Relation zur Gewé&chshausflache zeigt
starke Schwankungen zwischen den befragten Betrieben (siehe Anhang 5). Er erreicht vor
der Investition durchschnittlich ein Niveau von 4,32 €/m2 Unterglasflache bei einem
Schwankungsbereich von ungefahr 1,6 €/m? bis 9,7 €/m2. Aufgrund der Investition ist er
im Durchschnitt minimal um 10 ct/m?2 auf 4,22 €/m2 gesunken (Schwankungsbereich: 9,60
bis 0,95 €/m?). Die Befragungen zeigen einen deutlichen Unterschied zwischen Topfpflan-
zen- und Schnittblumenbetrieben im Heizmaterialverbrauch je Quadratmeter Gewachs-
hausflache, der in den Schnittblumenbetrieben deutlich hdher ausféllt.

Die Berater haben die Angaben der Betriebsleiter zu den Wirkungen der energiesparenden
Malnahmen bei geférderten GroRen Investitionen grundséatzlich gestitzt. Auch in Ham-
burg sind in einigen Betrieben aus den genannten Griinden trotz eines haufig effizienteren
Heizenergieeinsatzes nach den Investitionen Steigerungen des absoluten Heizmaterialein-
satzes zu verzeichnen, der z.B. aus einer Anderung des Produktionsprogramms resultieren
kann.

(b) Arbeitsproduktivitat

Die meisten der befragten Betriebsleiter konstatieren eine Erh6hung der Arbeitsprodukti-
vitdt in ihren Betrieben durch die geférderte Investition. 14 Betriebe (rund 60 %) haben

In den befragten Betrieben wurde Heiz6l EL und Gas zur Befeuerung ihrer Heizkessel eingesetzt. Bei
der Umrechnung wurde unterstellt, dass 1 | Heiz6l EL 1 m3 bzw. 10 kWh Gas entspricht (v. Elsner,
2005). AulRerdem wurde ein Heizdlpreis von 0,3075 €/l angenommen, was dem Durchschnittswert von
2003 entspricht (BMVEL, 2004).
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die Ausdehnung ihrer Produktionskapazitdten mit etwa dem gleichen Einsatz an Arbeits-
kraften bewerkstelligt. Dies gelang im Wesentlichen durch eine Verbesserung des innerbe-
trieblichen Transportes, z.B. durch den Bau eines Verbinders oder einer Arbeitshalle,
durch den Ersatz mehrerer alter, kleiner Gewéchshauser durch neue, grofRe oder durch die
Anschaffung von Forderbandern. Insbesondere die Effekte der Investition auf die Verbes-
serungen der innerbetrieblichen Logistik werden aus Sicht der Berater in der Freien und
Hansestadt Hamburg von vielen Betriebsleitern unterschétzt (Anhang 3).

Unter der restriktiven Annahme, dass in anderen Produktionszweigen der Betriebe keine
erheblichen Anderungen stattfanden, kann auch die Arbeitsproduktivitit berechnet wer-
den. Sie konnte durch die geférderte Investition im Durchschnitt aller Betriebe um etwa
1.600 EQM/Voll-Ak, d.h. 80 m? Unterglasflache je Voll-Ak, bei einem Niveau von etwa
42.400 EQM/Voll-Ak nach der Investition erhéht werden. Fir die Betriebe in den Vier-
und Marschlanden sind tendenziell dhnliche Entwicklungen anzunehmen, jedoch in gerin-
gerer Intensitét.

(c) Zusammenfassung und Fazit

Es konnte gezeigt werden, dass die Energieproduktivitat in den geforderten Zierpflanzen-
baubetrieben der Hamburger Vier- und Marschlande steigt. Ebenso steigt die Arbeitspro-
duktivitat der Betriebe. Diese Produktivitatssteigerungen kénnen offensichtlich aber nur
die Kostenzuwdéchse der verschiedenen Produktionsfaktoren ausgleichen, da der Gewinn
keine Anderung erfahrt. Folglich sinkt die Flachenproduktivitat bei steigender Produkti-
onsfléche unter Glas.

6.3 Wirkungen des AFP auf Diversifizierung und Verlagerung der Pro-
duktion

Die Betriebsleiterbefragung berucksichtigt diesen Bereich durch ihre thematische Schwer-
punktsetzung bei den GrolRen Investitionen im Zierpflanzenbausektor nur unzureichend, da
Diversifizierungsinvestitionen haufig auch mit umfangreichen baulichen Tatigkeiten ver-
bunden sind und daher ebenfalls im Rahmen von Grofen Investitionen gefdrdert werden.
Aus diesem Grund fuhrt die Beschrdnkung folgenden Ausfiihrungen auf die Untersuchung
von Betrieben, die Kleine Investitionen durchgefiihrt haben voraussichtlich zu einem ver-
zerrten Bild.

(a) Diversifizierung

Die Diversifizierung der Einkommensquellen hat bei der AFP-Fdrderung in der Hansestadt
Hamburg mit einem durchschnittlichen Anteil von 4 % am forderfahigen Investitionsvo-
lumen (ber den betrachteten Forderzeitraum von 2000 bis 2004 nur eine sehr geringe Be-
deutung. Der Anteil der forderfdhigen Investitionsvolumina im AFP schwankt zwischen
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0 % und 26 % in den einzelnen Jahren, wenn Daten der GAK-Berichterstattung zugrunde-
gelegt werden (siehe Kap. 4). Die Abgrenzung Diversifizierungsinvestitionen in der GAK-
Berichterstattung ist allerdings oft nicht eindeutig. Investitionen zur Erzeugung regenera-
tiver Energien werden oftmals in der Kategorie ,,.Sonstiges*, Biogasanlagen zum Teil auch
in ,,Sonstige landwirtschaftliche Gebaude* gefiihrt. Pferdestéalle werden auch unter ,,Sons-
tigen Stallbauten* erfasst. Daher ist aus diesen Griinden davon auszugehen, dass der An-
teil der Investitionen zur Einkommensdiversifizierung hoher ist, als den Statistiken zu ent-
nehmen.

(b) Verlagerung der Produktion

Bereits die Zwischenbewertung des AFP zeigte, dass die Verringerung von Uberschuss-
produkten durch eine Produktionsverlagerung nicht das Ziel der Investitionsférderung ist.
Zudem hat Hamburg nur einen geringen Anteil an Betrieben, die Uberschussprodukte er-
zeugen.

(c) Fazit

Bislang sind die Diversifizierungsinvestitionen im AFP unbedeutend. Auf Bundesebene
stellt in der jungsten Vergangenheit die Erzeugung regenerativer Energien eine Ausnahme
dar. Fur diesen Bereich werden in Zukunft deutliche Veranderungen erwartet. Ansonsten
wird allgemein und insbesondere in der Freien und Hansestadt Hamburg davon ausgegan-
gen, dass einkommensdiversifizierende Investitionen weiterhin wenig Bedeutung behalten.

6.4 Wirkungen des AFP auf die Qualitat von Produkten im Zierpflan-
zenbau

Bei der Diskussion der Qualitatswirkungen sind Produkt- und Prozessqualitat zu unter-
scheiden. Die Verbesserung der Prozessqualitat wird in den Kapiteln Umweltschutz (6.6)
und Arbeitsbedingungen (6.7) differenziert behandelt. Das vorliegende Kapitel befasst
sich daher ausschlieBlich mit der Verbesserung der Produktqualitdt und deren Bedeutung
fur die geforderten Betriebe.

Knapp 75 % der Betriebsleiter (16 Betriebe) verbesserten durch die Investition die Quali-
tat ihrer Produkte in Zierpflanzenbau. Griinde dafiir sind hauptsdachlich Optimierungen in
der Klimafiuihrung durch den Einsatz moderner Klimacomputer, wodurch eine gleichmagi-
gere Kulturentwicklung und damit die Produktion einer gewiinschten Qualitédt zu einem
geplanten Termin moglich wurde. AuRerdem konnten durch eine gleichméligere Bewasse-
rung, hervorgerufen z.B. durch eine Umstellung auf Ebbe-Flut-Bewdsserung, sogenannte
Randeffekte vermindert und damit in einigen wenigen Betrieben der Anteil an verkaufsfa-
higer Ware erhoht werden. In einem Betrieb, der Schnittrosen erzeugt, fiihrte der Bau ei-
ner Arbeitshalle im Gewéchshaus dazu, dass die Weiterverarbeitung unter kontrollierten
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Bedingungen erfolgt und dadurch die Qualitat der Ware verbessert wird. Im Prinzip kons-
tatieren die Berater fur die hamburgischen Betriebe &hnliche Entwicklungen (sie-
he Anhang 3).

Die Qualitatsverbesserungen schlagen sich in der Regel nicht in hdheren Erzeugerpreisen
nieder. Die Betriebsleiter und die Berater betonen aber, dass sie den Absatz sichern, da
viel qualitativ hochwertige Ware am Markt erhéltlich ist. Dadurch steigen die Anspriche
der Konsumenten.

6.5 Wirkung des AFP auf die Schaffung und den Erhalt von Arbeits-
platzen

Die Verbilligung von Kapital durch die Investitionsférderung fiihrt tendenziell zu einer
Substitution von Arbeit durch Kapital und setzt damit Arbeitskréfte frei. Zusatzlich ist mit
dem Einsatz von neuem Kapital in der Regel ein technischer Fortschritt verbunden, der
haufig arbeitssparend wirkt, d.h. die Arbeitsproduktivitat erhdht. Parallel dazu kénnen
Wachstumsschritte zu einem erhdhten Bedarf an Arbeitskraft fuhren.

(a) Brutto- versus Nettobetrachtung

Bei der Bruttobetrachtung werden nur die bei den geforderten Betrieben erzielten Arbeits-
platzeffekte berucksichtigt, wahrend eine Nettobetrachtung auch die Sekundéreffekte
durch Verdrangung anderer Anbieter, die Beschaftigung im vor- und nachgelagerten Be-
reichen etc. mit in die Analyse einbezieht. Verdrangungseffekte entstehen vor allem in
Wirtschaftsbereichen, deren Mérkte nicht oder nur wenig wachsen. Da der Zierpflanzen-
markt nur geringfiigig wachst (Niehuis, 2005), kénnen Betriebe hier nur dann deutliche
Wachstumsschritte realisieren, wenn dadurch Produktionsanteile in anderen Unternehmen
verdréangt werden. Verdrangungseffekte sind auBerdem noch in den Diversifizierungsbe-
reichen Direktvermarktung und Landtourismus zu erwarten. Sie kénnen bei anderen diver-
sifizierenden Landwirten, aber auch im Lebensmitteleinzelhandel und im Hotel- und Gast-
stattengewerbe entstehen.

Aufgrund des gewadhlten Untersuchungsansatzes konnen jedoch lediglich Bruttoeffekte
festgestellt werden. Im Zierpflanzenbau wird in den meisten Betrieben versucht, die durch
Wachstum vergroRerte Produktionsflache mit demselben oder im Vergleich zur Flachen-
ausdehnung unterproportional erhdhtem Arbeitseinsatz zu bewirtschaften. In 12 (55 %)
der am Niederrhein befragten Betriebe wurden trotz der Rationalisierungseffekte der In-
vestitionen durch das Betriebswachstum in geringem Ausmal zusatzliche Arbeitskrafte
(AK) eingestellt. In diesen Betrieben wurden zwischen 0,3 und 3,0 Voll-Ak neu beschéf-
tigt, was im Durchschnitt aller Betriebe etwa 0,75 Ak und im Mittel der einstellenden Be-
triebe rund 1,5 AK entspricht. Die Einstellungen erfolgen vornehmlich im Bereich gering
qualifizierter Saisonarbeitskrafte, die, hadufig aus Polen kommend, in Arbeitsspitzen einge-
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setzt werden. EIf Betriebsleiter (50 %) sehen die Arbeitsplatze in ihren Betrieben durch
die gefdrderte Investition als sicherer an, als dies ohne der Fall gewesen ware. Allerdings
wurde seitens der Betriebsleiter haufig darauf verwiesen, dass fir eine Sicherung des Be-
triebes und damit der Arbeitsplatze die gesamte Betriebsentwicklung und nicht eine ein-
zelne Investition ausschlaggebend ist. Somit kann die Investitionsforderung als Beitrag
zur, aber nicht als alleinig verantwortlich fur die Arbeitsplatzsicherung angesehen werden.

In Hamburg fiihren die Gewachshauserweiterungen nur in seltenen Féllen zur Einstellung
von zusétzlicher Arbeitskraft, so die Auskunft der Berater (siehe Anhang 3). In einigen
Betrieben werden hingegen zusatzlich familidre AK beschéftigt. Dies wird vor allem dort
angestrebt, wo nach dem Generationswechsel zwei Betriebsleiterfamilien von einem Be-
trieb leben missen. Den Beraterinformationen folgend, kénnen die meisten Betriebe nach
Durchfuhrung der geforderten Investition als wettbewerbsféhiger und damit die Arbeits-
platze als sicherer angesehen werden, als dies vorher der Fall war.

(b) Wertschopfungssteigerung

Durch die (Re-)Integration von bestimmten Produktions- und Dienstleistungsbereichen in
die Landwirtschaft allgemein und auch in den Zierpflanzenbau kénnte eine Ausweitung der
Wertschopfung und der Beschaftigung erreicht werden (Diversifizierung). Der Arbeitskraf-
tebedarf kdnnte auch durch besonders arbeitsintensive Bewirtschaftungsverfahren, wie bei-
spielsweise in der 0kologischen Produktion, erhoht werden. Dies setzt jedoch voraus, dass
fur diese kostenintensivere Produktion die entsprechende Nachfrage vorhanden ist, da an-
sonsten die Wettbewerbsfahigkeit dieser Betriebe nicht gegeben ist. Die Verdrangungsef-
fekte der einkommensdiversifizierenden Investitionen wurde oben schon diskutiert.

Tatséchlich zeigt sich anhand der Sekundérstatistik und der selbst erhobenen Daten, dass
die Diversifizierung (siehe Kap. 6.3) ebenso wie der Okolandbau® nur eine sehr unterge-
ordnete Bedeutung im Zusammenhang mit der Investitionsférderung haben. Der Bereich
der erneuerbaren Energieproduktion in Form von Biogas scheint dagegen regional positive
Wertschépfungs- und Beschéftigungseffekte zu besitzen, wenngleich die Kosten-Nutzen-
Effizienz der Forderung dieses Produktionsbereiches aus volkswirtschaftlicher Sicht zu
hinterfragen ist.

(c) Fazit

In ca. einem Drittel der befragten Betriebe ist in Folge der Férderung mit einem positiven
Brutto-Effekt bei der Beschaftigungssicherung zu rechnen. Es ist allerdings kritisch zu
hinterfragen, ob die Betriebe, die ohne Férderung keine Investition durchfuhrt hatten, ge-

Nur zwei der insgesamt 156 erhobenen Landwirtschafts- und Zierpflanzenbaubetrieben in den Unter-
suchungsregionen werden 6kologisch bewirtschaftet.
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rade die dynamischen und erfolgreichen Betriebe sind bzw. werden, die langfristig wett-
bewerbsfahige Arbeitsplatze bieten.

Viele Zierpflanzenproduzenten haben durch ihre pure Existenz in einem relativ wenig
durch staatliche Eingriffe verzerrten Markt bewiesen, dass sie sich entweder Nischen fir
den regionalen Absatz gesucht haben oder derzeit auch international wettbewerbsfahig
sind. Ersteres durfte fir viele Betriebe in den Hamburger Vier- und Marschlanden gelten.
Trotz des Betriebswachstums, das mit den geférderten Investitionen einher geht, liegen die
Arbeitsplatzeffekte eher darin, dass vorhandene Arbeitspldtze gesichert werden, als dass
neue entstehen. In einigen Betrieben entstehen Familienarbeitsplatze.

Durch die Forderung der Diversifizierung gibt es vermutlich einen zumindest teilweise
subventionierten regionalen Verdrangungswettbewerb bei Arbeitsplatzen. Nettoeffekte bei
der Schaffung von Arbeitsplatzen kdnnen somit nur dann sachgerecht erfasst werden,
wenn auch die Wirkungen bei direkt oder indirekt betroffenen nicht-geférderten Betrieben,
auch aulerhalb der Landwirtschaft bzw. des Zierpflanzenbaus, in die Analyse einbezogen
werden. Die Schaffung zusétzlicher Arbeitspldatze durch Wertschépfungssteigerung im
landwirtschaftlichen Sektor ist nur sehr begrenzt maéglich.

6.6 Wirkungen des AFP auf den Schutz von Umweltgitern

Die Vermeidung oder Verringerung von Umweltbelastungen in Folge der Agrarproduktion
ist eines der Ziele des AFP. Eine Reihe von umweltpolitischen Parametern, wie z.B. der
Nachweis ausreichender Gullelager-Kapazitaten, werden durch die Forderbedingungen
explizit zur Voraussetzung der Forderung. Im Zierpflanzenbau gibt es dagegen keine uber
das Fachrecht hinausgehenden Forderbedingungen im AFP. Im Fall der Maschinenférde-
rung sind umweltpolitische Verbesserungen ebenfalls eine unmittelbare VVoraussetzung fir
die Gewahrung eines Zuschusses.

Angesichts der im Untersuchungskonzept gewéhlten Fokussierung (vgl. Kap. 2) stehen die
Umweltwirkungen der Agrarinvestitionsforderung nicht im Mittelpunkt der Untersuchung.
Folglich geben die nachstehend dokumentierten Resultate nur einen groben Uberblick tiber
die erzielten Wirkungen im Umweltbereich.

(a) Analysen und Ergebnisse

Etwa zwei Drittel (15 Betriebe) der im Zierpflanzenbau am Niederrhein befragten Betriebe
geben an, dass mit der geforderten Investition im Unterglasbereich ein positiver Umwelt-
effekt verbunden ist (siehe Kap. 7.1, Abb. 12). Die starksten Umwelteffekte der geforder-
ten Investitionen sind im Bereich des Priméarenergieverbrauchs zu verzeichnen, die schon
durch rein 6konomische Zwange angestrebt werden. Durch den starken Anstieg der Ener-
giepreise in der jingeren Vergangenheit suchen die befragten Betriebsleiter aktiv nach



34 Bewertung AFP — Freie und Hansestadt Hamburg

Maoglichkeiten, die eingesetzte Heizenergie effizienter zu nutzen (siehe Kapitel 6.2). Die
geforderten Investitionen flhrten in vielen Betrieben zu einer Verringerung des Heizener-
gieeinsatzes je Produkteinheit, d.h. zu einem effizienteren Heizenergieeinsatz. Allerdings
ist der absolute Energieverbrauch in den meisten Betrieben durch das Wachstum der Pro-
duktionsflache bisweilen deutlich gestiegen. Ob durch die geférderten Investitionen sek-
torbezogen der Energieeinsatz verringert wird, kann auf der verfligbaren Datenbasis nicht
abschlieRend geklart werden. Bei einem begrenzten Absatzmarkt fiir Topfpflanzen er-
scheint es allerdings plausibel, dass das Wachstum der geftérderten Betriebe eine Produk-
tionsverringerung in anderen Betrieben mit mdglicherweise &lterer Technologie und damit
weniger effizientem Energieeinsatz zu Folge hat, was auch einen positiven Nettoeffekt bei
dem Einsatz von Heizenergie vermuten l&sst.

In vielen Zierpflanzen erzeugenden Betrieben wurde im Rahmen der Investition die Nut-
zung von Regenwasser zu Bewasserungszwecken ausgedehnt, da das auf Gewéchshausda-
chern gesammelte Regenwasser in der Regel fiir die Bewésserung eingesetzt wird. Aul3er-
dem wurden in 45 % der Betriebe (10 Betriebe) geschlossene Bewdsserungssysteme instal-
liert, wodurch aufgrund der genaueren Wasserdosierung nicht nur eine geringere Bereg-
nungsmenge, sondern auch weniger Dinger eingesetzt werden. Allerdings bestand in sechs
dieser zehn Betriebe das geschlossene Bewadsserungssystem auch schon in den Altge-
wéchshdusern, so dass in diesen Betrieben keine produktbezogenen Verdnderungen erzielt
wurden. Zehn Betriebsleiter konstatierten einen verringerten Pflanzenschutzmitteleinsatz
durch die Investition. Die Verringerung wurde im Wesentlichen durch eine optimierte
Klimasteuerung und die Abwendung von der Uberkopfbewisserung verursacht. Die Situa-
tion in den Zierpflanzenbaubetrieben in Hamburg ist &hnlich einzuschéatzen.

Eine Beurteilung der Netto-Umweltwirkung eines Gewdachshausneubaus ist auf der Basis
der vorhandenen Daten nicht mdglich. Insbesondere wurde nicht explizit nach negativen
Umweltwirkungen gefragt. Diese sind aber grundsatzlich — zumindest in begrenztem Um-
fang — zu erwarten, wenn z.B. eine zusétzliche Versiegelung von Flachen stattfindet. Da-
her missen vor einer abschlieenden Bewertung der Umweltwirkungen der Investitions-
forderung noch tiefergehende Analysen ber die 6kologisch relevanten Implikationen an-
gestellt werden.

Mit Blick auf die Forderung Kleiner Investitionen in Form von Maschinen und Geréten
sind zun&chst in erheblichem Umfang positive umweltpolitische Bruttoeffekte zu konsta-
tieren: Von den insgesamt 18 Forderprojekten in Niedersachsen gehen nach Einschéatzung
der Landwirte in 12 Féllen positive Umweltwirkungen aus. Zu verweisen ist allerdings auf
den Umstand, dass gerade bei den Kleinen Investitionen von den Landwirten vermehrt
darauf hingewiesen wurde, dass diese ohnehin auch ohne Forderung betriebswirtschaftlich
rentabel sind. Im Fall der Anschaffung von Mulchsaatgerdten wird dem dadurch ermdg-
lichten Ubergang zur pfluglosen Bodenbearbeitung durch die mit der Umstellung ermog-
lichten Kostensenkungen angesichts der starken Verteuerung von Dieselkraftstoff haufig
sogar eine strategische Bedeutung zugemessen.
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(b) Zusammenfassung und Fazit

Im Zierpflanzenbau wurden deutliche Umwelteffekte erzielt. Sie entstehen in der Regel
parallel zu den wirtschaftlichen Interessen der Betriebseiter, z.B. bei der effizienteren
Nutzung von Heizenergie. Damit kdnnen positive Umweltschutzeffekte im Zierpflanzen-
bau unter Glas als Kuppelprodukt von Wirtschaftlichkeitsverbesserungen betrachtet wer-
den. Die Forderung von Kleinen Investitionen in Maschinen und Gerate ist dhnlich zu be-
urteilen.

Zu den Netto-Umweltwirkungen von Gewadchshausneubauten kann die vorliegende Unter-
suchung keine Aussagen treffen, da wichtige 6kologisch relevante Aspekte im Rahmen
dieser Untersuchung nicht betrachtet werden konnten.

6.7 Wirkungen des AFP auf die Verbesserung von Arbeitsbedingungen

Die Verbesserung der Arbeitsbedingungen in Zierpflanzenbaubetrieben hat eine hohe Be-
deutung, da hier viele Arbeiten in geblckter Haltung durchgefihrt werden mussen. Sie
sind auch eins der zentralen Ziele des AFP.

Im Rahmen der Bewertung der Agrarinvestitionsférderung wurde von einer engen Korre-
lation zwischen Rationalisierungsinvestitionen einerseits und der Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen andererseits ausgegangen. Aus diesem Grund hat das Thema Arbeitsbe-
dingungen in der Betriebsleiterbefragung nur eine relativ geringe Bedeutung erhalten. Die
nachstehend skizzierten Wirkungen kénnen folglich nur eine sehr grobe Ubersicht iber
den Stellenwert von verbesserten Arbeitsbedingungen im Spektrum der Foérderwirkungen
vermitteln.

Die Arbeitsbedingungen sind durch Investitionen in die Gewdchshausproduktion im Zier-
pflanzenbau in 30 % der Betriebe (7 Falle) durch die Fortschreibung bereits im Betrieb
vorhandener Technik auch nach Umsetzung der gefdrderten Investitionen gleich geblie-
ben. In jeweils drei Betrieben wurden die Arbeitsbedingungen durch eine Verringerung
gebiickt durchzufiihrender Arbeiten und eine Reduzierung der Arbeiten im Freien und da-
mit einhergehendem Schutz vor Wind, Regen und Sonneneinstrahlung verbessert. Auer-
dem fiihrte eine Optimierung des innerbetrieblichen Transports in einigen Betrieben zu
einer Verringerung korperlich schwerer Arbeiten. Insgesamt wurden die Arbeitsbedingun-
gen in rund 70 % der Betriebe durch die geforderten Investitionen verbessert (sie-
he Abb. 12, Kap. 7.1).

(a) Analyse

Die Verringerung von korperlich schwerer Arbeit geschieht in der Regel durch die Me-
chanisierung dieser Arbeiten wie z.B. dem Einsatz von Transportbdndern zum Transport
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getopfter Ware. Es wird deutlich, dass die Verbesserung der Arbeitsbedingung in der Re-
gel einhergeht mit einer Rationalisierung, weil die genannten Arbeiten in kirzerer Zeit
erledigt werden. Rationalisierung ist aber wiederum ein originar betriebswirtschaftliches
Ziel.

(b) Zusammenfassung und Fazit

1.  Die Arbeitsbedingungen konnten in rund 70 % der untersuchten Forderfalle im Zier-
pflanzenbau deutlich verbessert werden.

2. In erster Linie sind die Verbesserungen Kuppelprodukte der Rationalisierung
(Stichwort: Mechanisierung), da sie aus betriebswirtschaftlich ohnehin erstrebens-
werten Optimierungen resultieren, so dass sie daher kein originédres Forderziel dar-
stellen missten.

6.8 Wirkungen des AFP auf den Tierschutz

Der Tierschutz im Zierpflanzenbau unter Glas ist bedeutungslos.

6.9 Wirkungen der Junglandwirteforderung

Die Wirkungen der JLWF koénnen anhand von Sekundérdaten zum gegenwartigen Zeit-
punkt nicht bewertet werden. In den Betriebsleiterbefragungen und im Beraterworkshop
wurde diese spezielle Forderung jedoch thematisiert. Aus diesen Quellen stammen die
nachfolgend dargestellten Ergebnisse.

Fir die kinftige Bewirtschaftung entwicklungsfahiger Zierpflanzenbaubetriebe stehen in
Hamburg nach Ansicht der Berater ausreichend viele potenzielle Nachfolger zur Verfi-
gung. Dennoch fordern sie die Gewéhrung einer, vorzugsweise erhohten, Junglandwirte-
forderung (JLWF), um der Konkurrenz der mannigfaltigen Einkommensalternativen im
stadtischen Umfeld entgegen zu wirken (siehe Anhang 3).

(a) Ergebnisse der Betriebsleiterbefragung

Zur Analyse der JLWF werden die Befragungsergebnisse in der Gesamtheit aller Befra-
gungsregionen herangezogen. Insgesamt wurde gut 35 % (n=56 Betriebe) aller befragten
Unternehmen (n=156) eine JLWF gewadhrt. Etwa 40 % von ihnen haben konstatiert, dass
die JLWF einen Einfluss auf die betriebliche Entwicklung gehabt hatte. Dieses Ergebnis
wird in der Tendenz durch die Befragungen in den Einzelregionen untermauert. Unter den
befragten Betriebsleitern des Zierpflanzenbaus in Nordrhein-Westfalen haben 16 eine
JLWEF in Anspruch genommen, von denen gut 50 % von einem positiven Einfluss berichte-
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ten (siehe Abb. 7). Es gab bei allen 156 befragten Betrieben keinen Fall, bei dem der Be-
triebsleiter ohne Junglandwirteférderung den Betrieb nicht fortgefiihrt hatte.

Die Berater und auch die betroffenen Betriebsleiter wiesen darauf hin, dass die JLWF ei-
nen positiven Liquiditatseffekt bewirke. Im Zierpflanzenbau wiesen zudem einige Be-
triebsleiter darauf hin, dass die JLWF bestimmte Investitionsbestandteile anzuschaffen
erlaubte. Diese Argumente sind jedoch kritisch zu hinterfragen, da die JLWF an Investiti-
onen von mindestens 50.000 € gebunden sind. Haufig sind die Investitionsvolumina, fir
die die JLWF beantragt wird, auch deutlich hoher, so dass in der Regel fir diese Investiti-
onen langfristige Kredite aufgenommen werden. Ein um die JLWF erhohter Kredit durfte
von entwicklungsfahigen Betrieben aber finanzierbar sein, so dass ohne JLWF weder die
Liquiditat stark beeintrachtigt wére noch der Investitionsumfang reduziert werden misste.

Abbildung 7: Einfluss der Junglandwirteférderung auf betriebliche Entwicklung
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Aus Sicht der Berater enthalt die JLWF ferner einen gewissen Vorzieheffekt bei der Ein-
beziehung der Hofnachfolger in die Betriebsfuhrung. Erkennbar sei dies daran, dass bei
Einzelunternehmen vielfach erst wenige Monate vor Antragstellung eine Familien-GbR
gegrindet werde. Allerdings sollte es schon aus betrieblichem Interesse Ziel eines jeden
Betriebsleiters sein, den Nachfolger friihzeitig in die Betriebsfihrung einzubeziehen.

Entscheidender Punkt bei der Bewertung des Vorzieh- und auch des Liquiditatseffektes ist
aber, ob diese Phdnomene Uberhaupt Probleme darstellen, die durch staatliche Eingriffe
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beeinflusst werden sollten. Bislang wurden hierfiir keine plausiblen Begriindungen vorge-
bracht.

(b) Existenzgriindungsférderung

Die Forderung von Neueinsteigern in die Landwirtschaft spielte bei den befragten Betrie-
ben keine Rolle, weder von Seiten dlterer Betriebsinhaber noch von Seiten jingerer Be-
triebsibernehmer. Eine speziell auf die Betriebsgriindung abgestimmte Befragung erfolgte
allerdings nicht. Auch nach Meinung der Berater scheint es fiir eine zusatzliche Existenz-
grindungsforderung keinen Bedarf zu geben.

(c) Fazit

Die Junglandwirteforderung kann in ihrer aktuellen Ausgestaltung jungen Géartnern und
Landwirten allenfalls marginale Anreize fir die Weiterfihrung von Betrieben bieten und
erfullt damit nicht das Ziel dieser FérdermalRnahme. Andererseits stellt sich auch die Frage
nach dem Sinn des Ziels der JLWF angesichts des notwendigen Strukturwandels. Es ist
offensichtlich, dass ein Widerspruch zwischen dem den Strukturwandel beschleunigenden
Wachstumsziel des AFP und dem strukturkonservierenden Ziel der JLWF besteht.

Gegenwartig ist auch kein Bedarf erkennbar, vermehrt junge Menschen in den Zierpflan-
zenbau zu ziehen. Der vielfach genannte Vorzieheffekt bei der Einbeziehung der Hofnach-
folger in die Betriebsleitung, die haufig durch die Grindung einer Familien-GbR erfolgt,
ist hinsichtlich des davon ausgehenden strukturellen Effektes unklar.
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7 Gesamtbetrachtung

Im folgenden Abschnitt wird ausgehend von einer Zusammenfassung der bisher analysier-
ten Bruttowirkungen der gefdrderten Investitionen zunéchst die Zufriedenheit der in die
Befragung einbezogenen landwirtschaftlichen Unternehmer mit den geftérderten Projekten
beschrieben und bewertet. Anschliefend wird der Frage nachgegangen, wie eine Ermitt-
lung und Bewertung der Nettoeffekte der Forderung erreicht werden kann und welche An-
haltspunkte es aufgrund der Befragungsergebnisse hinsichtlich der Nettowirkungen der
Forderungen gibt. Darauf aufbauend wird das Spezialthema ,,Kleine Investitionen* aufge-
griffen. Wie nachfolgend gezeigt wird, ergeben sich hinsichtlich positiver Nettowirkungen
dieser MaBnahme besondere Zweifel.

7.1 Wirkungen der Investitionen im Uberblick

Die vorangegangene Analyse der Wirkungen der gefdrderten Investitionen in den ver-
schiedenen Dimensionen lasst sich wie folgt zusammenfassen (siehe Abb. 8):

1. Die fur eine GrolRe Investition in Gewdchshausbauten in der Freien und Hansestadt
Hamburg geforderten Zierpflanzenbaubetriebe wachsen. Fortschritte werden bei der
Arbeits- und der Heizenergieproduktivitat erzielt.

2. Die mit Hilfe der Investitionen erzielten Einkommenseffekte lassen sich aufgrund der
Datenlage (vor allem fehlende oder ungenaue Angaben zu Gewinn und Einkommen)
sowie aufgrund der Anderung externer Rahmenbedingungen (z.B. Erzeuger- und Fak-
torpreis) nur sehr vage ermitteln. Die prasentierten Zahlen sind mit grof3er VVorsicht zu
interpretieren und missen vor dem Hintergrund der allgemein negativen Entwicklung
speziell im Milchbereich bewertet werden. Unter Beriicksichtigung dieser Beschran-
kungen zeigt die Befragung am Niederrhein, dass Gber 90 % der mit einer GroRen In-
vestition geforderten Betriebe ihren Gewinn steigern konnten. Es gibt aber auch Be-
triebe, die nach Durchfihrung der Grofen Investition stagnieren oder sogar einen
Rickgang des Gewinns hinnehmen mussten. Dies ist ein Indiz fir bestehende Opti-
mierungspotenziale bei der Auswahl der zu fordernden Unternehmen. Im Gegensatz
dazu steht in den Vier- und Marschlanden die Gewinnsicherung im Vordergrund.

3. Die groRe Mehrzahl der geforderten Investitionen im Zierpflanzenbau hat zum Teil
deutliche positive Wirkungen in den Bereichen Qualitat, Arbeitsbedingungen und
Umweltschutz erzielt. Gleichwohl ist aber deutlich geworden, dass diese Wirkungen
ganz Uberwiegend Kuppelprodukte von Investitionen sind, die auch aus rein wirt-
schaftlichem Interesse realisiert wiirden. Das bedeutet, dass diese positiven Wirkun-
gen bei allen Investitionen auch erzielt worden waren, die ohne Forderung trotzdem
umgesetzt worden waren.
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4. Positive Nettoeffekte auf die Beschaftigung spielen in den hamburgischen Zierpflan-
zenbaubetrieben praktisch keine Rolle. Im Bereich der Diversifizierung, der in der
Freien und Hansestadt Hamburg allerdings von untergeordneter Bedeutung ist, durften
Verdrangungseffekte entstehen.

Abbildung 8: Positive Wirkungen der geforderten Investitionen in Zierpflanzenbau-
betrieben in Nordrhein-Westfalen
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7.2  Zufriedenheit mit der geforderten Investition

In den geforderten Zierpflanzenbaubetrieben am Niederrhein wirde jeder Betriebsleiter in
der ex post Betrachtung die Investition wiederholen. Fir Hamburg wird auch davon aus-
gegangen, dass es auch im nachhinein eine hohe Zufriedenheit mit der gefdrderten Investi-
tion gibt, jedoch nicht in einem vergleichbar hohen MalR wie am Niederrhein. Die Berater
schétzen den Anteil der Betriebe, die auch in der ex post Betrachtung die Investition wie-
derholen wiirden auf etwa 75 %.

In Niedersachsen wirden nur etwa 45 % der Betriebe mit Kleiner Investition (acht von
14 Betrieben) diese im Nachhinein unveréndert wieder durchfuhren. Dies darf aber nicht
so interpretiert werden, dass die Investitionsforderung aus Sicht der betroffenen acht Be-
triebsleiter fehlgeleitet war (Doppelnennungen maoglich): Zwei wirden eine flexiblere Fi-
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nanzierung, einer wirde heute eine langere Kreditlaufzeit wahlen. Immerhin finf der acht
Betriebe erkléren, sie hatten groRer bauen sollen. Ein Betriebsleiter fiihrte aus, er hatte auf
mehr Tiergerechtigkeit achten sollen. Drei erklaren, sie hatten besser die Foérderung fir
eine GroRe Investition in Anspruch nehmen sollen und nur einer gibt an, er hatte vielleicht
auf die Forderung ganz verzichten sollen. Das einfachere Forderverfahren, die fehlende
Kreditbindung und die Gewahrung eines verlorenen Zuschusses bei Kleinen Investitionen
scheinen die Betriebsleiter tendenziell dazu zu verleiten, eine Kleine Investitionsfoérderung
in Anspruch zu nehmen, wo eigentlich eine GrofRe sinnvoll ware.

Angesichts des erheblichen finanziellen Engagements der Unternehmer, in den meisten
Forderfallen zwischen 100.000 € und 200.000 € in den Vier- und Marschlanden (sie-
he Anhang 3), insbesondere bei den GroflRen Investitionen, muss die Bereitschaft zur Wie-
derholung der Investition als klares Indiz fur die hohe Zufriedenheit Seitens der Betriebs-
leiter mit dem gefdrderten Investitionsprojekt bewertet werden. Es ist davon auszugehen,
dass die wirtschaftlichen und produktionstechnischen Ziele der investierenden Unterneh-
mer erreicht werden. Fehlinvestitionen existieren zumindest aus Sicht der befragten Be-
triebsleiter nur selten.

7.3 Nettowirkungen der Investitionsférderung

Fir eine wissenschaftlich korrekte Ermittlung der Netto-Wirkungen der Investitionsforde-
rung misste berucksichtigt werden, dass Wachstumsinvestitionen zu einer erhéhten Nach-
frage nach Produktionsfaktoren fuhren kann. AufRerdem kann durch ein vergréRertes An-
gebot am Markt der Erzeugerpreis unter Druck geraten. Die beiden genannten Effekte las-
sen sich im Rahmen der vorliegenden Untersuchung nicht einfangen, weil dazu ein Sektor-
oder Regionalmodell erforderlich ware.

Ein weiterer Aspekt ist relevant, wenn die Nettowirkungen bestimmt werden sollen. In
vielen Féllen wirden die gefdrderten Investitionen auch ohne Forderung realisiert, so dass
die ermittelten Bruttowirkungen nicht (bzw. nicht vollstandig) der Férderung zugeschrie-
ben werden kdnnen. Dies bedeutet, dass die Nettowirkungen bisweilen deutlich geringer
sind als die Bruttowirkungen. Um das Ausmal dieses Effektes einzugrenzen, wurden die
Landwirte gefragt, ob sie die Investition auch ohne Forderung umgesetzt hatten. Die Aus-
wertung der in den Betriebsleiterbefragungen erhobenen Daten muss allerdings das Prob-
lem des strategischen Verhaltens berucksichtigen: Die Landwirte haben mit Blick auf die
Forderung und die politischen Rahmenbedingungen (Knappheit der Haushaltsmittel) einen
Anreiz, die Wirkungen eines moglichen Wegfalls der Forderung zu tbertreiben. Es ist so-
mit davon auszugehen, dass die bei einem tatsédchlichen Wegfall der Férderung eintreten-
den Einschrankungen der Investitionstatigkeit geringer ausfallen wirden, als auf Basis der
Befragungsdaten ermittelt. Hinzuweisen ist allerdings auf den Umstand, dass es sehr deut-
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liche Unterschiede in den Antworten auf diese Frage gibt, je nach dem ob die Befragten
eine Kleine oder eine GroRe Investition durchgefiihrt haben. Wenn strategisches Verhalten
das dominierende Motiv ware, spricht zunéchst nichts daflr, bei den Kleinen Investitionen
anders zu antworten als bei den GroRRen. Tatséchlich gibt es hier aber sehr starke Unter-
schiede bei den Reaktionen der Landwirte und Gértner.

In Abbildung 9 sind die Reaktionen der Landwirte auf die skizzierte Frage dokumentiert
(Mehrfachnennungen mdoglich):

— Im Zierpflanzenbau hingegen waren nur 5 % der Investitionen unterblieben, wenn die
Forderung nicht gewéhrt worden wére. Unverandert waren knapp 20 % der gefdrder-
ten Investitionen ungesetzt worden.

— Fast 30 % derjenigen, die eine Kleine Investition durchgefiihrt haben, hatten diese
auch ohne die Fordermittel unverandert durchgefuhrt, ganzlich darauf verzichtet hatte
niemand.

Abbildung 9: Ex post Betrachtung der geférderten Investition durch die Betriebslei-
ter bei Wegfall der Férderung
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— Wenn aufgrund des Wegfalls der Foérderung eine Modifikation erwogen wurde, be-
stand diese vor allem in einer zeitlichen Verzégerung bzw. einer schrittweise Umset-
zung der Investition (68 % im Zierpflanzenbau und knapp 30 % bei den Kleinen In-
vestitionen) sowie in einer preiswerteren Ausfihrung des Objekts (knapp 10 % im
Zierpflanzenbau und etwa 15 % bei Kleinen Investitionen). Eine geringeres Wachstum
wurde im Zierpflanzenbau nur von rund 20 % der Befragten in Erwédgung gezogen.

— Dass uber 80 % der Grolien Investitionen in Gewdchshausbauten und etwa 60 % der
Kleinen Investitionen ohne Forderung zwar haufig unter zeitlichem Verzug aber trotz-
dem technisch und von Investitionsvolumen unverandert durchgefihrt worden waren,
deutet auf ein allgemein hohes Niveau an Mitnahme bei der Investitionsforderung hin.
Dies gilt insbesondere fiir Kleine Investitionen und Gewéchshausbauten.

7.4 Kleine Investitionen

Wie in Abbildung 9 im vorherigen Abschnitt gezeigt, hétte sich bei einem Fortfall der
Forderung in Gber 60 % der Falle - abgesehen von einer zeitlichen Verschiebung - an den
Kleinen Investitionen keine Anderung ergeben. Dies deutet auf ein erhebliches MaR an
Mitnahmeeffekten bei Kleinen Investitionen hin. Daher kann die Férderung Kleiner Inves-
titionen vor allem dann eine Legitimation haben, wenn diese eine betriebliche Initialwir-
kung entfalten, z.B. indem risikobehaftete Vorhaben ,,ausprobiert” und in der Praxis auf
ihre Tauglichkeit flr den eigenen Betrieb Gberprift werden kdnnen. Eine so verstandene
Initialwirkung zeichnet sich folglich dadurch aus, dass betriebliche VVerdnderungsprozesse
angestol3en werden. Im besten Fall kann diese Wirkung auch auf andere Betriebe ausstrah-
len und auch dort innovative Entwicklungen einleiten.

Die Betriebsleiterbefragung liefert keine Anhaltspunkte dafiir, dass Kleine Investitionen
eine solche Initialwirkung in signifikantem Umfang entfalten. In keinem der in Nieder-
sachsen insgesamt analysierten 14 Félle sind die fraglichen Investitionen nach Einschét-
zung der befragten Landwirte mit einem besonderen Risiko verbunden. Das einzige Indiz,
das auf einen gewissen Innovationscharakter hindeutet, ist, dass in einem Fall in der Regi-
on noch kein vergleichbares Investitionsobjekt existiert und dass in vier Forderféallen Be-
rufskollegen das Investitionsobjekt besichtigt haben.

In knapp der Halfte der Falle (sechs Befragte) wurden infolge der geférderten Investition
Folgeinvestitionen durchgefiihrt. Das dabei durchschnittlich realisierte bzw. geplante In-
vestitionsvolumen bel&uft sich auf ca. 40.000 €. Ein Drittel der Kleinen Investitionen steht
im Zusammenhang mit einer umfangreicheren Investition, wobei aber nur in einem Fall
der vorangehenden Kleinen Investition die Initialwirkung zugeschrieben wird. Die Kleinen
Investitionen sind folglich oftmals nur ein Glied in einer Investitionskette, ohne Ausldser
derselben zu sein, oder werden als isolierte MalRnahme durchgefihrt.
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In Niedersachsen war die Férderung von Maschinen des AuBenbereiches (Stichwort: Oko-
Maschinen) und von Biogas- und Photovoltaik-Anlagen in den Jahren 2000 bis 2002, auf
die sich die Befragung bezieht, noch nicht méglich. Mit Blick auf Photovoltaik und Oko-
Maschinen liegen allerdings Daten aus Sachsen-Anhalt vor. Diese bestétigen die hier be-
schriebene skeptische Bewertung der Initialwirkung derartiger Investitionen. Weder werden
die geforderten Objekte als besonders risikobehaftet eingeschétzt, noch entfalten sie eine
regionale Ausstrahlung. Lediglich fur den Fall der Anschaffung von Mulchsaatgeraten kon-
nen relevante betriebliche Umstrukturierungen nachgewiesen werden. Sie ergeben sich aus
der Notwendigkeit, die gesamte Mechanisierung auf pfluglose Bodenbearbeitung umzustel-
len. Allerdings wird auch diese Anderung des Produktionsverfahrens in der Regel nicht von
okologischen sondern wirtschaftlichen Uberlegungen ausgehend durchgefiihrt, da die pflug-
lose Bearbeitung des Bodens zu Verringerungen bei dem Dieselverbrauch fuhrt.

Bei Biogasanlagen kann aufgrund des grofleren Know-hows, das im Umgang mit dieser
neuen Technik bendtigt wird, nach Einschatzung der Berater fur die ersten gefdrderten
Anlagen durchaus noch davon ausgegangen werden, dass Pioniere gefdrdert wurden, so
dass hier anfangs eine Innovationsforderung gewéhrt wurde.

Sowohl bei Biogasanlagen als auch bei Mulchsaatgeraten haben sich zwischenzeitlich ver-
starkte betriebswirtschaftliche Anreize zu ihrer Einfuhrung ergeben, so dass die urspring-
lich vielleicht vorhandene Initialwirkung der Forderung entfallt. Fir Biogasanlagen erfolg-
te eine deutlich Anhebung der Einspeisevergltung. Die wirtschaftliche Attraktivitat der
Mulchsaatgerate ist insbesondere durch den partiellen Wegfall der Dieselkraftstoffverbil-
ligung gestiegen. Die Nachfrage nach Biogasanlagen ist mittlerweile (iberdies so hoch,
dass die Anlagenbauer die Preise splrbar angehoben haben (Spandau, 2005, S. 41) und
eine weitere Forderung nur zu einer Fortsetzung solcher Uberwélzungseffekte fiihren wiir-
de. Ohnehin werden Biogasanlagen mittlerweile in einer GroRe erstellt, die keinesfalls
mehr im Rahmen von Kleinen Investitionen forderféahig waren.

Auch die Berater in den meisten Bundeslandern haben insbesondere den innovativen Cha-
rakter von Mulchsaatgeréten, Spritzen mit abdriftmindernden Duse, Schleppschlduchen in
der Gulleausbringung sowie von Photovoltaik-Anlagen bezweifelt (sieche Anhang 3). Als
weiterer kritischer Punkt kommt im Bereich der Okomaschinen die Problematik mdglicher
Doppelforderungen, z.B. durch die Forderung von AgrarumweltmaBnahmen, hinzu.
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Exkurs:  Zuklnftige Ausrichtung der Agrarinvestitionsforderung -
Wesentliche Resultate der Berater-Workshops

Nachstehend werden die Prioritaten der Berater in der Freien und Hansestadt Hamburg im
Hinblick auf die zukunftige Gestaltung des AFP dargestellt. Diese Préaferenzen sind im
Rahmen des Workshops diskutiert und als gemeinsame Meinung artikuliert worden.
Einzelheiten zu den Einschatzungen der Berater aus Hamburg werden in Anhang 3
gezeigt.

Auch in den anderen Bundeslandern wurden die Berater zu einer sinnvollen zukilnftigen
Ausrichtung des Agrarinvestitionsforderung befragt. Da hier in der Regel deutlich mehr
Berater an den Workshops teilgenommen haben, wurde eine andere Methode eingesetzt,
um die Préferenzen nach einer Diskussion zu ermitteln. Die Priorisierung erfolgte hier
durch die Vergabe von je flinf Bewertungspunkten pro Berater und Fragestellung. Damit
ist auch eine Quantifizierung moéglich. In Tabelle 5 werden die drei ,,Favoriten” in der
Reihenfolge ihre relativen Bedeutung fiir die Berater (iber alle Bundeslénder gezeigt.

Ferner werden besondere Meinungen einzelner Lander oder Landergruppen diskutiert, die
im Durchschnitt Uber alle Lander nicht erkannt werden, in einzelnen Regionen aber einen
besonderen landesspezifischen Bedarf zu signalisieren scheinen.

(a) Zukunftige Ziele des AFP aus Sicht der Berater

Aus Sicht der Berater in Hamburg sollte mittels des AFP das Familieneinkommen gesi-
chert werden, indem wettbewerbsfédhige Strukturen Uber Wachstumsinvestitionen unter-
stutzt werden. Eine volle Entlohnung der kalkulatorischen Kosten fur die Produktionsfak-
toren Arbeit und Kapital ist aus Sicht der Berater illusorisch. Dariber hinaus soll das be-
stehende Landschaftsbild und die vorhandene Kulturenvielfalt weitgehend erhalten blei-
ben. Folglich sollen moglichst viele Familienbetriebe unterstitzt werden, um die vorhan-
denen Strukturen zu konservieren. Einige Betriebe konnten ihre Stellung durch den Aus-
bau der Direktvermarktung und anderen einkommensdiversifizierenden Malinahmen
verbessern (siehe Anhang 3).

Auf Bundesebene gibt es funf zentrale Ziele: Wachstum/Schaffung effizienter
Produktionsstrukturen, Rentabilitat, Rationalisierung (zusammen ca. 60 % aller vergebenen
Bewertungen) sowie Diversifizierung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Mit
Blick auf das erste Ziel ergibt sich eine deutliche Differenzierung zwischen Ost und West:
Wahrend in den ostdeutschen Landern - geprdgt durch die ehemaligen
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften — in der Regel die Schaffung effizienter
Produktionsstruktu-ren durch Modernisierung im Vordergrund steht, priorisieren die
Berater im Westen vor allem das Ziel der Wachstumsférderung.



46 Bewertung AFP — Freie und Hansestadt Hamburg

Die geringe Relevanz der Ziele Umwelt- und Tierschutz sowie Qualitatssicherung
resultiert aus dem Umstand, dass diese Ziele — zumindest bei der Forderung in der
Milchviehhaltung — nach Ansicht der Berater Kuppelprodukte der Rationalisierungs- und
Wachstumsinvestitionen sind. Aus der geringen Bewertung kann ausdrucklich nicht
abgeleitet werden, dass die Berater diese Ziele grundsatzlich nicht fur erstrebenswert
erachten. Allerdings hinterfragen die landwirtschaftlichen Berater die Notwendigkeit vor
allem von Umwelt- und Tierschutzzielen im AFP vor dem Hintergrund der bestehenden
fachgesetzlichen Regelungen auf hohem Niveau.

AuBerdem sind folgende Ziele regional von teils erheblicher Bedeutung: die Schaffung
von Arbeitsplatzen in einigen ostdeutschen Bundeslédndern, die Kompensation der
Landwirte fur die durch Rechtssetzung realisierte Bereitstellung Offentlicher Guter in
Sachsen sowie der Erhalt regionaler Wirtschaftsstrukturen in Baden-Wirttemberg,
Schleswig-Holstein und Niedersachsen.

(b) Welcher Personenkreis soll nach Meinung der Berater mit AFP-Mitteln investiv
gefordert werden?

Ausschlaggebend bei der Auswahl der zu férderenden Betriebe ist nach Meinung der
Berater der Freien und Hansestadt Hamburg die Betriebsleiterqualifikation, die jedoch auf
vielen Kriterien beruht. Explizit soll nicht nur die Ausbildung der Betriebsleiter entschei-
dend sein. Da die Hohe der Eigenkapitalbildung und des Unternehmensgewinns kann auf
zahlreichen Wegen beeinflusst werden kann, sollten sie nicht als alleiniges Kriterium zur
Auswahl der forderwirdigen Betriebe gelten.

Zur Erhaltung landwirtschaftlicher und gartenbaulicher Betriebe sollte die Junglandwirte-
forderung erhéht und im Bereich der 5-Jahres-Frist flexibilisiert werden. Fir junge Unter-
nehmer, die im Rahmen des Generationswechsels bislang wenig erfolgreiche Betriebe U-
bernehmen wollen, sollten die Buchfiihrungsabschliisse der Vorjahre eine Férderung nicht
ausschlielen. Solche Antragsteller sollten vielmehr wie Existenzgriinder behandelt wer-
den.

Das entscheidende Selektionskriterium flr die Berater auf Bundesebene ist der bisherige
betriebliche Erfolg des Antragstellers sowie seine Qualifikation als praktischer
Betriebsleiter (41 % der vergebenen Punkte). Eine formale Ausbildung wird
demgegeniber als wichtiger aber nicht notwendiger Indikator fir die Erfolgsaussichten
von Investitionen angesehen (7 % der Bewertungen). Von Bedeutung ist daneben noch das
Kriterium ,,Entwicklungsfahiger Standort* (11 % der Bewertungen). Gemeint sind hier
betriebliche Wachstumsperspektiven, die nicht infolge von beengten Ortslagen oder
angrenzenden Umweltschutzgltern etc. eingeschrankt sind.
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Andere mogliche Selektionskritierien wie der Erwerbstyp (Haupt- oder Nebenerwerb) oder
betriebliche MindestgréfRen werden durchweg als nicht relevant angesehen. Das gilt auch
far den Ansatz, mit Hilfe der Investitionsforderung regionale Standortnachteile
landwirtschaftlicher Unternehmen kompensieren zu wollen. Lediglich bei den Beratern in
Baden-Wirttemberg fand dieser Ansatz eine grofiere Resonanz (23 % der Bewertungen),
die Berater in Niedersachsen sprachen sich fir eine bevorzugte Forderung von Betrieben
auf reinen Griinlandstandorten aus.

(c) Welche Projekte sollen mit AFP-Mitteln investiv geférdert werden ?

Nach Meinung der Berater in der Freien und Hansestadt Hamburg sollte weiterhin wie
derzeit auch schon eine gerol3e Breite an baulichen Anlagen sowie Maschinen und Geraten
gefordert werden kénnen.

Im Gegensatz dazu herrscht bundesweit bei den Beratern die Meinung vor, dass die
Forderung starker fokussiert werden sollte. Es sollten danach vorzugsweise Geb&ude und
generell groRe Investitionen gefordert werden (30 % der Bewertungen). 17 % der Angaben
entfallen jeweils auf die Diversifizierung sowie die Energieerzeugung. Mit Blick auf die
Energieerzeugung fallt auf, dass dieser Fordertatbestand in den Landern mit sehr groRer
Verbreitung von Biogasanlagen (Bayern & Baden-Wirttemberg, aber auch Niedersachsen)
auf keinerlei Unterstltzung stoRt, wahrend umgekehrt in den Landern mit bisher geringer
Verbreitung entsprechender Projekte die Unterstiitzung ausgesprochen hoch ist, wie z.B.
in Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg.

Mehrheitlich sind die Berater der Auffassung, dass die Investitionsforderung bei mobilen
Maschinen und Geraten, vor allem in der Auflenwirtschaft, zukulnftig entfallen sollte.
Auch dies steht im Gegensatz zur Meinung der Berater in Hamburg. Lediglich in
Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt und Tharingen wurde noch eine gewisse Legitimation
fur diese Forderung gesehen. In Rheinland-Pfalz ist dies damit zu erklaren, dass die
Forderung von arbeitsrationalisierenden Maschinen im Steillagenweinbau als besonders
wichtig eingeschatzt wird.

Ausdriicklich keine Unterstlitzung fand die Forderung nach investiver Férderung bei der
Auszahlung weichender Erben oder der besonderen Unterstiitzung von Kooperationen.

(d) Welche Forderinstrumente sollen zum Einsatz kommen ?

Die Berater in Hamburg vertreten die Meinung, dass die Forderung wie bisher
ausgesprochen werden sollte. Die Kreditbindung wird als Instument zur Vermeidung von
Finanzierungsfehlern bei Grolien Investitionen als sinnvoll erachtet. Darliber hinaus sollte
bei GroBen Investitionen ein Zuschuss von 10 % gewdhrt werden. Bei Kleinen
Investitionen wird hingegen das Instrument der Zuschussgewahrung bevorzugt, da eine
verpflichtende Kreditaufnahme in solchen Fallen hdufig als zu teuer angesehen wird.
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Bundesweit entfallt fast die Halfte der Nennungen auf die Forderung nach Zahlung von
Zuschussen und damit nach Aufhebung der Kreditbindungspflicht bzw. nach einer
Lockerung bei der vorzeitigen Riickzahlung von Krediten (47 %). Von flachendeckender
Bedeutung ist daneben nur noch die Forderung nach Einfuhrung einer Festbetragsregelung
pro Einheit (11 %).

Bemerkenswerter Weise stieR die Option ,,Einflhrung einer zusatzlichen Blrgschaft” als
Erganzung zur bestehenden investiven Forderung durch Zuschusse und Zinsverbilligung
auf wenig Resonanz (7 % der Bewertungen). Lediglich in Brandenburg, im Saarland, in
Mecklenburg-Vorpommern und in Schleswig-Holstein wurde dieser Frage eine Bedeutung
beigemessen. Dies ist umso erstaunlicher, da die Kreditvergabe der Banken nach
weitgehend einheitlicher Auffassung der Berater in Folge von Basel 11 deutlich restriktiver
geworden ist und die notwendigen Wachstumsspriinge gerade bei den Milchproduzenten
in Zukunft vermutlich gréRer ausfallen werden als bisher.

Sehr polarisierend wirkte das Thema Prosperitatsgrenze: Wéhrend dieses Forderkriterium
uberwiegend keine Unterstlitzung erhielt, waren die Berater in Bayern, Baden-
Wartttemberg sowie in Rheinland-Pfalz und in Sachsen-Anhalt teilweise der Auffassung,
dass diese Schwelle beibehalten werden sollte. Gleichwohl wird in einigen dieser Lander
eine Anhebung der bisherigen Grenzen beflirwortet.

Wenig Resonanz gab es insgesamt fir die Position, dass im Sinne einer Fokussierung der
Forderung die Mindestvolumina heraufgesetzt werden sollten. Ausnahmen bildeten hier
die Berater in Hessen, Rheinland-Pfalz, Sachsen und in Schleswig-Holstein. Auch die
Forderung nach einer Anderung der Subventionswerte fand wenig Unterstiitzung. Nur in
Mecklenburg-Vorpommern wurde eine Anhebung befurwortet (20 % der Bewertungen)
wéhrend im Gegensatz dazu in Schleswig-Holstein fur eine Begrenzung auf 20 % pladiert
wurde.

Tabelle 5: Prioritaten der Berater fiir die Agrarinvestitionsforderung bundesweit
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Kategorie  Prioritaten Gewicht
Ziele Schaffung effizienter Strukturen / Wachstum 27%
Steigerung der Rentabilitat 16%
Rationalisierung 16%
Wer Erfolgreiche Unternehmen/er 25%
Praktische Betriebsleiter-Qualifikation/Berufspraxis 16%
Entwicklungsfahige Standorte 11%
Was Gebéude / nur grolRe Investitionen 30%
Diversifizierung 17%
Keine Einschrédnkungen / Rentable Investitionen 14%
Wie Zuschuss ohne Kreditbindung / Flexible Kreditlaufzeit ohne Zuschusskiirzung 47%
Festbetrag je Einheit 7%
Zusatzliche Burgschaft 7%

Quelle: FAL, Beraterworkshops (2005)

8 Klnftige Rahmenbedingungen und deren Implikationen fir die
Investitionsforderung in der Forderperiode 2007 bis 2013

8.1 GAP-Reform und zukinftige WTO-Verpflichtungen

Durch die ohnehin geringen staatlichen Eingriffe in den Zierpflanzenmarkt, kénnten ver-
anderte agrarpolitische Rahmenbedingungen allenfalls indirekte Auswirkungen auf Zier-
pflanzenbaubetriebe haben. Nach Einschatzung der Berater und auch von berufsstandi-
schen Vertretern ist dies allerdings nicht der Fall.

8.2 ELER-Verordnung

Der Verordnungsentwurf tiber die Forderung der Entwicklung des landlichen Raums durch
den Europdischen Landwirtschaftsfonds fur die Entwicklung des landlichen Raums (E-
LER) sieht kinftig drei Schwerpunkte vor, ndmlich Schwerpunkt 1 ,,Wettbewerbsfahig-
keit“, Schwerpunkt 2 ,,Landmanagement* und Schwerpunkt 3 ,,l&ndliche Entwicklung im
weiteren Sinne* sowie zuséatzlich eine LEADER-Achse zur Durchfuhrung lokaler Ent-
wicklungsstrategien lokaler Aktionsgruppen. Der fir die einzelbetriebliche Investitions-
forderung relevante Schwerpunkt 1 sieht Beihilfen zur Forderung der Wettbewerbsfahig-
keit der Land- und Forstwirtschaft vor, wobei weiterhin

— die Niederlassung von Junglandwirten (Pramie bis zu 40.000 €) und

— die Modernisierung von landwirtschaftlichen Betrieben
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gefordert werden kénnen (Art. 19, ELER). Die Modernisierungsbeihilfe soll zu einer Ver-
besserung der Gesamtleistung des Betriebs und/oder zur Einhaltung von neu eingefiihrten
Gemeinschaftsnormen fuhren (Art. 25, Nr. 1, ELER). Die Beihilfeintensitat kann bis zu
40 % der forderféhigen Investitionen betragen. Fir Junglandwirte (jinger als 40 Jahre)
kann der Beihilfesatz um bis zu 10 % erhoht werden. In benachteiligten Gebieten kann
ebenfalls eine zusatzliche Aufstockung des Beihilfesatzes um bis zu 10 % erfolgen.

Die bislang enthaltenen VVorgaben fiir die Gewéhrung von Beihilfen sind nur wenig kon-
kret, so dass eine Durchfiihrungsverordnung zu ELER vermutlich eine Prazisierung der
Bestimmungen bringen wird. Bemerkenswert ist, dass die in der VO (EG) Nr. 1257/1999
enthaltene Regelung zur Produktionssteigerung bei Erzeugnissen ohne normale Absatz-
maoglichkeiten auf den Markten (Art. 6) nicht mehr aufgenommen wurde. Gleiches gilt fir
andere Beihilfevoraussetzungen wie ,,berufliche Qualifikation* und ,,Wirtschaftlichkeit
der Betriebe* (Art. 5).

Die Forderung von Diversifizierungsaktivitaten wird in ELER nicht mehr im Zusammen-
hang mit Modernisierungsinvestitionen erwéhnt, sondern in dem Schwerpunkt 3 ,,Diversi-
fizierung der landlichen Wirtschaft und Lebensqualitat im landlichen Raum®. Danach
konnen DiversifizierungsmalRnahmen von Betriebsinhabern landwirtschaftlicher Betriebe,
von dessen Ehepartner oder von einem seiner Kinder hin zu nichtlandwirtschaftlichen Ta-
tigkeiten unterstiitzt werden.

ELER scheint somit einen breiten Handlungsspielraum zur Unterstlitzung der Anpassung
landwirtschaftlicher Betriebe innerhalb und aufllerhalb der Agrarsektors bereitzuhalten,
ohne bisherige Restriktionen (z.B. Wachstumsinvestitionen) weiterzufiihren. Weiterhin
gelten jedoch die in der Freistellungsverordnung fur staatliche Beihilfen VO (EG)
Nr. 1/2004 enthaltenen Vorschriften zu den einzelnen Beihilfearten, wie beispielsweise
diejenigen zu Investitionen in landwirtschaftlichen Betrieben (Art. 4). Hier ist unter Ab-
satz (8), Ziffer a) geregelt, dass eine Beihilfe nicht fir Wachstumsinvestitionen gewahrt
werden darf, die gemessen in GroBvieheinheiten im Falle der tierischen Erzeugung oder in
Anbauflédche im Falle der pflanzlichen Erzeugung mehr als 20 % betrégt (Europdische
Kommission, 2004). Falls die Freistellungsverordnung unverandert Gultigkeit behdlt,
waurde sich im Vergleich zum gegenwartigen Forderrahmen mit Ausnahme der Erhéhung
der moglichen Hochstbeihilfesatze nichts Gravierendes andern.
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9 Empfehlungen

9.1 Kurz- bis mittelfristige Ausrichtung des AFP

Die Aktualisierung der Zwischenbewertung soll in erster Linie dazu dienen, im Hinblick
auf die Erstellung der neuen Programme konkrete und kurzfristig umsetzbare Vorschlage
zur Verbesserung der Malnahme zu machen. Das heif3t fur die Evaluatoren, dass sie den
bestehenden institutionellen Rahmen als weitgehend gegeben hinnehmen missen und
teilweise Empfehlungen geben, die nur dem Erreichen einer ,,second best*-L6osung dienen.
Die Pfadabhangigkeit politischer Entscheidungen schafft haufig Tatsachen, die nicht ohne
das Entstehen neuer Kosten wieder riickgangig zu machen sind. Die Umsetzbarkeit tief-
greifender Verbesserungsvorschlége ist somit letztlich eine Frage der Fristigkeit.

Daher werden nachstehend zundchst Optimierungspotenziale innerhalb des bestehenden
Fordersystems aufgezeigt, die aus den bisher prasentierten empirischen Befunden abgelei-
tet werden. Sie sollen vor allem dazu dienen, die bisherigen Ziele auf effizientere Weise
zu erreichen, wobei sowohl Verbesserungen fir wachstumswillige landwirtschaftliche Un-
ternehmer als auch Vereinfachungsmoglichkeiten fur die Administration aufgezeigt wer-
den. SchlieBlich wird auch auf Optionen hingewiesen, wie bisher weitgehend wirkungslos
aufgewendete Steuermittel gespart werden kénnen.

In einem zweiten Schritt wird anschlieRend die Legitimation der klassischen Investitions-
forderung ganz grundsatzlich kritisch analysiert und darauf aufbauend werden langerfristi-
ge Empfehlungen abgeleitet.

9.1.1 Zukdnftige Ziele der Agrarinvestitionsférderung

Die Evaluatoren halten es fir erforderlich und machbar, eine deutliche Reduzierung der
Anzahl der Ziele vorzunehmen, um bestehende oder mdgliche Zielkonflikte abzubauen
und um zu einer starkeren Fokussierung der Forderung auf die Kernprobleme zu kommen.
Dafir spricht der Umstand, dass es mit groRer Wahrscheinlichkeit zu einer erheblichen
Kirzung der Mittel flur die Zweite Sdule der Gemeinsamen Agrarpolitik kommen wird, so
dass davon ausgegangen werden muss, dass auch fir die Agrarinvestitionsférderung weni-
ger Mittel zur Verfligung stehen werden (Abb. 10).
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Abbildung 10: Triebfedern und Folgen einer Fokussierung der Ziele
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Quelle: eigene Darstellung

Wie in dem vorliegenden Bericht gezeigt, sind insbesondere die Ziele Verbesserung der
Produktqualitat, des Umweltschutzes und der Arbeitsbedingungen im Zierpflanzenbau
unter Glas weitgehend Kuppelprodukte der von den Géartnern ohnehin verfolgten Ziele
Rationalisierung und Produktivitatssteigerung. Daher ist es auch verantwortbar, im Rah-
men der Investitionsforderung auf diese expliziten Ziele zu verzichten und sie Uber eine
reine Strukturférderung dennoch zu erreichen (Abb. 10).

Da zusatzliche Ziele in der Regel auch zusétzliche Kontrollen und Uberpriifungen bedeu-
ten, fuhrt eine Beschrankung auf wenige Kernziele auch zu einem Abbau von Birokratie.
Angesichts der schon gegenwartig feststellbaren Uberlastung der Behdrden (siehe Kap. 5)
erlaubt eine Reduzierung von Kontrollaufgaben eine stdrkere Konzentration der Behorden
auf die kritische Uberpriifung der Wirtschaftlichkeit der zu férdernden Unternehmen und
deren Investitionsvorhaben (Abb. 10).

Die Sichtweise der Berater aus der Hansestadt Hamburg weicht zum Teil deutlich von der
der Bewerter ab, wird jedoch von der ganz lberwiegenden Zahl der Berater bundesweit
geteilt (siehe Exkurs und Anhang 3).

Ob das Ziel der Diversifizierung beibehalten werden sollte, erscheint zumindest fraglich.
Abgesehen von einigen wenigen regional relevanten Nischen (typische Urlaubsregionen
mit Urlaub auf dem Bauernhof sowie grofRstadtnahe Regionen mit Pferdehal-
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tung/Dienstleistung) spielen die entsprechenden Projekte nur eine sehr untergeordnete
Rolle.

Die einzigen Bereiche, in denen die Diversifizierung zu einer erheblichen Nutzung und
Umorientierung fuhrt, ist die Erzeugung von erneuerbarer Energie. Hier durfte allenfalls
die Photovoltaik fir Hamburg relevant werden. Allerdings ist die Folge gefdrderter Inves-
titionen durch Gartner und Landwirte in die Photovoltaik, dass fur eine Bevolkerungs-
gruppe politisch induzierte Renteneinkommen generiert werden, ohne Beschaftigungswir-
kungen in landlichen Regionen zu entfalten. Im tbrigen gibt es deutliche Hinweise darauf,
dass wegen der politisch festgelegten Einspeisevergitungen in erheblichem Umfang eine
unnoétige Doppelforderung stattfindet. Zudem ist davon auszugehen, dass zumindest ein
Teil der Forderung durch gestiegenen Preise an die Anlagenhersteller iberwélzt wird.

Um die Folgen des Strukturwandels und der Anderung sonstiger wirtschaftlicher Rahmen-
bedingungen durch Schaffung alternativer Einkommensquellen abzupuffern, ist zudem
fraglich, ob die — abgesehen von einem Teil der Landwirte in den neuen Bundeslédndern —
oftmals mit erheblichen Vermdgenswerten ausgestatteten Landwirte tatséchlich eine be-
nachteiligte Gruppe im landlichen Raum darstellen, die einer besonderen Férderung be-
darf. Andere Sektoren, wie z.B. die Baubranche, leiden seit Jahren unter einem Uberange-
bot am Markt mit den daraus resultierenden strukturbereinigenden Effekten. Aus Griinden
der Gleichbehandlung erscheint es daher geboten, die Forderung von Einkommensdiversi-
fizierungen fir alle Antragsteller im landlichen Raum nach einheitlichen Kriterien zu ges-
talten.

9.1.2  Welcher Personenkreis soll mit dem AFP gefordert werden ?

Grundsatzlich sollen aus unserer Sicht diejenigen Unternehmen geférdert werden, die ei-
nen moglichst groflen Nettonutzen der FOrderung erzeugen. Dieser Nettonutzen kann op-
timiert werden, wenn im Hinblick auf das/die Forderziel/e diejenigen Betriebe eine Forde-
rung erhalten, deren Investitionen einen mdglichst hohen Zielerreichungsgrad verspre-
chen, die aber ohne Forderung keine Investition oder eine Investition mit einem deutlich
geringeren Zielerreichungsgrad durchfuhren wirden.

1. Gefordert werden sollen daher die landwirtschaftlichen und gértnerischen Unterneh-
mer, die in der Vergangenheit nachgewiesen haben, dass sie Willens und in der Lage
sind, effizient zu wirtschaften und deren Investitionskonzepte versprechen, dass dieser
Weg nach der geforderten Investition erfolgreich fortgesetzt wird.

2. Angesichts dieser Konzentration der Forderung auf erfolgreiche Unternehmer sollten
daher auch die im Bereich der formalen Berufsqualifikation bestehenden Anforderun-
gen entfallen, solange insbesondere bisherige wirtschaftliche Erfolge in der Landwirt-
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schaft nachgewiesen werden konnen. Nur bei Antrdgen von Berufsanfangern bzw.
Quereinsteigern wird eine Legitimation fur dieses Kriterium gesehen.

Fir eine besondere Junglandwirteférderung wird derzeit kein Bedarf gesehen. Zum
einen sprechen grundsatzliche Erwédgungen dagegen und zum anderen gibt es keine
Hinweise dafir, dass erfolgreiche und entwicklungsfahige Betriebe wegen fehlender
Nachfolger in relevantem Umfang nicht weitergefiihrt werden. Dariiber hinaus hat die
Untersuchung ergeben, dass die bislang praktizierte Férderung von Junglandwirten oh-
nehin kein effektives Instrument darstellt, um die Hofnachfolge wesentlich zu beein-
flussen.

Zur durch das Haushaltsrecht gebotenen Abgrenzung der Unternehmen, die rentable
Investitionen auch ohne Forderung durchfiihren kénnen, sollte eine - allerdings erheb-
lich vereinfachte - Prosperitatsprifung grundsétzlich beibehalten werden.

9.1.3  Welche Projekte sollen mit dem AFP gefordert werden ?

1.

Grundsétzlich sollte aus Sicht der Bewerter keine Einschrdnkung der Forderung auf
bestimmte Produktionsbereiche vorgenommen werden. Somit wéren alle Bereiche der
landwirtschaftlichen Urproduktion férderfahig. Dennoch sollten die Forderbereiche
aufgrund der knappen Ressourcen im Hinblick auf ihre Relevanz (Anpassungsbedarf,
Entwicklungschancen) geprift und mit Blick auf die prospektive Anpassungsdynamik
zeitlich begrenzt werden. Aktuell besteht im Bereich Zierpflanzenbau kein besonderer
Forderbedarf, da in jiingerer Vergangenheit keine abrupten Anderungen der duReren
Rahmenbedingungen zu verzeichnen waren.

Der Erwerb von mobilen Maschinen und Geraten sollte nicht weiter gefordert werden.
Die Befragung hat deutliche Hinweise dafir geliefert, dass die Forderung dieser Ob-
jekte Uberwiegend Mitnahmeeffekte beinhaltet. Die geforderten Investitionen sind oh-
nehin meistens rentabel und kénnen aufgrund der vergleichsweise niedrigen VVolumina
von den Unternehmen mehrheitlich aus eigener Kraft finanziert werden. Fir die Ab-
schaffung dieser Forderung sprechen uUberdies die bundesweit immer wieder von
Landwirten und Beratern angesprochenen Uberwilzungseffekte durch einen Preisan-
stieg der geforderten Maschinen und Gerate zu Gunsten der Landmaschinenindustrie.

Die noch bestehende Forderung von Photovoltaikanlagen sollte eingestellt werden.
Eine hohe Rentabilitat ist wegen des EEG offenbar gegeben. Zudem kdnnen massive
Uberwalzungseffekte auf Anlagenbauer in Form von Preissteigerungen bei den Anla-
gen festgestellt werden. Diese Effekte liefern deutliche Hinweise auf negative Neben-
wirkungen einer unkoordinierten Férderung.
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9.1.4 Welche Instrumente sollen zum Einsatz kommen?

1. Die Bewerter empfehlen, das in der Freien und Hansestadt Hamburg gegenwaértig fur
Grof3e Investitionen angewandte System der Zinsverbilligung in Verbindung mit Zu-
schlissen zugunsten einer reinen Zuschussférderung umzustellen.

Wenn mit der bisherigen Kreditbindung das Ziel verfolgt wird, nur die Landwirte zu
fordern, die auch einen Kredit aufnehmen (mussen), lasst sich annéhernd der gleiche
Effekt erzielen, wenn die Forderung auf GroRe Investitionen, die zudem erhebliche
Strukturwirkungen haben, beschrénkt wird. Daher schlagen wir vor, die Untergrenze
fur forderféhige Investitionsvolumina deutlich auf mindestens 50.000 Euro anzuheben.
Derartige Investitionen kénnen aber in aller Regel ohnehin nur mit Hilfe von Krediten
bewerkstelligt werden, so dass die Banken weiterhin als zusatzliche Selektionsinstanz
eingebunden sind. AuRerdem werden durch die Kreditbindung in vielen Fallen auch
unnotige und vielfach sicher teurere Fremdfinanzierungen verursacht, nur um in den
Genuss einer moglichst hohen Férderung zu kommen.

Aus verwaltungstechnischer Sicht wirde das reine Zuschussverfahren zu einer deutli-
chen Vereinfachung und auch zu einer Reduzierung langfristig nétiger Kontrollen flih-
ren. Die befragten Landwirte haben immer wieder berichtet, dass sie aus finanziellen
und steuerlichen Erwégungen, aber auch zur Erleichterung der Aufnahme neuer Kredi-
te, Sondertilgungsmdglichkeiten nutzen wirden, wenn sie nicht mit Forderungen nach
Teilriickzahlung der Férderung rechnen mussten.

Die deutliche Anhebung der Forderuntergrenze auf 50.000 € ergibt sich aus den vorge-
stellten Analysen. Danach beinhalten die Kleinen Investitionen deutlich weniger struk-
turelle Wirkungen als GroRe Investitionen. Auch die These von Initialwirkungen Klei-
ner Investitionen konnte auf Basis der Befragungsdaten und des Beraterworkshops —
abgesehen von einigen wenigen Einzelféallen — nicht belegt werden. Zudem kann davon
ausgegangen werden, dass entwicklungsfahige Betriebe Investitionen in diesem Um-
fang auch selber tragen kénnen.

2. Die Zuschusshohe sollte bei normalen Investitionen einheitlich mit 15 bis 20 % festge-
legt werden. Die Umstellung auf eine Zuschussregelung ohne Kreditbindung beinhaltet
einen Bezug des Zuschusses auf das gesamte forderfahige Investitionsvolumen. Bis-
lang betragt der durch die Zinsverbilligung resultierende Férderhdchstsatz bei GrofRen
Investitionen 31 % und bei Kleinen Investitionen 20 %. Die im Rahmen dieser Bewer-
tung befragten Unternehmen wiesen einen Subventionsanteil am Investitionsvolumen
von durchschnittlich 24 % auf. Dabei sind auch die Junglandwirte- und die Erschlie-
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Rungsférderung enthalten.” Durch die Méglichkeit, die Finanzierung im Hinblick auf
den Einsatz von Eigen- und Fremdmittel, die Wahl der Finanzinstitution sowie die
Laufzeit der Fremdmittel flexibler zu gestalten, kann der Unternehmer Vorteile nutzen,
die eine deutliche Reduzierung des Subventionsniveaus nahe legen.

Eigenleistungen des Investors sollten nicht forderféahig sein, da die Bewertung dieser
Leistungen mit Schwierigkeiten verbunden ist, so dass sich der Zuschuss ausschlie3-
lich auf Rechnungsnachweise beziehen sollte.

Die Obergrenze des forderfahigen Investitionsvolumens kann unveréndert bestehen
bleiben.

Die InvestitionsfordermaRnahme mit der geringsten Marktverzerrung ist die staatliche
Birgschaft. Gegenwartig besteht fir dieses Instrument jedoch kaum ein Bedarf. Dies
belegen sowohl die von uns untersuchten Betriebe, bei denen fehlende Sicherheiten
bislang Gberwiegend kein Thema sind (siehe Kap. 6.0), als auch die Berater und andere
Experten. Zwar wurde in den Beraterworkshops eine gewisse Zurlickhaltung der Ban-
ken im landwirtschaftlichen Sektor angesprochen, aber die genannten Griinde sprechen
eher fir die schlechte Rentabilitatslage landwirtschaftlicher Betriebe als fir ein Markt-
versagen.

Wenngleich Burgschaften daher derzeit kaum reale Wirkungen beinhalten, sollte doch
im Hinblick auf kunftige Entwicklungen, wie hohere Pacht- und Fremdkapitalanteile
wachsender Unternehmen sowie deutlich umfangreichere Investitionsvolumina, dieses
Instrument angeboten, aber restriktiv eingesetzt werden. Auf keinen Fall darf das In-
strument dazu missbraucht werden, die angemessenen und notwendigen Eigenrisiken
der Banken zu Ubernehmen. Ein weiterer positiver Nebeneffekt der Burgschaften ist,
im Zusammenhang mit dem Vorschlag, die Junglandwirteforderung einzustellen, dass
der moglicherweise erhebliche Finanzierungsbedarf von Junglandwirten und Existenz-
grundern auf diese relativ marktkonforme und wirksame Weise sichergestellt werden
kann.

Die gegenwartig bestehende Zweckbindungsfrist von 12 Jahren bei GroRen Investitio-
nen halten wir angesichts des schnellen betrieblichen Wandels fur deutlich zu lange.
Sowohl Landwirte als auch Berater haben immer wieder darauf verwiesen, dass die
Aufgabe von Betriebszweigen und auch Umnutzungen durch die Zweckbindungsfrist
kinstlich behindert werden. Eine Halbierung der Frist auf 6 Jahre scheint angemessen.

Zuschisse fir die Erfullung besonderer Anforderungen an die Landwirtschaft und fir Diversifizierung
waren zum Zeitpunkt der AFP-Bewilligung der im Rahmen dieser Untersuchung befragten Unterneh-
men zum groBten Teil noch nicht mdglich.
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5. Die Auflagenbuchfiihrung bietet sowohl fiir die Beratung als auch fir die Bewertung
der FoérdermalRnahme eine gute Informationsgrundlage. In der Praxis wurde diese
Quelle jedoch kaum genutzt, was wiederum dazu geflhrt hat, dass dieser Auflage von
Seiten der Betriebe teilweise nur unzureichend nachgekommen wurde. Im Rahmen der
Aktualisierung der Zwischenbewertung konnte eine Auswertung der Auflagenbuchfiih-
rung nicht durchgefiihrt werden, so dass eine empirisch unterstiitzte Empfehlung hierzu
gegenwartig noch nicht mdglich ist. Dies wird jedoch eine der Kernaufgaben der ex
post Bewertung sein.

9.2 Eckpunkte fir eine langfristige, 6konomisch fundierte, politisch ra-
tionale Investitionsforderung im Agrarsektor

() Mdogliche Grinde fir eine Intervention auf dem Investitionsmarkt

Da fur die Agrarinvestitionsférderung wie in Kapitel 1 dargelegt, keine ausgearbeitete
Interventionslogik und auch kein stringentes Zielsystem existiert wird im Folgenden fir
eine klnftige Investitionsférderung im Agrarbereich eine Interventionslogik beispielhaft
skizziert.

In einer Marktwirtschaft — so die Ausgangshypothese — fiihren funktionierende Mérkte
dazu, dass die Produktionsfaktoren ber den Ausgleich von Angebot und Nachfrage am
Markt effizient eingesetzt werden. Die Aufgabe des Staates ist es dabei, die Rahmenbe-
dingungen fir funktionierende Mérkte sicher zu stellen. Daher gibt es fir staatliche Ein-
griffe nur dann eine Legitimation, wenn Markte offenkundig versagen. Als Bespiel daflr
werden oftmals Umweltguter angefiihrt.

Ausgehend von diesen Uberlegungen sollte eine (landwirtschaftliche) Investitions-
forderung nur dazu dienen, Unvollkommenheiten des Marktes auszugleichen oder aber
Strukturbriiche abzumildern. Diese Rahmenbedingungen, z.B. massive Anderungen der
Agrarpolitik oder Naturkatastrophen, konnen die Betriebe kurzfristig derart belasten, dass
sie in ihrer betrieblichen Entwicklung irreversibel geschadigt werden, was aber in einer
dynamischen Betrachtung aus gesellschaftlicher Sicht zu Nachteilen fuhren konnte
(Abb. 11). Ferner erscheint auch die Forderung von risikobehafteten innovativen Investiti-
onen mit Pilotcharakter als gerechtfertigt, wenn dadurch ein tber den Einzelbetrieb hinaus
gehender Nutzen fir den gesamten Sektor oder sogar gesamtgesellschaftlich zu erwarten
ist, die Kosten und Risiken aber individuell zu tragen waren. Bei 6ffentlichen Gutern ist zu
unterscheiden, ob deren Bereitstellung vor allem durch héhere Investitionskosten oder mit
einem besonderen Management und damit hdheren variablen Kosten verbunden ist, da die
Instrumentenwahl entsprechend ausgerichtet werden muss.

Voraussetzung flr solche staatlichen Interventionen in das Investitionsgeschehen in
Landwirtschaft und Gartenbau ist, dass ausgehend von einer Problemanalyse Marktversa-
gen klar und eindeutig identifiziert wird. Eine solche Untersuchung in einer ex ante Be-
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wertung wird als Voraussetzung fur eine zielgerichtete Forderung angesehen. Sie sollte,
aufbauend auf der Analyse, auch die Ableitung der Forderziele und deren Verhéltnis zu-
einander (Zielhierarchie) beinhalten. Die gewahlten Interventionen sollten — abgesehen
von moglichen Spezialféallen bei 6ffentlichen Gitern — in jedem Fall zeitlich befristet sein
und gegebenenfalls, d.h. wenn das zu I6ésende Problem nicht horizontaler Natur ist, auch
regional eingegrenzt werden. Die Forderrichtlinien sollten eine méglichst geringe Rege-
lungsbreite und —tiefe beinhalten, da sdmtliche Regelungen einen entsprechenden Kon-
trollaufwand nach sich ziehen.

Abbildung 11: Interventionslogik der Agrarinvestitionsforderung

Schlanke, bedarfsorientierte Richtlinien
— Effiziente Forderung

/X

Zeitliche und/oder regionale Eingrenzung

e e A R () e T

Zuschuss Birgschaft Zuschuss Zuschuss

flir die Anpassung

Definition weniger klarer Ziele mit Zielhierarchisierung

9 = T q9r = =

Massive Anderung Disfunktionaler || Innovationen Offentliche Guter
Rahmenbedingungen Kapitalmarkt (bes. Priifung) (ohne erhebliche var. Kosten)

Klare Identifikation von Defiziten und Problemen durch Marktversagen

Quelle: eigene Darstellung

(b) Problemorientierte Instrumentenwahl

Den einzelnen Bereichen von Marktversagen sollte mit einem adaquaten Instrumentenein-
satz begegnet werden. Bei massiven Anderungen der Rahmenbedingungen, fir die der
Milchmarkt unter den derzeitigen GAP-Reformen als Beispiel angefiihrt werden kann,
sollten Zuschusse fur die notwendigen Anpassungsinvestitionen, zur Zeit also insbesonde-
re Wachstumsinvestitionen im Milchsektor zur Uberwindung der strukturellen Defizite,
flr einen begrenzten Zeitraum im Sinn einer Hilfe zur Selbsthilfe gewahrt werden.
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Ein nicht funktionierender Kapitalmarkt ware dann gegeben, wenn der Agrarsektor nur
unzureichend mit Kapital versorgt wirde, obwohl aus gesamtwirtschaftlicher Sicht der
Grenznutzen des Kapitaleinsatzes tiber dem in anderen Sektoren lage. Eine solche Situati-
on konnte z.B. dann entstehen, wenn Finanzinstitutionen fur die Kreditierung von Garten-
bau und Landwirtschaft aufgrund der aus ihrer Sicht geringen Bedeutung dieses Sektors
kein Fachpersonal mehr einstellen und wegen dieser fehlenden Expertise den Sektor nicht
ausreichend mit Kapital versorgen. In diesem Fall ware die Bereitstellung von staatlichen
Biirgschaften das angemessene Instrument fiir eine Marktintervention, da dadurch die Ver-
sorgung des Sektors mit Kapital bei gleichzeitig moglichst geringer Marktverzerrung ge-
wahrleistet werden konnte.

Innovationen in der Landwirtschaft und im Gartenbau leiden darunter, dass innovative
Haltungs- oder Bewirtschaftungs- oder Produktionssysteme keinen rechtlichen Erfinder-
schutz genieRen”. Betriebe, die derartige Innovationen praktizieren, tragen somit das wirt-
schaftliche Risiko der Neuerung, ohne bei Erfolg entsprechende Vorteile durch Lizenzen
und Patente realisieren zu kénnen. Um den gesellschaftlich erwiinschten Fortschritt in der
Landwirtschaft zu unterstiitzen, sollte den Betrieben fiir die mit Innovationen verbundenen
Investitionen nur dann eine Risikoprdmie gewéhrt werden, wenn der Staat ein besonderes
Interesse an der Realisierung dieser Vorhaben hat (Pilotcharakter). Fir die Auswahl der zu
fordernden Projekte sollte ein Gremium in einem Wettbewerbsverfahren (Ausschreibung)
die Bemessung und Zuteilung der Zuschisse regeln. Zu prifen ware, ob fir diesen Forder-
zweck eine gesonderte Malinahme aufierhalb des AFP aufgelegt werden sollte.

Der Bereich der 6ffentlichen Glter beinhaltet sehr unterschiedliche Sachverhalte, die je-
weils einer adéquaten Losung bedirfen. Als Beispiel sollen hier der Tierschutz und die
damit verbundenen gesellschaftlich erwiinschten Tierhaltungsverfahren angefuhrt werden,
sofern diese deutlich Uber die internationalen Anforderungen hinausgehen und bei den
nationalen Produzenten zu erheblichen Mehrkosten fiihren. Eine Kompensation von aufla-
genbedingten Kostennachteilen im Investitionsbereich durch Investitionszuschisse kénnte
die nationalen Produzenten in die Lage versetzen, Marktanteile zu sichern und auf diese
Weise Arbeitsplatze und Wertschépfung im Land zu erhalten (Wissenschaftlicher Beirat
2005, S. 6 bis 11). Besonders zu nennen sind in diesem Zusammenhang die hohen Anfor-
derungen an die Haltungsbedingungen in der intensiven Veredlungswirtschaft bei Gefli-
gel, Schweinen und Kéalbern. Wenn sich jedoch die gesellschaftlichen Anforderungen an
Tierschutz vor allem bei den variablen Kosten niederschlagen, z.B. durch den Einsatz be-
sonderen Futters oder von speziellen Medikamenten, oder besondere Anforderungen an
das laufende Management stellen, wére die Investitionsférderung nicht das geeignete An-
reizinstrument, um die Erfillung der Normen sicher zu stellen.

10 Vgl. die Unterscheidung zwischen ,,produktgebundenem technischen Fortschritt“ und ,,technischem

Fortschritt im Managementbereich® bei Isermeyer (2003, S. 3).
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(c) Fazit

Einer staatlichen Intervention muss in einer Marktwirtschaft eine nachvollziehbare Legi-
timierung vorausgehen, die darlegt, dass die Ziele des Eingriffs nicht auch ohne staatliche
Intervention erreicht werden kdnnen. Daher ist die Erarbeitung einer nachvollziehbaren
Interventionslogik ist eine wesentliche Voraussetzung rationalen Staatshandelns in der
Investitionsforderung. Solche staatlichen Eingriffe missen durch eine sachgerechte Poli-
tikbewertung sinnvoll erganzt werden.

9.3 Monitoring und Bewertung

9.3.1 Monitoring

Das gegenwartig angewandte EU-einheitliche Monitoring enthalt kaum Daten, die flr die
Beantwortung der zentralen Fragen zur Bewertung des AFP und der JLWF nutzlich sind.
Vielmehr werden einige Daten zur Beschreibung des Outputs und der strukturellen Zuord-
nung der Forderung (z.B. Schwerpunkte, Investitionsart, Investitions- und Férdervolumen,
regionale Verteilung) erfasst.

Die fir die Bewertung notwendigen Daten missen daher vom Bewerter teils mit groRem
Aufwand im Rahmen von Fallstudien und Befragungen selbst erfasst werden oder auf-
grund fehlender Datenbanken aufwandig zusammengestellt werden (z.B. Investitionskon-
zepte, Auflagenbuchfuhrung). Es ist im Rahmen der ex post Bewertung auf der Grundlage
einer umfassenden Sekunddardatenanalyse zu klaren, welche Daten auch kiinftig fur Bewer-
tungszwecke zentral erfasst und gespeichert werden sollten. Die generelle Erfassung von
Daten, die nur einen marginalen Wert fir die MaBnahmen- oder Programmbewertung be-
sitzen und auch flr Beratungszwecke kaum nutzbar sind, jedoch einen erheblichen Erhe-
bungsaufwand verursachen, sollte eingestellt werden. In dieser Hinsicht ist der Wert der
Investitionskonzepte in Form der gegenwartig angewandten Variablenliste sowie der Auf-
lagenbuchfuhrung zu prifen.

Empfehlungen:

Das EU-Monitoring sollte nur wenige statistische Daten erfassen, die fiir die Beschreibung
der Grundgesamtheit der geforderten Betriebe, Flachen, Objekte etc. (Output: physisch
und monetdr) notwendig sind. Die Festlegung von Wirkungsindikatoren und die Erfassung
der fur ihre Berechnung bendtigten Daten sollte weitgehend ad hoc und je nach Schwer-
punkt der Bewertung erfolgen.
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9.3.2 Bewertung

Die aktuellen Vorgaben der EU-Kommission zur Bewertung (Europdische Kommission,
2000) zielen darauf ab, durch zentral vorgegebene Fragen und Indikatoren eine méglichst
einheitliche Bewertung in den Mitgliedstaaten zu erreichen und auf diese Weise eine Ag-
gregation der Ergebnisse fir alle Mitgliedstaaten zu ermdoglichen. Dieser konzeptionelle
Rahmen lasst nur wenig Spielraum flr systematische Analysen von Ursache-Wirkungs-
Zusammenhéngen, die in der Regel vergleichsweise aufwendig sind und daher themenbe-
zogen, d.h. selektiv, durchgefiihrt werden sollten. Die Vorgaben, insbesondere der fast
durchgéngig geforderte mit-ohne-Vergleich ist bei der Bewertung der Agrarinvestitions-
forderung nicht mdéglich, da nicht geforderte aber strukturell vergleichbare Betriebe kaum
existieren.

Da die Aggregation der Ergebnisse beztiglich einzelner Indikatoren aufgrund unterschied-
licher Erfassungsdimensionen bereits enorm schwierig ist (z.B. Tierschutz, Arbeitsbedin-
gungen), scheint es inhaltlich beinahe unmdglich, die Ergebnisse der einzelnen Bewer-
tungsberichte auf der Gemeinschaftsebene weiter zusammenzufassen.

Die Erwartungen der Auftraggeber an die Bewertung sind nach wie vor eher zurtickhaltend
und skeptisch, wobei die Bereitschaft zur konstruktiven Unterstlitzung der Evaluation ge-
genliber der Zwischenbewertung zugenommen hat. Dennoch werden die Bewerter nach
wie vor zu wenig als externer Dienstleister wahrgenommen.

Empfehlungen

Die Evaluationsthemen sollten unter Vorgabe eines sehr flexiblen Bewertungsrahmens
weitgehend den Auftraggebern und Evaluatoren tiberlassen werden. Es sollte méglich sein,
die Bewertung auf wenige zentrale Fragen zu begrenzen und auf diese Weise Freiraum fur
den notwendigen analytischen Tiefgang zur Beantwortung der relevanten Fragen schaffen.
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“ZFAL

Befragung von Zierpflanzengartnern

— Geforderter Betrieb —

Investitionsforderung - Instrument zur
Rationalisierung in Zierpflanzenbaubetrieben ?
&

Perspektiven der Investitionsforderung:
Die Sicht der Gartner

Betrieb:

Studie zur Bewertung der Agrarinvestitionsférderung im Auftrag der Landwirtschaftsmi-
nisterien der Lander und des Bundes

Konzept: Projektgruppe AFP-Evaluierung
(B. Forstner, A. Margarian, W. Dirksmeyer, Y. Zimmer)

Bundesforschungsanstalt fur Landwirtschaft (FAL), Braunschweig
Januar 2005
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Gliederung der Befragung
Betriebsbeschreibung
Konkurrenzsituation

Investitionstatigkeit

Generelle Investitionshemmnisse
Bewertung der Agrarinvestitionsforderung
Familidre Situation, Betriebsleitung

ook wbdPE

e Begrifung

e Dank fur Teilnahme

24
25
28

Datum:

Uhrzeit Beginn:

e Rahmen der Befragung: Die Befragung von Unternehmensleitern mit AFP-Forderung liefert uns
direkte und aktuelle Angaben fir die Bewertung der Agrarinvestitionsforderung (AFP), die wir

im Auftrag von Bund und Landern durchfiihren.

e Zweck der Befragung: In wie fern leistet die Agrarinvestitionsforderung einen Beitrag zur Um-
setzung von Rationalisierungsschritten und zur Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit von Zier-

pflanzenbaubetrieben.

e Die Befragungsergebnisse bilden eine wesentliche Grundlage fur eine anschlieBende Gruppen-
diskussion mit Fachberatern. Die Betriebsleiter/innen erhalten nach Abschluss der Untersuchung

eine Auswertung der Interviews.

Name Betriebsleiter/in :

Firmenname

Rechtsform

Gesellschafterzahl

Land, Adresse

Telefon

Handy

Fax

E-Mail
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1 Betriebsbeschreibung

1.1 Uber welche betrieblichen 1) Schwerpunkte, 2) Besonderheiten und 3) Produktionskapazitaten ver-
fugt Ihr Betrieb gegenwartig?

Offen fragen, schliel3lich alle Parameter der Tabelle 1 diskutieren und folgende Parameter abkla-
ren: Produktionssystem, Vertragsproduktion, Q-Programm, Schutzgebietskategorie

Konventionell: L1 integriert: [J Bio: [
1) Schwerpunkte:

2) Besonderheiten:

3) Vertragsproduktion:

4) Schutzgebietskategorie:

5) Teilnahme an Qualitatsprogrammen:

1.2 Wie groR war Ihr Betrieb vor etwa 15 Jahren? Welche 1) Schwerpunkte, 2) Besonderheiten und 3)
Produktionskapazitaten hatte er damals?

Offen fragen, schliel3lich alle Parameter der Tabelle 1 diskutieren.

1) Schwerpunkte:

2) Besonderheiten:
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Tabelle 1: Betriebsstruktur

Einheit | aktuell Vor 15 Jahren

ha LF insges., davon eigen [ha]
GH-Flache brutto, davon eigen | [m?]
GH-Fl&ache netto [m2]
Arbeitskrafte insges.* Personen Voll-AK Personen |Voll-AK
(Personen & Voll-AK) [AK]

e Fam-AK, davon [AK]

[AK] 1 1
Betriebsleiter/in
[AK] 1 1
(Ehe-) Partner

e Fremd-AK [AK]

e Teilzeit-AK [AK]

e Saison-AK [AK]

e Frauen-AK [AK]
Betriebsertrag (=Umsatz) [€]
Umsatz-Anteil Zier-bau UG [%]
Umsatz-Ant. Zier-bau Freiland | [%]
Umsatz-Anteil sonst. UG [%6]
Rechtsform:
Sonstiges

* Voll-AK = 2100 AKh/Jahr, Teil-AK: 14-15 Jahre = 0,5 AK, Uiber 65 Jahre = 0,3 AK
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1.3 Was waren die wesentlichen Veranderungen von damals bis heute?

Beschreibung: Rechtsform, Investitionen, Kapazitatserweiterungen, Neuaufnahme und Aufgabe von
Betriebszweigen.

Rechtsform:

Investitionen:

neue / aufgegebene Betriebszweige:

1.4 Wie beurteilen Sie die bisherige Entwicklung Ihres Betriebes?

1.5 Bitte nennen Sie mir die wichtigsten lhrer heutigen Absatzkandle und den Umsatzanteil, der Gber
sie abgesetzt wird.

1.5.1 NBV/UGA %
1.5.2 Andere Grof3- und Zwischenhandler : %
1.5.3 An Einzelhandler %
1.5.4 Direktvermarktung : %
1.55
Sonstiges:

75



1.6

76

In welche Richtung wollen Sie Ihren Betrieb in den nachsten 10 Jahren entwickeln?

Offen fragen, dann gezielt ha LF, GH-Flache brutto und netto (evtl. [%]), AK, Neuaufbau von Pro-
duktionszweigen, Abbau/Einstellung bestehender Produktionszweige, Investitionstatigkeit — Be-
reich, Objekte, Umfang, Zeitpunk —, Umstellung Mobiltische, Energiesparmalinahmen im GH.

Investitionen (incl. Mobiltische und Energiesparmaf3nahmen):

neue, auszudehnende, einzuschrénkende, aufzugebene Betriebszweige:

Tabelle 1 (Forsts.): Betriebsstruktur

Einheit | Geplant fur 2015
ha LF insges., davon eigen [ha]
GH-Flache brutto, davon eigen | [m?]
GH-Fl&ache netto [m2]
AKinsges.* (Voll-AK) [AKN]
Produktionszweige _
e neue
e auszudehnende
e zu verkleinernde
e einzustellende
Umstellung auf Mobiltische [ja/nein]

Energiesparmallnahmen

1.

2.

Rechtsform

* Voll-AK = 2100 AKh/Jahr, Teil-AK: 14-15 Jahre = 0,5 AK, Uiber 65 Jahre = 0,3 AK



2 Konkurrenzsituation

2.1 Bitte beschreiben Sie Ihre Konkurrenzsituation knapp.
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3 Investitionstatigkeit

3.1 Beschreiben Sie bitte kurz lhre letzte 6ffentlich geforderte grof3e Investition.

Offene Frage. Nicht diskutierte Punkte nachfragen.

3.1.1 Investitionsobjekt (Art, Kapazitat und wichtigste Ausstattungsmerkmale):

1. GH-Flache: m? neu [ mit Energieeinsparung [
2. Stehwandhohe: m
3. Heizung:

Heizsystem: Hohe Rohrh. [ Untertischh. [ Stehwandh. [

Hebe-Senk-H. 0 Luftheizer 0 Konvektionsh. [J anderes:

4. Heizzentrale: Kessel neu [] Brenner neu [ Verteiler neu [
Heizzentrale nur fur Neubau [1  fiir gesamten Betrieb [
5. Energie- oder Verdunkelungsschirm im Dachraum [ an Stehwand [

6. Klimacomputer [J Mobiltische []
7. Bewasserung:

Ebbe-Flut [ Tropfchen [ Dusenstrange [ anderes:

Vorratsbehalter Beregnungswasser neu [l fir Brunnen 1 Regen-
wasser []
sonstiges:
3.1.2 Investitionsvolumen: €

3.1.3 Investitionszeitpunkt/-zeitraum: (Jahre)

3.1.4 Beginn der Nutzung (auch von Teilen): (Jahr)

3.1.5 Forderhohe (Zuschuss, Zinsverbilligung etc.):

Verlorener Zuschuss: € oder

Regelmalige Zinsverbilligung: €/Monat
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3.1.6 Hat sich durch die Investition die Bruttoproduktionsflache unter Glas erhéht?
Ja: OJ Nein: [J
Wenn ja:

3.1.6.1 Um wie viel Quadratmeter hat sich Ihre Bruttoproduktionsflache unter Glas erhéht?
m2

3.1.7 Hat sich durch die Investition der Anteil der Nettokulturflache in lhren Gewachshausern erhoht,

z.B. durch die Umstellung von Grundbeeten auf Mobiltische?
Ja: [ Nein: [
Wenn ja:

3.1.7.1 Wie hoch war der Anteil der Nettokulturflache vor der Investition?

%

3.1.7.2 Wie hoch ist der Anteil der Nettokulturflache seit der Investition
(Bei Neubau nur auf diesen beziehen)?

%

3.1.8 Beinhaltet Ihre Investition auch Energiesparmalinahmen?
Ja: Nein: [
Wenn ja:

3.1.8.1 Welche MalRnahmen sind das?

1. Energieschirm einfach [ doppelt LI  Stehwandabschirmung ]
2. Doppelbedachung im Dach: [ an Stehwand [

3. Hebe-Senk-Heizung [

4. Ebbe-Flut- oder Tropfchenbewésserung [

sonstiges:

3.1.8.2 Wie hoch ist der Anteil an der Hochglasflache, auf denen die energiesparenden MaRRnahmen
eingebaut wurden?

% oder m?2

3.1.9 Haben Sie im Rahmen der Investition ein geschlossenes Bewdasserungssystem neu eingebaut?
Ja: [0 Nein: [
Wenn ja:
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3.1.9.1 st das geschlossene Bewasserungssystem im gesamten Gewdachshausbereich, d.h. in den alten
und neuen GH nutzbar?

Ja: O Nein: [

3.1.10 Nutzen Sie durch die Investition auch oder mehr Regenwasser fiir Bewasserungszwecke?
Ja: [0 Nein: [
Wenn ja:

3.1.10.1 Wie viel Beregnungswasser verbrauchen Sie jahrlich in Ihrem Betrieb? m3

3.1.10.2 Wie hoch ist der Anteil des Bewdsserungswassers, den Sie mit Regenwasser bestreiten?

Vor der Investition: %

Nach der Investition: %

3.2 Ist die Kapazitat des geforderten Investitionsobjekts zum jetzigen Zeitpunkt bereits voll ausgelas-
tet?

Ja: O Nein: O
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Wenn nein:

3.2.1 Wie hoch ist die derzeitige Auslastung ungeféhr? %

3.2.2 Was sind die Griinde?

3.2.3 Bis wann werden Sie die volle Auslastung voraussichtlich erreichen?

(Jahr)

3.3 Erfolg der geforderten groRRen Investition

3.3.1 Welche wesentlichen Wirkungen wurden bislang erzielt?

Offene Frage. Beschreibung und Quantifizierung gewdnscht. Heiz-, variable und Vollkosten
werden unten noch detailliert besprochen und quantifiziert.

1. Kostenersparnis, z.B. Senkung der Heizkosten il

2. Kapazitatserweiterung i

3. Ertragserhéhung i

4, Einkommenserhéhung i

5. Spezialisierung der Produktion i

6. Diversifizierung il

7. Verbesserung der Produkt- und Produktionsqualitat - O
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8. Erhohung Anteil verkaufsfahige Ware U

Von % auf %

9. Arbeitsrationalisierung O

10. Arbeitsplatzsicherung O

11. Schaffung von Arbeitsplatzen i

12. Freisetzung von Fam-AK (Ermdgl. auBerlandw. EK) -
(Wenn existent, zusatzliches Einkommen erfassen: €/Jahr)

13. Umweltschutz -0

14. Arbeitsbedingungen il

Sonstiges

3.3.2 In welchen Bereichen entsprechen diese Wirkungen nicht lhren Erwartungen vor der Investition
(wenn moglich, quantifizieren)?
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3.3.3 Hat die geforderte Investition einen Einfluss auf das Anbauprogramm in Ihrer
Produktion unter Glas?

Hier nicht die Produktionsausdehnung proportional zur Flachenausdehnung erfassen.
Ja: 0 Nein: U
Wenn ja:

3.3.3.1 Hat sich das Anbauprogramm ausschlie3lich in dem von der Investition betroffenen Bereich
veréndert?

Ja: O Nein: [

3.3.3.2 Haben die neuen Kulturen hohere oder niedrigere Temperaturanspriiche?
Hoher: L1 Niedriger: [ Teils, teils: [

3.3.4 Haben sich Ihre jahrlichen Heizkosten fir Ihre Produktion im Gewéchshaus durch die Investition
verandert?

Ja: 0 Nein: O  Weild nicht: [
Wenn ja:

3.3.4.1 Wie hoch waren lhre durchschnittlichen Heizkosten vor der Investition?

€/Jahr
(alternativ, nach Brennstoffen differenziert: )
Wie hoch war Ihr durchschnittlicher Brennstoffbedarf vor der Investition?

3.3.4.2 Wie hoch sind Ihre durchschnittlichen Heizkosten pro Jahr seit der Investition?

€/Jahr
(alternativ, nach Brennstoffen differenziert:)
Wie hoch ist Ihr durchschnittlicher Brennstoffbedarf seit der Investition?
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Wenn nein:

3.3.4.3 Wie hoch sind Ihre durchschnittlichen Heizkosten pro Jahr ?
€/Jahr

(alternativ, nach Brennstoffen differenziert: )
Wie hoch ist Ihr durchschnittlicher Brennstoffbedarf pro Jahr?

3.3.5 Verfugen Sie tber Aufwands- und Ertragsrechungen auf Kulturebene?
Ja: [0 Nein: UJ
Wenn nein weiter mit 3.3.6.
Wenn ja:

3.3.5.1 Haben sich die Arbeitskosten, die variablen (VK) und die Vollkosten (TK) Ihrer Unterglaspro-
duktion durch die Investition geédndert?

Ja: O Nein: [ Weild nicht:
Wenn ja:

3.3.5.1.1 Wie stark haben sich die Arbeitskosten durch die Investition geédndert?

3.3.5.1.2 Wie intensiv haben sich die durchschnittlichen variablen (VK) und die Vollkosten (TK) durch
die Investition verandert?

3.3.5.2 Hat sich der Ertrag Ihrer wichtigsten Kulturen aus der Unterglasproduktion durch die Investition
geéndert?

Ja: O Nein: [ Weil? nicht: O
Wenn ja:

3.3.5.2.1 Wie stark hat sich der durchschnittliche Umsatz (=Ertrag) Ihrer Gewéachshausproduktion seit
der Investition verandert?
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Art Vor Investition | Nach Investition | Relative Anderung
[€] oder [€/m?] | [€]oder [€/m?] [%]
Arbeitskosten
Var. Kosten
Vollkosten
Ertrag
Wenn nein:

3.3.5.2.2 Wie hoch ist Ihr durchschnittlicher Ertrag lhrer wichtigsten Kulturen der Unterglasproduktion?

1. € oder €/m?
2. € oder €/m?
3. € oder €/m?

3.3.6  Wiirden Sie die geforderte Investition aus heutiger Sicht genauso durchfiihren?

Ja: O Nein: O  WeilR nicht;
Wenn nein:

3.3.6.1 Was und wie wiirden Sie dies jeweils andern?

Zunachst offen fragen. Nicht genannte Aspekte nachfragen.

1. Kapazitat O

2. Finanzierung

O
3. staatliche Foérderung : [l
O

4. Investitionszeitpunkt :

5. Sonstiges

3.3.7 Haben Sie als Folge der Investition die Vermarktung Ihrer Produkte unter einem Qualitétssiegel,
z.B. QS, IP oder regionale Siegel, aufgenommen oder ausgedehnt?

Ja: O Nein: O
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Wenn ja:

3.3.7.1 Wie heilRen diese Labels und in welchen Regionen werden sie vertrieben?

3.3.8  Konnen Sie mir ein paar Angaben zur Hohe Ihres jahrlichen Unternehmensgewinns machen?

Ja: [0 Nein: [ keine Angabe: []
Wenn ja:

3.3.8.1 Wie hoch war Ihr Gewinn pro Jahr im Durchschnitt der letzten 3 Jahre vor der
Durchfiihrung der geforderten Investition?

€/Jahr

3.3.8.2 Wie hoch ist, jetzt nach Abschluss der geférderten Investition, Ihr Gewinn pro Jahr
im Durchschnitt der letzten zwei Jahre?

€/Jahr

3.3.8.2.1 Gab es, abgesehen von Zinskosten und regularen Abschreibungen der Investition, besondere
Einflisse auf den Gewinn dieser Jahre, die in anderen Jahren so nicht vorliegen (z.B. Sonder-
abschreibungen, auf einmal verbuchte Zuschusszahlungen, Aufdeckung stiller Reserven etc.)?

Beschreiben und quantifizieren.

€/Jahr

3.3.8.3 Welchen Gewinn pro Jahr streben Sie groenordnungsmafig in drei Jahren an?

€/Jahr

3.3.8.4 Wie hoch musste Ihr jahrlicher Gewinn eigentlich sein, um fir einen Betrieb lhrer
GroRe ein vernlinftiges betriebliches Wachstum und angemessene Privatentnahmen
zu ermdglichen?

€/Jahr
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3.3.9 Eigenkapitalbildung
In der Buchfiihrung wird durch den Steuerberater i.d.R. die Eigenkapitalbildung ausgewiesen.

Konnen Sie mir dazu ein paar Angaben machen?

Ja: [0 Nein: [ keine Angabe: []
Wenn ja:

3.3.9.1 Wie hoch lag Ihre jahrliche Eigenkapitalbildung im Durchschnitt der letzten 3 Jahre
vor der Durchfiihrung der geforderten Investition?

€/Jahr

3.3.9.2 Wie hoch ist, jetzt nach Abschluss der geforderten Investition, jahrliche EK-
Bildung im Durchschnitt der letzten zwei Jahre?

€/Jahr

3.3.9.2.1 Gab es in den drei Jahren vor der 0.g. Investition gréRere Entnahmen aus dem Betrieb, die der
Vermdogensanlage dienten, oder Einlagen, die aus der Liquidierung solcher Vermégensanlagen

stammen?

Beschreiben und quantifizieren.

€/Jahr

3.3.9.3 Wie hoch musste Ihre Eigenkapitalbildung pro Jahr eigentlich sein, um fir einen
Betrieb Ihrer GroRRe ein hinreichendes betriebliches Wachstum zu ermdglichen?

€/Jahr
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3.3.10 Anpassungskosten

Mit groReren Investitionen sind bisweilen auch erhebliche technische und organisatorische Neue-
rungen verbunden, die manchmal nicht reibungslos funktionieren und ein wenig Zeit bendtigen,
um zur Routine zu werden.
Sind bei Ihrer Investition derartige Effekte aufgetreten und sind Ihre aktuellen betriebs-
wirtschaftlichen Ergebnisse noch dadurch negativ beeinflusst?

Ja: 0 Nein: O

Wenn ja:

3.3.10.1 Wie hoch schétzen Sie die zusatzlichen Kosten bzw. nicht erzielten Umsétze in
Folge dieser Anpassungsprobleme in etwa ein?

€/Jahr

3.3.10.2 Wann glauben Sie, die Anpassungsschwierigkeiten voll im Griff zu haben?

(Jahr)

3.4 Finanzierung der gefdrderten Investition
3.4.1 Wie haben Sie die geforderte Investition finanziert?

3.4.1.1 Hohe des baren Eigenkapitals:
€ oder % der Investitionssumme

3.4.1.2 Hohe des gesamten Fremdkapitals:
€ oder % der Investitionssumme

3.4.2 Als Sie die Finanzierung lhres geforderten Investitionsprojekts mit der Bank oder dem Berater
durchgesprochen haben, war da die Bereitstellung ausreichender Sicherheiten ein Problem?

Ja: 0 Nein: O
Wenn ja:

3.4.2.1 Wie haben Sie das Problem gel6st ?
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3.4.3 Wie hoch ist Ihrer Meinung nach Ihr Spielraum fur die Neuaufnahme von Krediten?

3.5 Forderung der Investitionen

3.5.1 Sie haben mir zu Beginn unseres Gesprachs eine oder mehrere grélere Investitionen genannt, die

Sie in der Vergangenheit getatigt haben.
Wurden alle der genannten Investitionen geférdert?

Ja: Nein: [
Wenn nein:

3.5.1.1 Welche wurden Investitionen nicht geférdert und warum?

Tabelle 2: Nichtgeférderte Investitionen

Investitionsgegenstand |Jahr | Inv.-volumen [€] |Betriebszweig | Grund

1.

2.

3.5.2 Falls unter 1.7 flr die Zukunft geplante Investitionen genannt wurden:
Sie haben mir zu Beginn unseres Gesprachs verschiedene groliere Investitionen genannt, die Sie
zukinftig tatigen wollen. Haben Sie vor, daftr weitere Férderantrage zu stellen?
Ja:J  Nein: O Weil3 nicht: [
Falls nein:

3.5.2.1 Warum verzichten Sie auf die Férderung?

3.5.3 Haben Sie in der Vergangenheit auch die Férderung fur Junglandwirte in Anspruch genommen?
Ja: [ Nein: [
Wenn ja:
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3.5.3.1 In welcher H6he wurden Sie als Junglandwirt insgesamt in etwa gefordert?

€; Zinsverbilligung: %-Punkte

3.5.3.2 Hatte diese Forderung einen Einfluss auf die Entwicklung Ihres Betriebes?
Ja: J Nein: [
Wenn ja:

3.5.3.2.1 Bitte beschreiben Sie den Einfluss der Junglandwirteférderung.

3.6 Investition ohne Forderung

3.6.1 Sie haben mir vorhin gesagt, dass Sie eine staatliche Investitionsférderung in Hohe von ca.
€/Jahr bzw. €/Monat erhalten haben.

3.6.1.1 Wenn sie diese Forderung nicht erhalten hatten, ware bei gleichem Investitionsvolumen die da-
mit verbundene finanzielle Mehrbelastung fiir Sie zu einem ernsthaften Problem geworden?

Ja: O Nein: [ Weil nicht: O
Wenn ja:

3.6.1.1.1 Wie hatte sich dieses Problem geéulert?

3.6.1.2 Wie hétte die Investition ohne Foérderung ausgesehen?
Bitte sagen Sie mir jeweils, warum Sie sich so entschieden héatten.

Offene Frage, nicht genannte Aspekte nachfragen, incl. Prazisierung hinsichtlich Volumen,
Zeit, Objekt

1. es hatte keine derartige Investition stattgefunden: []

2. unverandert: [J

3. zeitlich Durchfuhrung friher spater [ gleich [ schrittw. gestaffelt [

Beschreibung bei zeitlicher Staffelung:
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4. vom Umfang her kleiner [ groRer [ gleich [J

5. andere Technik: I

6. billigere Ausfiihrung (z.B. mit mehr Eigenleistung); (Beschreibung)

Falls die Investition auch ohne Forderung realisiert worden wére:

3.6.1.3 Wie hétten Sie dieselbe Investition ohne Forderung finanziert?
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3.7 Biurgschaftsregelung
Verschiedentlich wird dartiber diskutiert, die staatliche Investitionsférderung ganz auf die Gewah-

rung von Burgschaften umzustellen.
Welche Konsequenzen hatte ein solcher Schritt fir Thre Investition gehabt ?

Alle Alternativen vortragen und auswahlen lassen.

1. Ausweitung der Investition wegen verbesserter Sicherheit [
2. Keine Investition wegen unzureichender Rentabilitét ]
3. Keine Auswirkungen ]

3.8 Zusatzkosten des Investitionsobjekts durch Inanspruchnahme der Férderung

3.8.1 Haben sich aus der Tatsache, dass Sie eine staatliche Forderung erhalten haben, Konsequenzen fir
die Ausfuhrung lhrer Investition und damit Kostensteigerungen ergaben, die Sie ohne Investiti-
onsforderung vermutlich nicht zu tragen gehabt hatten ?

Ja: 0 Nein: I Weild nicht: [J
Wenn ja:

3.8.1.1 In welchen Bereichen fielen die Zusatzkosten an?

3.8.1.2 Konnen Sie die damit verbundenen Zusatzkosten grob schétzen?
€

3.8.1.3 Beinhalten diese zusatzlichen MaRnahmen auch einen positiven Effekt?
Ja: LJNein: [
Wenn ja: Bitte beschreiben und quantifizieren Sie diesen.
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3.8.2 Haben Sie den Eindruck, dass Ihnen bei der Bauplanung seitens der Beratung / Betreuung aktiv
alle kostensenkenden Losungsmdglichkeiten nahegebracht wurden, die die gleiche Funktionalitat
des Objekts ermdglicht hatten? Konnen Sie Ihre Einschatzung bitte n&her erlautern?

Ja: OO Nein: O Weil? nicht: O

3.9 Wie konnte das Forderverfahren, d.h. die Antragstellung, die Bewilligung, die Auszahlung und die
vor Ort Kontrolle, aus Ihrer Sicht verbessert werden?

Schnellere Bearbeitung [

Zulassung von Auftragserteilung und Baubeginn vor Eingang der Foérderbewilligung [
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4 Generelle Investitionshemmnisse

4.1 Was sind aus lhrer Sicht die grofiten Hemmnisse bzw. Schwierigkeiten fir mehr Investitionen auf
Ihrem Betrieb?

4.2  Gibt es abgesehen von der Investitionsforderung Malinahmen, die die Politik ergreifen kann, um
Investitionshemmnisse zu beseitigen / zu reduzieren ?
Ja: [ Nein: [ Weil} nicht: [

Falls ja:

4.2.1 Welche MalRnahmen waren dies aus lhrer Sicht ?
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5 Bewertung des AFP
Im Folgenden werde ich Ihnen einige allgemeine Fragen zur Forderung des Agrarsektors und zur Agrar-
investitionsforderung stellen. Bitte sagen Sie mir lhre grundsétzliche Meinung zu diesem Thema. Daflr
ist es sinnvoll, dass Sie moglichst von Ihrem konkreten Einzelfall absehen und z.B. auch die Projekte von

Nachbarn und Berufskollegen vor Augen haben.

5.1 Sollte der Staat Investitionen in der Landwirtschaft und dem Gartenbau fordern?

Ja: O Nein: [ Weil nicht: O

Falls ja:

5.1.1 Welche Ziele sollte der Staat mit der Investitionsforderung verfolgen?

Offen fragen. Wenn Bereiche nicht genannt werden, nachfragen.

Wetthewerbsfahigkeit
Umweltschutz
Tierschutz
Arbeitserleichterung
Diversifizierung
Benachteiligte Gebiete

© a0k whrE

sonstiges:

O

O
O
O
O
O

5.2 Welches sind aus lhrer Sicht die entscheidenden KenngroRen fir die Beurteilung der Entwicklungs-
fahigkeit (Rationalisierung und Wettbewerbsfahigkeit) von Zierpflanzenbaubetrieben mit Unter-
glasproduktion?

1.

2
3
4.
5

Mindestgewinn
Hochstgewinn
Mindestbetriebsgrolie
Mindesteigenkapitalbildung

Berufliche Mindestqualifikation

L
O]
O]
[
U

Hohe: [€/Jahr]
Hohe: [€/Jahr]

m?2 GH und/oder ha Freiland
Hohe: [€/Jahr]
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5.3

5.4

5.5

Im Fall von kiinftig knapperen 6ffentlichen Haushalten miissen verstarkt Schwerpunkte in der For-
derung des Agrarsektors gesetzt werden. Bitte sagen Sie mir vor diesem Hintergrund, ob Sie die
folgenden Fordermalinahmen als sehr wichtig oder weniger wichtig erachten.

sehr wichtig weniger wichtig
1. Investitionsforderung il ]
2. Allgemeine Flachenforderung

(z.B. UmweltmalRnahmen, Ausgleichszulage) : [l 0
3. Forderung von InfrastrukturmaBnahmen

(Wegebau, Flurbereinigung, Entwasserung) Ll L]
4. Vermarktungs-/Absatzforderung [ ]
5. Forderung von Betriebsberatung [ ]
6. Forderung von Weiterbildung il ]

Wenn o6ffentliche Mittel knapper werden, kann der Staat innerhalb der Agrarinvestitions-
forderung entweder nach der Rasenmaher-Methode die Zahlungen fiir jeden Forderfall reduzieren
oder aber Forderschwerpunkte bilden.

Welche der beiden Mdglichkeiten wiirden Sie bevorzugen?

1. Rasenmdaher-Methode il
2. Schwerpunktbildung il

Fur eine Investitionsforderung im Rahmen einer grof3en Investition (iber 100.000 €) auf landwirt-
schaftlichen und gartenbaulichen Betrieben sind verschiedene Forderinstrumente denkbar:

Welches der folgenden Instrumente wiirden Sie bevorzugen? Bitte begriinden Sie Ihre Aussage.

1. Bindung an die Kreditaufnahme und Zahlung eines Zuschusses il
2. keine Bindung an einen Kredit, reduzierter Zuschuss in Prozent der Investitionssumme : []
3. Ubernahme einer Kreditausfallbiirgschaft durch den Staat il

5.5.1 Bitte sagen Sie mir auch, welche Vor- und Nachteile die einzelnen Mdglichkeiten aus lhrer Sicht
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beinhalten.

5.5.1.1 Bindung an die Kreditaufnahme und Zahlung eines Zuschusses

5.5.1.2 keine Bindung an einen Kredit, reduzierter Zuschuss in Prozent der Investitions-
summe




5.5.1.3

Ubernahme einer Kreditausfallbiirgschaft durch den Staat
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6 Familiare Situation, Betriebsleitung und Nachfolge

6.1 Alter der / des Betriebsleiters/in: Jahre
6.2 Wann haben Sie den Betrieb tbernommen? (Jahr)

6.3 Berufsausbildung und —erfahrung

6.3.1 Welche Berufsausbildung und —erfahrung, z.B. Jahre auf Fremdbetrieben oder Auslandsaufenthal-
te, haben Sie?

Gehilfe / Geselle: 1  Meister / Techniker: O StudiumFH OO UniO

Jahre auf Fremdbetrieben:

Auslandsaufenthalte Ja: [] Nein: [ Anzahl: 1  Monate insgesamt: [

6.3.2 Nehmen Sie an Weiterbildungsveranstaltungen teil?
Ja: OJ Nein: [J
Wenn ja:

6.3.2.1 Worum geht es bei diesen Veranstaltungen?

Kammerveranstaltungen und —seminare u.&. [
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6.4 Wenn Betriebsleiter alter als 50 Jahre:
Haben Sie schon eine Regelung fur Ihre Nachfolge gefunden?

Ja: Nein: [J
Wenn ja:

6.4.1 Alter des Nachfolgers: Jahre

6.4.2 Welche Berufsausbildung und —erfahrung, z.B. Jahre auf Fremdbetrieben oder Auslandsaufenthal-
te, hat der Nachfolger?

Gehilfe / Geselle: 1  Meister / Techniker: 0  Studium: FH O Uni OO

Jahre auf Fremdbetrieben:

Auslandsaufenthalte Ja: [] Nein: [ Anzahl: [
Monate insgesamt: Monate

6.5 Haben Sie, lhr (Ehe-) Partner oder Ihr Nachfolger eine auferbetriebliche Beschéaftigung?
Ja: [ Nein: [
Wenn ja:

6.5.1 Seit wann besteht diese Beschaftigung? (Jahr)

6.5.2 Wie hoch ist die tagliche Beschéaftigungsdauer? Stunden

6.5.3 Wie hoch ist das aus dieser Beschéftigung resultierende monatliche Einkommen?
€/Monat brutto: L]  netto: [
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6.6 Gibt es Besonderheiten auf Ihrem Betrieb, die Ihr Wirtschaften beeinflussen, wie z.B. Pflege von
Angehorigen, Kinderbetreuung, hohes Altenteil, auBergewdhnliche finanzielle Belastungen?
Ja: [ Nein: [
Wenn ja:
Bitte beschreiben Sie diese.

1. Pflege von Angehorigen durch Betriebsleiter/in L1 (Ehe-) Partner [

2. Kinderbetreuung, hohes Altenteil durch Betriebsleiter/in (1 (Ehe-) Partner [
3. auBergewohnliche finanzielle Belastungen €/Jahr

Art:
4. Sonstiges:

Mit dieser Frage ist das Interview beendet. Ich méchte mich herzlich bei Thnen fir Ihre Teilnahme und
Ihre wertvolle Zeit bedanken. lhre Informationen werden uns sehr helfen. Ich hoffe, dass auch Sie das
Interview interessant fanden.

Uhrzeit Ende:

Anmerkungen:

Besonderheiten des Betriebes:

Gesprachsatmosphére / vermutete Bereitschaft zu weiterem Gespréach:
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“ZFAL

Landwirtebefragung

Agrarinvestitionsforderung

Grol3e Investitionen im Milchbereich, Kleine Investitionen,
nicht geforderte Betriebe im Milchbereich

Studie zur Bewertung der Agrarinvestitionsforderung im Auftrag der Landwirtschaftsmi-
nisterien der Lander und des Bundes

Konzept: Projektgruppe AFP-Evaluierung
(B. Forstner, W. Dirksmeyer, A. Margarian, Y. Zimmer)

Bundesforschungsanstalt fir Landwirtschaft (FAL), Braunschweig 2005
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Struktur der Befragung

1.

o s wbN

Betriebsbeschreibung
Unmittelbare Konkurrenzsituation
Investitionstatigkeit

Generelle Investitionshemmnisse
Investitionsforderung und
uberbetriebliche Kooperationen
Agrarreform, Investitionen und
Investitionsforderung

Bewertung des AFP

Familiére Situation

BegrufRung

Dank fur Teilnahme / keine Kontrolle / Wunsch nach offenem Gespréch

Rahmen der Befragung: Die Befragung von Unternehmensleitern mit AFP-Férderung liefert uns
direkte und aktuelle Angaben fir die Bewertung der Agrarinvestitionsforderung (AFP), die wir
im Auftrag von Bund und Landern durchfiihren.

Zweck der Befragung: In wie fern leistet die Agrarinvestitionsforderung einen Beitrag zur Um-
setzung von Rationalisierungsschritten und zur Steigerung der Wettbewerbsféhigkeit von Milch-

viehbetrieben.

Die Befragungsergebnisse bilden eine wesentliche Grundlage fur eine anschliellende Gruppen-
diskussion mit Fachberatern. Die Betriebsleiter/innen erhalten nach Abschluss der Untersuchung

eine Auswertung der Interviews.

Name Betriebsleiter/in :

14

15

17

18
20

Datum:

Uhrzeit:

Firmenname

Rechtsform

Gesellschafterzahl

Land, Adresse

Telefon
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1 Betriebsbeschreibung

1.1  Uber welche betrieblichen Schwerpunkte, Besonderheiten und Produktionskapazitaten verfiigt Ihr

Betrieb gegenwartig?

Offen fragen, schliel}lich alle Parameter der Tabelle 1 diskutieren und folgende Parameter abkla-

ren: Okolandbau, Vertragsproduktion, Q-Programm, Schutzgebietskategorie.

1.2 Wie sah lhr Betrieb vor etwa 15 Jahren aus? Welche betrieblichen Schwerpunkte, Besonderheiten
und Produktionskapazitaten und hatte er damals?

Offen fragen, schliel3lich alle Parameter der Tabelle 1 diskutieren.

Tabelle 1: Betriebsstruktur

Vor 15 Jahren aktuell
Ha LF / davon Pachtflachen / /
VE [/ Milchkihe / /

Kg Milchquote

Milchleistung je Kuh

Arbeitskréfte*
(Personen & Voll-AK)

davon: - Fam-AK

- Fremd-AK

- Teilzeit-AK

- Frauen-AK

Umsatz-Anteil Marktfruchtbau

Umsatz-Anteil Milchproduktion

* Voll-AK = 2300 AKh/Jahr, Teil-AK: 14-15 Jahre = 0,5 AK, Uiber 65 Jahre = 0,3 AK
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1.3 Was waren die wesentlichen Veranderungen von damals bis heute?

Beschreibung: Investitionen, Kapazitatserweiterungen, Neuaufnahme und Aufgabe von Betriebs-
zweigen, Rechtsform.

1.3.1 Bitte geben Sie einen Uberblick tiber die Entwicklung der Milchquote in Ihrem Betrieb.

1.3.1.1 Beschreiben Sie bitte die wesentlichen Entwicklungsschritte in der Vergangenheit:

1.3.1.2 War der alte Stall in Folge des Zukaufs von Quoten zum Investitionszeitpunkt deutlich Giberbe-
legt ?

Ja: 1 Nein: [

1.3.1.3 Welche Plane fur die nachsten drei Jahre haben Sie im Hinblick auf die Milchquoten ?

1.4 Wie zufrieden sind Sie insgesamt mit der bisherigen betrieblichen Entwicklung ?

Offen fragen

1.5 In welche Richtung wollen Sie Ihren Betrieb in den nachsten 10 Jahren (bis 2015) entwickeln?

Offen fragen

dann gezielt ha LF, kg Milchquote, AK, Neuaufbau von Produktionszweigen, Abbau/Einstellung be-
stehender Produktionszweige und konkrete Investitionsvorhaben abfragen.
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Tabelle 3: Strategie

Geplant bis 2015

ha LF (Zupacht / Kauf
bzw. Verpachtg./Verkauf)

kg Milchquote

Voll-Ak

Konkrete Investitionen

Neue Produktionszweige

Veranderungen in den
bestehenden Produktions-
zweigen

2 Unmittelbare Konkurrenzsituation

2.1

2.2

In welcher Hohe liegen die durchschnittlichen Pachtpreise fiir Griin- und Ackerland in Ihrer Regi-

on?
Griunland: €/Jahr

Bitte beschreiben Sie kurz die Konkurrenzsituation in lhrem unmittelbaren Umfeld.

Ackerland:

€/Jahr
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3 Investitionstatigkeit

3.1 Forderung der Investitionen

3.1.1 Sie haben zu Beginn des Gesprachs gesagt, dass Sie in der Vergangenheit eine oder mehrere

groRere Investitionen getatigt haben.
Wurden alle genannten Investitionen gefordert?

Ja: ] (weiter mit Frage 4.1.2) Nein: [

Wenn nein:

3.1.1.1 Welche Investitionen wurden nicht geférdert und warum?

Tabelle 2: Nichtgeforderte Investitionen

Investitionsgegenstand Jahr

Inv.-volumen

Betriebszweig

7.

8.

9.

10.

11.

12.

3.2 Haben Sie auch die Forderung fir Junglandwirte in Anspruch genommen?

Ja: [ Nein: [
Wenn ja:

3.2.1 Wann und in welcher Hohe wurden Sie als Junglandwirt gefordert?

Jahr €

3.2.2 Hatte die Junglandwirteférderung irgendeinen Einfluss auf die Entwicklung lhres Betriebes?

Ja: [ Nein: []
Wenn ja, welchen?:

106




3.3 Beschreiben Sie bitte kurz lhre letzte 6ffentlich geforderte grof3e Investition.
(Bitte nur GrélRenordnungen angeben )

3.3.1 Investitionsobjekt (was, welche Kapazitat):

3.3.2 Investitionsvolumen:

3.3.3 Investitionszeitpunkt/-zeitraum:

3.3.4 Beginn der Nutzung (auch von Teilen):

3.3.5 Forderhohe (Zuschuss, Zinsverbilligung etc.):

3.4 Ist die Kapazitat des Investitionsobjekts zum jetzigen Zeitpunkt nach offizieller Planung bereits voll
ausgelastet?

Ja: [ Nein: [

Wenn nein: Wie hoch ist die derzeitige Auslastung gemal der offiziellen Planung ?

Was sind die Griinde fur die nicht volle Auslastung?

3.4.1 Was ist die betriebswirtschaftlich sinnvolle Auslastung ?

3.4.2 Bis wann werden Sie die volle Auslastung gemaR der offiziellen Planung voraussichtlich errei-
chen?
Jahr

3.5 Hatten Sie einen groleren Stall gebaut, wenn die Investitionsférderung nicht an die vorhandenen
Milchquoten gekoppelt gewesen ware ?
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3.6  Erfolg der Investition

3.6.1 Welche wesentlichen Wirkungen wurden bislang erzielt?

108

Offene Frage. Beschreibung und Quantifizierung gewiinscht.

Soweit Punkte nicht angesprochen werden, bitte nachfragen.

Entwicklung AK-Einsatz( AKh/Tagq) fur die Milchproduktion

Tabelle 6: Investitionswirkungen

Kostenersparnis

Kapazitatserweiterung

Ertragserhéhung / Preiserh6hung
(bessere Vermarktung)

Einkommenserhéhung

Diversifizierung

Verbesserung der Produkt- und Pro-
duktionsqualitat

Arbeitst-);ada{rf in der M'ilch[\)rodukti-
on (Akh pro Tag)

Freisetzung / Neueinstellung von
Arbeitskréften

Tierschutz

Umweltschutz

Arbeitsbedingungen

Sonstiges




3.6.2 In welchen Punkten entsprechen diese Wirkungen der Investition nicht Ihren Erwartungen und
Zielen?

(offen fragen, wenn mdglich quantifizieren )?

Falls noch keine Aussagen zu Stuickkosten: var. Kosten folgende Fragen, sonst weiter mit 3.5.4

3.6.3 Verfugen Sie lber eine Betriebszweigabrechnung?
Ja:[1  Nein: [
Wenn ja:

3.6.3.1 Wie hoch sind die variablen Kosten / VVollkosten der Milchproduktion aktuell ?

3.6.3.2 Wie hoch waren die variablen Kosten / Vollkosten der Milchproduktion vor der
Investition ?

3.6.4 Wirden Sie die geforderte Investition aus heutiger Sicht genauso durchfiihren?
Ja:[1  Nein:[1  Weill nicht: [

Wenn nein:

3.6.4.1 Was und wie wiirden Sie jeweils andern?

Offene Frage. Falls keine Antwort zu den folgenden Aspekten, einzeln nachfragen.

6. Kapazitat 0

7. Finanzierung 0

8. staatliche Forderung : 1[I

9. Investitionszeitpunkt : [

10. Sonstiges 0
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3.6.5 Konnen Sie mir ein paar Angaben zur Hohe Ihres jahrlichen Unternehmensgewinns machen?

Ja: ] Nein: [ Keine Angabe (7 (weiter mit Frage 3.5.7)
Wenn ja:

3.6.5.1 Wie hoch war Ihr Gewinn im Durchschnitt der letzten 3 Jahre vor der Durchfiih-
rung der geforderten Investition?

€/Jahr

3.6.5.2  Wie hoch ist Ihr Gewinn pro Jahr jetzt im Durchschnitt der letzten zwei WJ/KJ
(nur Jahre nach Abschluss der Investition)?

€/Jahr

3.6.5.2.1 Gab es besondere Einflisse auf den aktuellen Gewinn, die in anderen Jahren so nicht vorliegen
(z.B. Sonderabschreibungen, auf einmal verbuchte Zuschusszahlungen, Aufdeckung stiller Re-

serven etc.)?

(Beschreiben und quantifizieren in €/Jahr)

3.6.5.3 Welchen Gewinn streben Sie groenordnungsmafig in drei Jahren an?

€/Jahr

3.6.5.4 Welchen Gewinn benétigt ein Betrieb wie der Ihre fir angemessene Privatentnahmen und ver-
niinftiges betriebliches Wachstum?

€/Jahr

3.6.6 Eigenkapitalbildung
Kdnnen Sie mir ein paar Angaben zur Hohe Ihrer betrieblichen Eigenkapitalbildung machen?

Ja: ] Nein: 1 Keine Angabe [ (weiter mit Frage 3.6.7)
Wenn ja:

3.6.6.1 Wie hoch lag Ihre jahrliche Eigenkapitalbildung im Durchschnitt der letzten 3 Jah-
re vor der Durchfuhrung der geforderten Investition?

€/Jahr
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3.6.6.2 Wie hoch ist Ihre jahrliche EK-Bildung jetzt im Durchschnitt der letzten zwei Jahre
(nur Jahre nach Abschluss der Investition)?

€/Jahr

3.6.6.2.1 Gab es in den vergangenen Jahren grélRere Entnahmen aus dem Betrieb, die der Vermdgensan-
lage dienten, oder Einlagen, die aus der Liquidierung solcher Vermdgensanlagen stammen?

Beschreiben und quantifizieren in €/Jahr.

3.6.7 Anpassungskosten
Mit groReren Investitionen sind bisweilen auch erhebliche technische und organisatorische Neue-
rungen verbunden, die manchmal nicht reibungslos funktionieren und ein wenig Zeit benétigen,
um zur Routine zu werden.
Sind bei Ihrer Investition derartige Effekte aufgetreten und sind Ihre aktuellen betriebs-
wirtschaftlichen Ergebnisse noch dadurch negativ beeinflusst?

Ja: [ Nein: [ Weil? nicht [

Wenn ja:

3.6.7.1 Wie hoch schatzen Sie die zusatzlichen Kosten bzw. nicht erzielten Umsétze in
Folge diese Anpassungsprobleme in etwa ein?

€/Jahr

3.6.7.2 Wann glauben Sie, die Anpassungsschwierigkeiten voll im Griff zu haben?

(Jahr)

3.7 Finanzierung der geforderten Investition
3.7.1 Wie haben Sie die geforderte Investition finanziert?

3.7.1.1 Eigenkapital

a) Hohe des baren Eigenkapitals: €
b) Hohe des Fremdkapitals: €

3.7.2 Als Sie die Finanzierung lhres Investitionsprojekts mit der Bank oder dem Berater durchgespro-
chen haben, war da die Bereitstellung ausreichender Sicherheiten ein Problem?

Ja: [ Nein: [ Weild nicht [
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Wenn ja:

3.7.2.1 Wie haben Sie das Problem gel6st ?

3.7.3 Wie hoch ist Ihrer Meinung nach lhr Spielraum fiir die Neuaufnahme von Krediten?

3.8 Investition ohne Forderung

3.8.1 Sie haben mir eben gesagt, dass Sie eine Investitionsforderung von ca. € erhalten ha-
ben.

Wenn Sie diese Forderung nicht erhalten hatten, wére die damit verbundene Mehrbelastung
bei gleicher Investitionssumme fir Sie zu einem ernsthaften Problem geworden?
Ja: ] Nein:[1  Weil nicht [

Falls ja, in wie fern ?

3.8.2  Wie hatte die Investition ohne Forderung ausgesehen?
Bitte sagen Sie mir jeweils, warum Sie sich so entschieden héatten.

Offene Frage, moglichst detailliert Modifikationen erfragen.

Nicht genannte Aspekte nachfragen, incl. Préazisierung hinsichtlich Volumen, Zeit, Objekt.

Checkliste Investition ohne Forderung (evt. Konkretisierung)
7. [1 keine (derartige) Investition

8. [1 unverandert

9. [ zeitliche friihere Durchfiihrung
10. [J  zeitlich spatere Durchflihrung

11. [0 vom Umfang her kleiner

12. [0 vom Umfang her groRer

13. [ andere technische Ausfiihrung

14. (1 billigere Ausfiihrung
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Falls die Investition unverandert auch ohne Fdrderung realisiert worden ware:

3.8.2.1 Wie hétten Sie dieselbe Investition ohne Forderung finanziert? (Offen fragen)

3.9 Biurgschaftsregelung
Verschiedentlich wird daruber diskutiert, die staatliche Investitionsfoérderung ganz auf die Gewéh-
rung von Biirgschaften umzustellen. D.h. Investitionen fur die die Betriebe der Bank keine ausrei-
chenden Sicherheiten bieten kénnen, werden durch den Staat in die Lage versetzt

Welche Konsequenzen hatte ein solcher Schritt fiir Ihre Investition gehabt ? Alternati-
ven vortragen und auswahlen lassen

4. Ausweitung der Investition wegen verbesserter Sicherheit [
5. Keine Investition wegen unzureichender Rentabilitat 0
6. Keine Auswirkungen O

3.10 Zusatzkosten des Investitionsobjekts durch Inanspruchnahme der Férderung

3.10.1 Einmal abgesehen von Tierschutzauflagen, haben sich aus der Tatsache, dass Sie eine staatliche
Forderung erhalten haben, noch weitere Konsequenzen fur die Ausfuhrung Ihrer Investition und
damit Kostensteigerungen ergeben, die Sie ohne Investitionsférderung vermutlich nicht zu tragen
gehabt hatten ?

Ja:[1  Nein:[1  Weill nicht: [
Wenn ja:

3.10.1.1 In welchen Bereichen fielen die Zusatzkosten an?

3.10.1.2 Konnen Sie die damit verbundenen Zusatzkosten grob schatzen?
€

3.10.1.3 Beinhalten diese zuséatzlichen MaRnahmen auch einen Zusatznutzen?
Ja: [1 Nein: [ Weild nicht: [

Wenn ja, beschreiben Sie diesen bitte. (z.B. hdhere Produktivitét der Tiere durch
verbesserten Tierschutz)
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3.10.2 Haben Sie den Eindruck, dass Ihnen bei der Bauplanung seitens der Beratung / Betreuung aktiv
alle kostensenkenden Losungsmdglichkeiten nahegebracht wurden, die die gleiche Funktionalitat
des Objekts ermdglicht hatten?

Ja: [ Nein: [ Weild nicht: [J

3.11 Wie konnte das Forderverfahren aus lhrer Sicht verbessert werden?

4 Generelle Investitionshemmnisse

4.1 Was sind aus lhrer Sicht die grofiten Hemmnisse bzw. Schwierigkeiten fir mehr Investitionen in
Ihrem Betrieb?

4.2  Gibt es abgesehen von der Investitionsférderung MalRnahmen, die die Politik ergreifen kann, um
Investitionshemmnisse zu beseitigen / zu reduzieren ?

Ja: [ Nein: [] Weil nicht: [
Falls ja:

4.2.1 Welche Malinahmen sind dies aus lhrer Sicht ?

5 Investitionsforderung und Uberbetriebliche Kooperationen

5.1 Von Seiten der landwirtschaftlichen Beratung und in Fachblattern werden haufig Betriebsgemein-
schaften bzw. Betriebszweiggemeinschaften als mogliche Reaktion auf den zunehmend schérferen
Wettbewerb gesehen.

Sind Sie Mitglied in einer Betriebs- oder Betriebszweiggemeinschaft?

Ja: [ (weiter mit Frage 5.1.2 ) Nein: [] Weil} nicht; [

Falls nein:
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5.1.1 Haben Sie schon einmal erwogen, weitere Wachstumsschritte im Rahmen einer Betriebs- oder
Betriebszweiggemeinschaft mit einem anderen Betrieb zu gehen ?

Ja: [ Nein: [1 (weiter mit Frage 5.1.1.5) WeiR nicht [

Falls ja:

5.1.1.1 Was sind flr Sie die wesentlichen Griinde, eine solche Kooperation in Erwéagung zu
ziehen?

5.1.1.2 Was sind die Griinde dafiir, dass Sie diese Uberlegungen noch nicht in die Tat um-
gesetzt haben?

5.1.1.3 Spielen Probleme im Zusammenhang mit Investitionen und Investitionsforderung
eine Rolle?

5.1.1.4 Was misste geschehen bzw. welche Unterstiitzung wirden Sie benétigen, um eine
solche Kooperation erfolgversprechend aufzubauen?

Falls nein:

5.1.1.5 Warum ist die Betriebs- oder Betriebszweiggemeinschaft fur Sie keine tiberlegens-
werte Alternative?
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5.1.1.6 Spielen mogliche Probleme mit Investitionen oder der Investitionsforderung in ei-
ner solchen Kooperation dabei eine Rolle?

Falls Betrieb eine Kooperation eingegangen ist:

5.1.2 Welche positiven Auswirkungen ergeben sich fir Sie aus der Betriebszweigs- oder Betriebsge-
meinschaft mit anderen Betrieben?

5.1.3 Welche negativen Auswirkungen ergeben sich fur Sie aus der Betriebs- oder Betriebszweigge-
meinschaft mit anderen Betrieben?

5.1.4 Hat die Tatsache, dass Sie im Rahmen einer solchen Kooperation wirtschaften, irgendeinen Ein-
fluss auf die Forderung lhrer gemeinsam getatigten Investition gehabt?

Ja: ] Nein: (] (weiter mit Frage 6) Weil} nicht [

Falls ja:

5.1.4.1 Welche Einflisse waren das und wie bewerten Sie diese?

Falls auch negative Einflisse genannt wurden:

5.1.4.1.1 Was sollte an der Investitionsférderung verandert werden, damit diese stérenden Einfliisse in
Zukunft nicht mehr auftreten oder damit sich Ihre Kooperation noch besser als bisher entwi-
ckeln kann?
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5.2 Welche Erfahrungen gibt es in Ihrer Nachbarschaft oder in Ihrem sonstigen betrieblichen Umfeld
mit Uberbetrieblichen Kooperationen?

6 Agrarreform, Investitionen und Investitionsforderung

6.1 Fahlen Sie sich durch Fachpresse, Beratung oder andere Quellen ausreichend informiert und bera-
ten im Hinblick auf die Bewertung der Agrarreform und die Ableitung von Konsequenzen fur Ihren
Betrieb?

Ja: [ Nein: [ Weild nicht [

6.2 Was sind die wesentlichen, betriebswirtschaftlich relevanten Auswirkungen der aktuellen Agrarre-
form fir Ihren Betrieb?

6.3 Hat die im Januar 2005 in Kraft getretene Agrarreform einen Einfluss auf lhre Investitionsplanun-
gen?
Ja: [ Nein: [ Weil3 nicht: [

Falls ja:

6.3.1 Wie wurden lhre Plane dadurch geéndert?

Wenn Alternativen nicht genannt werden, nachfragen.

mit Investitionszuriickhaltung/Abwarten
mit erhohten Investitionsaktivitaten

mit verringerten Investitionsaktivitaten
mit einer Anderung der Investitionsbereiche :

el
i
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6.3.1.1 Bitte nennen Sie jeweils die urspriingliche Planung vor der Reform und die aktuelle.

Tabelle : Anderung der Investitionsplanung durch die aktuelle Agrarreform

Urspringlich vor Reform Aktuell mit Reform
I-Objekt 1. 1.
2. 2
I-Volumen |1. 1.
2. 2.
I-Zeitpunkt | 1. 1.
2. 2.

7 Bewertung des AFP

Im Folgenden werde ich Ihnen einige allgemeine Fragen zur Investitionsforderung stellen. Bitte sagen Sie
mir lhre grundsatzliche Meinung zu diesem Thema. Dafr ist es sinnvoll, dass Sie mdglichst von Threm
konkreten Einzelfall absehen und z.B. auch die Projekte von Nachbarn und Berufskollegen vor Augen
haben.

7.1 Sollte der Staat Investitionen in der Landwirtschaft fordern?
Ja: [ Nein: [ Weild nicht: [

Falls ja:
7.1.1 Welche Ziele sollte der Staat mit der Investitionsférderung verfolgen?

Offen fragen.

Wenn Bereiche nicht genannt werden, nachfragen.

Wetthewerbsfahigkeit
Umweltschutz
Tierschutz
Arbeitserleichterung
Diversifizierung

6. benachteiligte Gebiete
sonstiges:

ok~ WD
O 0O 0o g od™
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7.2

7.3

7.4

7.5

Welches sind aus lhrer Sicht die entscheidenden KenngroRen fir die Beurteilung der Entwicklungs-
fahigkeit (Rationalisierung und Wettbewerbsfahigkeit) von Milchviehbetrieben?

Wenn o6ffentliche Mittel knapper werden, kann der Staat innerhalb der Investitionsférderung entwe-
der nach der Rasenmaher-Methode die Zahlungen fiir jeden Férderfall reduzieren oder aber Forder-
schwerpunkte bilden.

Welche der beiden Mdglichkeiten wiirden Sie bevorzugen?

3. Rasenmaéher-Methode 0
4. Schwerpunktbildung 0

Insgesamt gibt es eine ganze Anzahl von Instrumenten zur Forderung der Agrarstruktur und des
landlichen Raumes. Ich lese lhnen jetzt einige der bedeutendsten vor und Sie sagen mir bitte, ob Sie
das Instrument personlich fir wirkungsvoll oder weniger wirkungsvoll halten.

Erst die ganze Liste vorlesen und dann langsam noch mal die einzelnen Punkte.

Sehr weniger
wirkungsvoll wirkungsvoll
7. Investitionsforderung 0 M
8. Allg. Flachenforderung 0 O
9. Beratung O O
10.Infrastrukturforderung 0 O
(Wegebau, Entwasserung, Flurbereinigung)
11.Weiterbildung 0 M
12.Vermarktungs-/Absatzforderung 0 O
13.Dorferneuerung 0 0

Fur eine Investitionsforderung im Rahmen einer grof3en Investition (uber 100.000 €) in landwirt-
schaftlichen Betrieben sind verschiedene Forderinstrumente denkbar:

Welches der folgenden Instrumente wiirden Sie bevorzugen?

1. Bindung an die Kreditaufnahme und Zahlung eines Zuschusses 0
2. keine Bindung an einen Kredit, reduzierter Zuschuss in Prozent der Investitionssumme : [
3. Ubernahme einer Kreditausfallbiirgschaft durch den Staat 0
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7.5.1

Bitte sagen Sie mir auch, welche Vor- und Nachteile die einzelnen Mdglichkeiten aus Ihrer Sicht
beinhalten.

7.5.1.1 Bindung an die Kreditaufnahme und Zahlung eines Zuschusses

7.5.1.2 keine Bindung an einen Kredit, reduzierter Zuschuss in Prozent der Investitions-
summe

7.5.1.3 Ubernahme einer Kreditausfallbiirgschaft durch den Staat

8 Familiare Situation / Leitung / Nachfolge

8.1 Alter
8.1.1 Alter der / des Betriebsleiters/in: Jahre
8.2 Nicht bei juristischen Personen:

8.3
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Berufstatigkeit aulerhalb des Betriebes von BL / Ehegatte, ggf. Nachfolger / Ehegatte ?
Falls ja

Seit wann ?
Zeitlicher Umfang ?
Netto-Verdienst (€/Monat)

Berufsausbildung und —erfahrung des BL

Welche Berufsausbildung und —erfahrung, z.B. Jahre auf Fremdbetrieben oder Auslandsaufenthalte,
haben Sie?




8.3.1 Nehmen Sie an WeiterbildungsmaRnahmen teil ?

Ja 0 Nein [
Falls Ja: Welche sind dies?

8.4 Wann haben Sie den Hof (jur. Pers.: die Leitung des Betriebes) ilbernommen?

8.5 Falls Betriebsleiter alter als 50 Jahre ist:
Haben Sie schon eine Regelung fur Ihre Nachfolge?

Ja 0 Nein [ Ungewiss 0
Wenn ja:
8.5.1 Alter des (Hof-) Nachfolgers: Jahre

8.5.2 Welche Berufsausbildung und —erfahrung, z.B. Jahre auf Fremdbetrieben oder Auslandsaufenthal-
te, hat der (Hof-) Nachfolger?

8.6  Nicht bei Jur. Personen:
Gibt es Besonderheiten auf Ihrem Betrieb, die Ihr Wirtschaften beeinflussen, wie z.B. Pflege von
Angehdorigen, Kinderbetreuung, hohes Altenteil, auBergewdhnliche finanzielle Belastungen?
Wenn ja, bitte beschreiben Sie diese.

121



9 Spezialteil ,,Kleine Investitionen — Initialwirkung*
9.1 Folgeinvestitionen

9.1.1 Gibt es im direktem Zusammenhang mit der geférderten Investition Folgeinvestitionen
(> 20.000 Euro), die Sie bereits durchgefuhrt haben?

Ja: 7 Nein: [
Wenn ja, beschreiben Sie diese bitte (siehe Tabelle)
9.1.1.1 was das fir Investitionen sind,
9.1.1.2 um welches Investitionsvolumen es sich jeweils handelt,
9.1.1.3 wie sie finanziert werden (sollen),
9.1.1.4 wann sie ggf. umgesetzt wurden,
9.1.1.5 welche Ziele Sie mit diesen Investitionen verfolgen.

9.1.2 Gibt es im direktem Zusammenhang mit der geférderten Investition Folgeinvestitionen, die Sie
konkret planen?
Ja: 1 Nein: [

Wenn ja, beschreiben Sie diese bitte (siehe Tabelle)
9.1.2.1 was das fur Investitionen sind,
9.1.2.2 um welches Investitionsvolumen es sich jeweils handelt,
9.1.2.3 wie sie finanziert werden (sollen),
9.1.2.4 wann sie ggf. umgesetzt werden,

9.1.2.5 welche Ziele Sie mit diesen Investitionen verfolgen.
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9.1.3 Gibt es im direktem Zusammenhang mit der geférderten Investition Folgeinvestitionen, die Sie

vage angedacht haben?

Ja: [J Nein: [J

Wenn ja, beschreiben Sie diese bitte

9.1.3.1 was sind das fir Investitionen,

(siehe Tabelle)

9.1.3.2 um welches Investitionsvolumen handelt es sich jeweils,

9.1.3.3 wie sie finanziert werden (sollen),

9.1.3.4 wann sie ggf. umgesetzt werden,

9.1.3.5 welche Ziele Sie mit diesen Investitionen verfolgen.

Durchgefuhrt

Konkret geplant

Vage angedacht

Art d. Investition

Volumen

Finanzierung

Zeitp. Umsetzung

Ziel

9.1.4 Gab es im direktem Zusammenhang mit der geférderten Investition Folgeinvestitionen, die Sie
urspringlich geplant hatten, die Sie zwischenzeitlich aber wieder verworfen haben?

9.1.4.1 Bitte nennen Sie mir Art und Umfang dieser Investitionen
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9.1.4.2 Warum haben Sie Ihre Plane wieder gedndert?

9.2 Haben Sie als Folge der geforderten Investitionen wesentliche Anderungen in Ihrem Betrieb um-
gesetzt? ( Z.B. bei den verwendeten Produktionsverfahren, durch Ausdehnung/Aufnahme eines
neuen Betriebszweiges oder die Aufgabe eines bestehenden Betriebszweiges.)

Ja: 1 Nein: [

Wenn ja:

9.2.1 Warum haben Sie das getan?

9.2.2 Hatten Sie diese weiteren Mallnahmen bzw. Folgeinvestitionen bereits bei der Planung und Um-
setzung der geforderten kleinen Investition geplant, oder sind Sie erst durch die Erfahrung mit der
geforderten Investition auf die Idee gekommen, lhren Betrieb in dieser Weise fortzuentwickeln?

1. War bereits geplant [ (weiter mit Frage 4.3)
2. Wurde durch Erfahrungen mit der geforderten Investition angestolRen [

Wenn durch die geforderte kleine Investition initiiert:

9.2.2.1 Welche Erfahrungen haben Sie dazu veranlasst?

9.3 Steht die geforderte kleine Investition im Zusammenhang mit einer umfangreicheren Investition?

Ja: [ Nein: [

Wenn ja:

9.3.1 Um was fir eine Investition handelt es sich?
Gemeint ist das Objekt (Stall, Laden etc.).

9.3.2 Wurde diese groRe Investition staatlich gefordert ?
Ja: ] Nein: []
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9.4 Innovationsgrad

9.4.1 Entspricht die geforderte kleine Investition einem weitgehend ausgereiften Stand der Technik?
Ja:1 Nein: [

9.4.2 Existenz ahnlicher Investitionen

9.4.2.1 Gibt es &hnliche technische und organisatorische Lésungen bereits auf Ihrem Betrieb?

Ja: [ Nein: [

9.4.2.2 Gibt es ahnliche technische und organisatorische Losungen bereits in Ihrer Nachbarschaft?
Ja:1 Nein:[1  Weild nicht: [

9.4.2.3 Gibt es &hnliche technische und organisatorische Losungen bereits in Ihrer Region (GroRRenord-
nung Landkreis) ?

Ja: [ Nein: [ Weild nicht: [J

9.4.3 Interessieren sich andere Betriebsleiter fur die von Ihnen durchgefiihrte Investition ?

Ggf. erlautern: Hofbesuche, Tag der offenen Tir, Berichte in der Fachpresse
Ja: ] Nein: [

9.4.4 Gibtes zu lhrer geforderten kleinen Investition eine begleitende betriebswirtschaftliche Untersu-
chung? (AfL, LWK, etc.)

Ja: [ Nein: []

9.4.5 Sind Sie mit dem privaten oder 6ffentlichen Beratungsangebot im Zusammenhang mit der gefor-
derten Investition zufrieden ?

Ja: [ Nein: []
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9.5 Investitionsrisiko

9.5.1 Sind die geforderte Investition bzw. der ihr zugeordnete Betriebszweig oder das neue Produkti-
onsverfahren verglichen mit Ihren sonstigen betrieblichen Aktivitdten mit einem besonderen Risi-
ko verbunden?

Ja: [ Nein: [1  Weil nicht: [

Wenn ja:

9.5.1.1 Welcher Natur ist dieses Risiko ?

1. Produktpreis:

Andere Absatzprobleme:

Technik :

fehlende personliche Erfahrung (Management) :
sonstiges:

[
[
[]
[

ok~ wn

9.5.2 War die Kalkulation der Rentabilitat Ihrer geférderten Investition im Vergleich mit anderen be-
trieblichen Investitionen mit einer hoheren, vergleichbaren oder geringeren Unsicherheit verbun-

den ?
1. GroRere Unsicherheit 0
2. Vergleichbare Unsicherheit 0
3. Geringere Unsicherheit 0
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10 Sonderteil “nicht-geférderte Betriebe” (anstelle von Punkt 3)

10.1 Haben Sie in den vergangenen 15 Jahren umfangreiche Investitionen in Ihrem Betrieb durchge-
fuhrt?

Ja: [ Nein: []

10.1.1 Wenn nein: Warum haben Sie nicht in gréRerem Umfang investiert?

10.1.2 Wenn ja: Was waren das fir Investitionen?

10.1.2.1 Wurden einige dieser Investitionen offentlich gefordert?

Ja: [0 Nein: [J (weiter mit Frage 3.1.3.1)

10.1.2.2 Wenn ja:

a) Welche?

b) Welche Fordermalinahme(n) ?

c) Gefdrdertes Investitionsvolumen € €

d) Wie waren lhre Erfahrungen mit der Férderung? Bitte beschreiben Sie diese.

e) Waurden Sie auch bei kinftigen Investitionen Férdermittel in Anspruch neh-
men? Bitte unterscheiden Sie dabei nach AFP und anderen FérdermalRnahmen.

10.1.3 Wurden einige der genannten Investitionen nicht gefoérdert?
Ja: [0 Nein: [J (weiter mit 3.1.3.4)
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Wenn ja:

10.1.3.1 Welche Investitionen wurden nicht geférdert und warum?
Tabelle 2: Nichtgeforderte Investitionen

Investitionsgegenstand Jahr Inv.-volumen | Betriebszweig

13.

14.

15.

16.

17.

18.

10.1.3.2 Warum wurden diese Investitionen nicht geférdert ?
a) Keinen Antrag gestellt [weiter mit Frage 3.1.3.2.2] [
b) Antrag wurde abgelehnt 0
10.1.3.2.1 Bitte nennen Sie mir die Grunde fir die Ablehnung [offen fragen]:
Formale Aspekte (z.B Mangel im IK, fehlende Buchfiihrung) [
Inhaltliche Aspekte (z.B. ungentigende EK-Bildung). O

Wenn kein Antrag gestellt wurde

10.1.3.2.2 Bitte nennen Sie mir die Grunde dafur, dass kein Antrag gestellt wurde.

10.1.3.3 Haben Sie sich im Zusammenhang mit einer lhrer letzten Investitionen beraten lassen?
Ja: 1 Nein: []
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falls ja:

10.1.3.3.1a) Handelte es sich um eine geforderte Investition? Ja: [ Nein: [J

b) Von wem haben Sie sich beraten lassen?

¢) Wirkungen der Beratung

10.1.3.4 Haben Sie vor, in den nachsten 5 Jahren umfangreiche Investitionen zu tatigen ?

Ja: 1 Nein: [

Falls ja:

10.1.3.4.1 Was fir Investitionen?

10.1.3.4.2 Werden Sie hierflr Forderantrage stellen?

Ja: [ (MaRnahme/n)
Nein: [

Mit dieser Frage ist das Interview beendet. Ich mdchte mich herzlich bei Thnen fiir Ihre Teilnahme und
Ihre wertvolle Zeit bedanken. Ich hoffe, dass auch Sie das Interview interessant fanden.
Ende des Interviews (Uhrzeit):

Atmosphare / Vermutete Bereitschaft zu weiterem Gesprach:

Highlights des Gesprachs / des Betriebs(leiters)

129






Anhang 2

Fragebogen der schriftlichen Befragung

131



132



Ihr Ansprechpartner fur Rickfragen: //7
Walter Dirksmeyer

Tel.: 0531/ 596 - 5136
e-mail: walter.dirksmeyer@fal.de fir Landwirtschaft

Institut fiir Betriebswirtschaft,
Agrarstruktur
und landliche Raume

Fragebogen zur Agrarinvesttionsiorderung

fur Berater und Betreuer

Wir bitten Sie, die folgenden Fragen im Hinblick auf die seit dem Jahr 2000 mit lhrer
Unterstitzung geférderten Félle zu beantworten. Es geht Uberall nur um grobe
Einschétzungen. Vielen Dank!

Name: [ |

Email: [ |

Tel.-Nr.: | |

Anzahl der von Ihnen beratenen oder betreuten Félle seit 2000: [ ]Fale
Anteil der Félle aus Kombi-Férderung bzw. GroRen Investitionen daran: [___|%
1. Synergieeffekte

(d.h. positive oder negative Zusatzeffekte durch das Zusammenspiel von zwei oder mehreren
FordermaRnahmen/-programmen)

Bestehen nennenswerte Synergieeffekte zwischen der Agrarinvestitionsférderung und
anderen FérdermaRnahmen (z.B. Verarbeitung und Vermarktung) oder Programmen
(LEADER+, Regionen aktiv)?

Ja=1 Nein=2 Weiss nicht=3 [ |

Falls ja:
a) Sind diese Effekte

geplant (egal auf welcher Ebene),
Zufallsprodukte
oder teils-teils?

b) Wie ist die Relevanz dieser Effekte?

I

1=gering 2=mittel 3=hoch

c) Bitte nennen Sie die FordermalRinahmen und/oder -programme:
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d) Bitte nennen Sie aus lhrer Beratungstatigkeit einige Einzel- oder Uberbetriebliche Projekte mit
Synergiewirkungen:

i) |

e) Bitte nennen Sie die Art der dabei erzielten Zusatzeffekte:

i) |

2. Verbesserung der Marktposition

Wie hoch ist der Anteil der geférderten Unternehmen an der Gesamtheit der investitv
geforderten Unternehmen, die mit Hilfe der Investitionsférderung

a) eine deutliche Verbesserung ihrer Produktqualitat erzielt haben?

* Anteil aller Unternehmen |:|%
* Anteil der verbesserten Produktion an der gesamten
wertmaRigen Produktion der betroffenen Unternehmen [ %

* Die Verbesserung der Qualitat fand vor allem in den folgenden Produktionsrichtungen statt:

)| |
i) | |
b) neue und ertragreichere Vermarktungswege beschritten haben?
* Anteil aller Unternehmen [ %
* Anteil der verbesserten Produktion an der gesamten
wertméaRigen Produktion der betroffenen Unternehmen [ 1%

* Die Verbesserung der Vermarktung fand vor allem in folgenden Produktionsrichtungen statt:

iy | |
i) | |

3.) Regionalwirtschaftliche Impulse

Welcher Anteil der mit der Férderung angestofRenen Investitionen wird von Anbietern auf
folgenden Gebietsebenen erbracht?

* okale Ebene (Umkreis 10 km) [ %
* Regionale Ebene (Umkreis 10-50 km) [ %
* Uberregionale Ebene (Umkreis > 50 km) [ %
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4. Verwaltungsverfahren

Nennen Sie bitte drei wesentliche Aspekte, die aus Ihrer Sicht zu einer Vereinfachung der
Umsetzung der Agrarinvestitionsférderung beitragen wirden (Prioritatenliste):

1) | |
2) | |
3) | |

Wie lange dauerte die Bearbeitungsdauer eines bewilligungsreifen Antrags von der
Antragstellung bis zur Bewilligung im Durchschnitt der letzten 5 Jahre?

[ |Monate

Was sind/waren die wesentlichen Hemmnisse flr eine zlgigere Bewilligung?

1) | |
2) | |

3) | |
4.) Das Bewilligungstempo ist kaum steigerbar [ ] Ja=1 Nein=2 Waeiss nicht=3
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Anhang 3

Protokoll des Beraterworkshops in Hamburg

137



138



Protokoll zum Beratergesprach bei der Landwirtschaftskammer Hamburg
im BIG am 7.4.2005

Beginn: 10:00 h
Ende: 16:00 h
Teilnehmer:

Herr Busch (LWK, Bereich GB)

Herr Heinrich (LWK, Bereich GB)

Herr Wiesner (LWK, Bereich LW), ab 12:00 h
Herr Dirksmeyer (FAL)

Herr Forstner (FAL)

1. Allgemeines

Von den insgesamt ca. 14.000 ha LF in Hamburg gehdren rund 8.000 ha der Stadt, die diese
Flache an Bewirtschafter verpachtet. In Hamburg gibt es ca. 130 landwirtschaftlichen und ca.
700 Gartenbaubetriebe. Etwa 50 % aller Betriebe arbeiten im Haupterwerb. VVon den landwirt-
schaftlichen Betrieben wirtschaften die meisten Betriebe mit Vieh (20 Milchviehbetriebe, sehr
viele Pensionspferdehalter); die Betriebe besitzen rund 40 ha Eigenflache und bewirtschaften
zwischen 50 und 70 ha Gesamtflache.

Das Jahr 2004 war bundesweit durch erhebliche Uberbestande bei Beet- und Balkonpflanzen
(BBP) gekennzeichnet. Dies fiihrte zu einem gravierenden Preisverfall, der sich in einem ge-
ringem Betriebserfolg niederschlagt. Besonders stark waren die negativen Einkommenswir-
kungen in Hamburg aufgrund der Vermarktung eines Grofteils der Ware (iber den lokalen
GroBmarkt. Hinzu kam, dass durch den spaten Friihling und den friilhen Sommerbeginn die
eigentlich lukrative Saison fur BBP weitgehend wegfiel.

Auch fir das Jahr 2005 werden nur niedrige Preise erwartet, da die Umsatze bisher relativ
gering waren und Ostern beispielsweise fur Stiefmtterchen zu friih kam.

Generell entwickeln sich die Bau- und Billigmarkte (Lidl, Aldi, etc.) zu einer erheblichen
Konkurrenz fur den Absatz (iber den lokalen GroBmarkt. Diese Pflanzen einfacher Qualitaten
werden (berwiegend aus Holland oder von der NBV/UGA bezogen. Zusétzlich druckt die
aktuell schwierige Wirtschaftslage auf die Nachfrage nach Blumen und Pflanzen, insbesonde-
re im héherpreisigen Segment.
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In Hamburg dominieren im Gartenbau Familienbetriebe mit einer relativ geringen Wertschop-
fung. Gegenwértig ist die Einkommenslage unbefriedigend. Die Betriebe haben fast durchge-
hend nur einen steuerlichen Jahresabschluss, der Probleme bei der Ergebnisinterpretation be-
reitet.

2. Untersuchungskonzept

Herr Dirksmeyer erldutert den Untersuchungsauftrag und das Untersuchungskonzept (siehe
Anlage ,,Présentation”). Im Rahmen einer Betriebsleiterbefragung wurden 22 Zierpflanzenbe-
triebe besucht und deren Leiter befragt. Die erfassten Betriebe liegen am Niederrhein und
wurden im Rahmen der grof3en Investitionen geférdert. Es wurden nur Investitionen in Ge-
wéchshausbauten und die dazu gehoérige —technik beriicksichtigt. Im aktuellen Gesprach geht
es auch darum, diese Ergebnisse vorzustellen und sie wenn ndétig zu korrigieren oder zu er-
ganzen. Obst- und Gemdisebaubetriebe sowie Baumschulen wurden nicht in die Erhebung
einbezogen.

Aufbauend auf den Ergebnissen soll im aktuellen Gespréch versucht werden, Optimierungs-
potenziale zu identifizieren und entsprechenden Anderungsbedarf zu formulieren.

3. Stand des AFP in HH

Herr Dirksmeyer préasentiert kurz die Forderfallstatistik gemall GAK-Berichterstattung. Da-
nach wurden im Jahr 2002 wesentlich mehr Bewilligungen ausgesprochen als in den anderen
Jahren seit 2000. Der Grund hierfir liegt in verwaltungsinternen Umstellungen. Mit dem Per-
sonalwechsel — Herr Hofmann kam in das zustandige Referat — wurden die auf Halde liegen-
den Forderantrdge ab 2001 abgearbeitet. Zu diesem Zeitpunkt lagen Antrége aus den Jahren
seit 1999 vor.

Die Berater betonen, dass lediglich das Jahr 2003 forderfallbezogen einem Durchschnittsjahr
entspricht. Im Jahr 2004, fiir das noch keine GAK-Daten vorlagen, wurden zwar etwas mehr

kleine Investitionen gefordert, aber insgesamt gleicht dieses Jahr weitgehend dem Vorjahr.
Der Zuwachs an kleinen Investitionen ist vor allem auf folgende Faktoren zurlickzufiihren:

—  Zuschussgewdhrung anstelle von Darlehensbindung
— Stickelung von grof3en Investitionen
— Restriktivere Darlehensaufnahme seitens der Betriebe

— Vermehrt kurzfristigere Planungen wegen der vorherrschenden Unsicherheit im Sek-
tor

— Investition in Energiesparmanahmen als Anpassung an steigende Energiepreise
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Nach Ansicht der Berater entsprechen die vorgestellten Forderzahlen nicht dem Forderge-
schehen und missen daher noch einmal mit der Bewilligungsstelle (Herrn Hofmann) abge-
Klart werden.

Als problematisch erwies sich die Bewilligung von Altantrdgen aus dem vorangegangenen
Forderzeitraum auf Grundlage geanderter Richtlinien der aktuellen Forderperiode. Nach lan-
geren Wartezeiten bis zur Bewilligung gab es zusatzlichen Unmut, weil durch die neuen
Richtlinien bei groRen Investitionen Betreuungskosten nunmehr anteilig durch den Antrag-
stellenden getragen werden mussten. Die Subventionswerte waren ebenfalls und z.T. deutlich
geringer als geplant. Zwischenfinanzierungen wurden in etlichen Fallen nétig. Bei den Betrof-
fenen resultierte daraus das Gefiihl einer fehlenden Verlésslichkeit und der Forderschéadigung.
Durch die kurzfristige Bewilligung eines vorzeitigen Malinahmenbeginns reagierte die Ver-
waltung auf die praktischen Bedirfnisse sehr flexibel.

Trotz der teilweise recht negativen Erfahrungen mit der AFP-FOrderung stellten die betroffe-
nen Betriebe dennoch auch in den Folgejahren wieder Forderantrage, da die Anreizwirkungen
durch die Forderzuschisse weiterhin attraktiv sind.

Die Investitionsbetreuung wird im Gartenbau von der Kammer selbst durchgefihrt. In der
Landwirtschaft werden Investitionen i.d.R. von der Niederséchsischen Landgesellschaft oder
von der Bauerngesellschaft betreut.

Die Forderbarkeit investitionswilliger Betriebe wird bereits im Vorfeld der Antragstellung
durch die zustdndigen Berater festgestellt, so dass es spater kaum zu Ablehnungsbescheiden
kommt. Hierdurch werden Verwaltungsaufwand und zusatzliche Kosten vermieden. Im Ein-
zelfall kommt es zu einem Ruckzug des Forderantrags, weil der Umsatzanteil aus dem Gar-
tenbau unter 25 % liegt oder die Einkommensgrenzen uberschritten werden.

Mit dem AFP wurden im Zierpflanzenbau in den Jahren seit 2003 hauptséchlich Investitionen
in Gewadchshduser gefordert. Im Obstbau handelt es sich im Wesentlichen um Wirtschaftsge-
béude und CA-Lager, teilweise auch um Pflanzungen; im Gemuisebau werden kaum Investi-
tionen gefordert.

4. Ergebnisse der Betriebsleiterbefragung

Struktur der erhobenen Betriebe

Das Gros der Zierpflanzenbaubetriebe in Hamburg bewirtschaftet bis zu 4 ha LF. Die Un-
terglasflache liegt in Hamburg schwerpunktmaBig bei 3-6.000 gm (60%); nur ca. 30%
bewirtschaften 6-9.000 m2 und nur ca. 10% mehr als 9.000 gm.

Relativ haufig (30-40%) ist in Hamburg eine Familien-GbR anzutreffen mit insgesamt 2-3

Familien-AK. Rund 80% der Betriebe beschéftigen bis zu 5 AK, d.h. die Betriebe sind
vergleichsweise klein. Familien-GbR werden hauptséchlich gebildet, um den Betriebs-
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nachfolger frihzeitig einzubinden, weniger aus Einkommens- oder steuerlichen Grinden.
Hieraus ergeben sich mitunter Probleme bei der Beantragung der Niederlassungspra-
mie/Junglandwirteprdémie. Die Prosperitatsgrenze bereitet dagegen kaum Schwierigkeiten
fur die Inanspruchnahme der Investitionsforderung.

Die geforderten Investitionen liegen zu 90% bei einer Erweiterung der Gewdachshausfla-
che von bis zu 3.000 m2, Typisch sind Wachstumsschritte mit 500-600 m?#/Investition, d.h.
die Betriebe sind vorsichtig und wachsen in Produktion und Vermarktung sehr langsam.
Unter diesen Umstanden wird die Zergliederung von grofReren Investitionen in mehrere
kleine Investitionen nachvollziehbar und sinnvoll. Die Strukturen in Hamburg sind im
Vergleich zum Niederrhein kleiner. Da in der Regel die in den Betrieben bereits vorhan-
dene Technik weiter ausgebaut wird, gibt es im Zusammenhang mit den geforderten In-
vestitionen kaum Anpassungsschwierigkeiten.

Wahrend die geforderte Investition bei den befragten Betriebsleitern am Niederrhein haufig
lediglich eine Investition in einer Investitionskette von nicht oder nur teilweise geforderter
Investitionen darstellt, werden in Hamburg tendenziell alle forderféhigen Investitionen gefor-
dert. Die durchschnittliche Investitionssumme in Hamburg liegt bei 100-200.000 Euro; die
Verteilung entspricht in etwa der in der Erhebung. Dies ist trotz der durchschnittlich kleineren
Strukturen darauf zurtickzufuhren, dass im Betrachtungszeitraum seit 2000 groRenteils Antra-
ge aus 1998/99 bewilligt wurden, die einige gréRere Vorhaben beinhalten. Dies beruht auf
dem Einstieg zahlreicher Absolventen des Meisterkurses desselben Jahres in die familidren
Betriebe und auf glinstigen Rahmenbedingungen (Zinsen, Absatz, Baupreise) im Jahr der An-
tragstellung. Aufgrund der sich wahrend der langen Antragsbearbeitungsdauer zwischenzeit-
lich verschlechternden Rahmenbedingungen wurden jedoch einige Antrdge zurlickgezogen,
bzw. anstelle einer groRen Investition nur noch eine oder mehrere kleine Investition beantragt,
fiir die ein Zuschuss ohne Darlehen gewahrt wird.

Die von Herrn Dirksmeyer dargestellte Zufriedenheit der Betriebsleiter mit den geforderten
Investitionen wird von den Beratern auch fiir Hamburg bestétigt. Die Betriebe in Hamburg
hatten ohne die geforderten Investitionen mittelfristig Schwierigkeit gehabt und sind jetzt bes-
ser am Markt platziert.

Das Einkommen der Zierpflanzenbaubetriebe in Hamburg ist mit 50-60.000 Euro recht be-
scheiden. Gewinnspriinge sind im Zuge der geforderten Investitionen kaum zu beobachten. In
der Regel werden durch die Investitionen hohere Kosten kompensiert (insb. Energie, wo eine
Verdoppelung der Preise seit 2000 stattfand). Die Investitionen sind nach Ansicht der Berater
aulRerdem notwendig, damit die Betriebe am Markt bleiben kénnen, da andernfalls das Ange-
bot der Betriebe zu gering waére.

Die Einschadtzungen der Berater (25 Jahre Erfahrung) zur Einkommensentwicklung resultieren

nicht aus der Auflagenbuchfuhrung, da sie Buchfuhrungsunterlagen erst wieder bei einem
nachsten Antrag auf Investitionsforderung erhalten. Teilweise haben geférderte Betriebe im
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Anschluss an Investitionen Einkommensprobleme, die aber eher auf verschlechterte Rahmen-
bedingungen und nicht auf die Investition als solche zurlickzufiihren ist.

Als Sicherheiten dienen im Gartenbau Hamburgs oft das Wohneigentum der Betriebsleiterfa-
milien und teilweise Baugrundstiicke, die durch den Flachenzuschnitt allerdings in der Regel
sehr klein sind.

Forderwirkungen [deutliche Unterschiede zu Folie 23-26]

Die wesentlichen Forderwirkungen zeigen sich in den Bereichen Kapazitatserweiterung,
Arbeitsbedingungen, Produktqualitdt und Einkommens- bzw. Absatzsicherung. Im Gegen-
satz zur Situation der geforderten Zierpflanzenbaubetriebe an Niederrhein kann das Ein-
kommen nach Ansicht der Berater mit Hilfe der gefdrderten Investitionen jedoch in den
meisten Féllen nicht gesteigert werden. Oftmals kann nur der Status Quo erhalten und auf
diese Weise der Betrieb gesichert werden. Auch in den anderen Sparten des Gartenbaus ist
das Hauptziel und die wichtigste Wirkung der geforderten Investitionen eher die Siche-
rung und nicht die Steigerung des Einkommens. Die Berater sehen die Einkommenslage
vieler Zierpflanzenbaubetriebe in Hamburg recht kritisch. Nach ihrer Ansicht verdrangen
viele Betriebsleiter die fehlenden Entwicklungsperspektiven, sind aber andererseits auch
sehr geniigsam. Da die Betriebe aufgrund ihrer konservativen Einstellung sehr wenig
Fremdkapital einsetzen, scheiden auch schwache Betriebe erst langsam aus der Produktion
aus. Dieser Prozess bringt aber tendenziell eine Uberalterung der Betriebsleiter mit sich,
da junge Leute einen Einstieg in diese Betriebe haufig als unattraktiv empfinden.

In Hamburg ist kaum ein Wandel der Betriebsstrukturen zu beobachten. Die Betriebsleiter
sind tendenziell konservativ und wenig risikofreudig eingestellt. Dies aufert sich darin, dass
die Betriebsleiter anstelle von groReren Entwicklungsschritten (siehe NW) in der Regel meh-
rere kleine Schritte vornehmen. Begriindet ist diese Einstellung nach Ansicht der Berater u.a.
durch die meist fehlenden Entwicklungsmoglichkeiten aufgrund der Flachenknappheit. Auch
aufgebende Betriebe trennen sich ungern von den eigenen Flachen und behindern so das
Wachstum der verbleibenden Betriebe.

Nennenswerte Kostenersparnisse kdnnen nach Ansicht der Berater im gesamten Gartenbau in
Hamburg kaum erreicht werden. In der Regel wird mit Hilfe einer Ertragssteigerung versucht,
die allgemeine Kostensteigerung auszugleichen und auf diese Weise das Einkommensniveau
zu halten.

Eine typische Entwicklung im Rahmen der Betriebsnachfolge beinhaltet in Hamburg zunéachst
eine GbR-Grindung mit dem/der Nachfolger/in. AnschlieRend wird der Betrieb erweitert, um
ausreichend Einkommen fur die zusétzliche Familie zu sichern.

[Folie 28,29] Im Gegensatz zu den Betrieben in NW wird das AFP bei Investitionen sehr in-

tensiv in Anspruch genommen. Es gibt kaum nicht geforderte Investitionen. Die Berater
schatzen, dass die Forderféalle kaum Mitnahmeeffekte beinhalteten, da das eingesparte Kapital
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flr andere Investitionen bereitsteht. Der GroRteil (80 %) der geforderten Investitionen wirde
ohne AFP nicht durchgefihrt. Einige Investitionen wiirden spéter, d.h. innerhalb von 5 Jahren,
auch ohne Forderung realisiert (Vorzieheffekt der Férderung). Der Anteil an Mitnahmeeffek-
ten wird als gering eingeschatzt, da ca. 80 % der geforderten Betriebe ohne AFP-Forderung
die geplanten Investitionen nicht durchfiihren kénnten.

[Folie 30] Die wesentlichen Entwicklungshemmnisse der Gartenbaubetriebe in HH sind (die
prozentualen Angaben beziehen sich auf die von den Hindernissen betroffenen Betriebe):

— die unsichere Marktlage (70-80 %),
— die Liquiditatsknappheit (50-60 %),
— Flachenknappheit (25 %) und der ungunstige Zuschnitt der Flachen (60 %)

— sowie unsinnige Bauvorschriften (v.a. im Stadtgebiet, ca. 20-25 %).

[Folie 31] Erwéhnt wird von den Beratern auch die Notwendigkeit nach einer ziigigen Bewil-
ligung der Forderantrage, die insbesondere in den Jahren bis 2001 sehr zu wunschen Gbrig
liel (bis zu 1,5 Jahre Bewilligungsdauer). Inzwischen liegt die Bewilligungsdauer jedoch bei
nur noch 3-4 Monaten (in der Landwirtschaft bei 2 Monaten). Da man die Antragsteller auf-
grund des zahlenmaRig Uberschaubaren Kreises relativ lange und gut kennt, sind in der Regel
kurzfristige Entscheidungen moglich.

Aus Sicht der Berater sollte die Vorschrift zur Einholung von drei Angeboten durch Aus-
schreibung gestrichen werden, da sich ortliche Anbieter abstimmen kénnen und sich fiir den
Investor der Spielraum bei der Auswahl des Anbieters deutlich verringert. Die derzeit beste-
hende Untergrenze fiir die Ausschreibungspflicht in Hohe von 4.000 Euro im Gartenbau sollte
nach Ansicht der Berater erhéht werden.

5. Veranderung der Rahmenbedingungen

Wahrend die Agrarreform lediglich fir die landwirtschaftlichen sowie die Gemisebaubetrie-
be relevant ist, sind flr die Zierpflanzenbetriebe vor allem die veranderten Marktbedingungen
ausschlaggebend. Zunehmend werden Zierpflanzen in Bau- und Supermarkten verkauft, die
ihre Ware nicht Uber den lokalen GroRmarkt beziehen. Der Vorteil des Gartenbaus in Ham-
burg liegt darin, dem Endverbraucher ein breites Sortiment mit starken Qualitaten anzubieten.
Das veranderte Einkaufsverhalten der Verbraucher erschwert den lokalen Zierpflanzenbauern
jedoch die Vermarktung, da sie aufgrund ihrer Produktionsstruktur den Absatzkanal Uber
Baumarkte und Discounter nicht mit den gewinschten groflen Mengen zu niedrigen Preisen
bei eher kleinen Qualitaten aufwarten kénnen.

Die AFP-Forderung ist seit 2004 an Darlehen der Landwirtschaftlichen Rentenbank (LR-
Darlehen) gekoppelt. Hieraus resultieren im Gartenbau zunehmend Probleme, da die Absiche-
rung haufig nicht gewahrleistet werden kann. Folglich fordern die Berater, die Bindung des
AFP an LR-Darlehen aufzuheben.
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Im Bereich Landwirtschaft geht der Trend zu mehr Markt.

6. Kunftige Ausgestaltung der Férderung

Forderziele

Im Bereich Gartenbau soll das Familieneinkommen gesichert werden, indem wettbewerbs-
fahige Strukturen ber Wachstumsinvestitionen unterstutzt werden. Eine volle Entlohnung
der kalkulatorischen Kosten flr die Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital ist aus Sicht
der Berater illusorisch. Daruber hinaus soll das bestehende Landschaftsbild und die vor-
handene Kulturenvielfalt weitgehend erhalten bleiben. Folglich sollen mdoglichst viele
Familienbetriebe unterstiitzt werden, um die vorhandenen Strukturen zu konservieren. Um
die Vermarktungsprobleme der vergleichsweise kleinen Zierpflanzenbaubetriebe in Ham-
burg zu l6sen, ist aus Sicht der Berater eine Gemeinschaftsvermarktung unumgénglich.
Einige Betriebe konnten ihre Stellung durch den Ausbau der Direktvermarktung verbes-

sern.
Die landwirtschaftlichen Betriebe sollen darin unterstiitzt werden, entweder durch Wachstum

kostengunstige Produktionsstrukturen zu erstellen oder tiber Diversifizierung, insb. Pensions-
pferdehaltung und Urlaub auf dem Bauernhof, neue Einkommensstandbeine aufzubauen.
Dariiber hinaus mussen einige Landschaftspflegebetriebe aufgebaut und erhalten werden, die
die weniger ertragreichen stadtischen Flachen als Schutz- und Nutzflachen pflegen.

Im Bereich Zierpflanzenbau sehen die Berater das Problem, dass sowohl die Rentabilitét als
auch die Liquiditat der Betriebe mit Hilfe der Férderung sicher gestellt werden missen

Die Berater der Kammern sehen sich als Vertreter des Berufsstandes. Dementsprechend sind
auch die Einlassungen zu den Fragen der kiinftigen Forderausgestaltung zu interpretieren.

Wer soll gefordert werden?

Die Auswahl des/der geeigneten Betriebsleiters/in wird von den Beratern als sehr komple-
xes Problem gesehen. Ausschlaggebend sollte die Betriebsleiterqualifikation sein, die je-
doch auf vielen Kriterien beruht. Explizit soll nicht nur die Ausbildung der Betriebsleiter
entscheidend sein. Die Hohe der Eigenkapitalbildung und des Unternehmensgewinns kann
auf zahlreichen Wegen beeinflusst werden und sollten daher nicht als alleiniges Kriterium
gelten.

Zur Erhaltung landwirtschaftlicher und gartenbaulicher Betriebe sollte die Junglandwirtefor-
derung evt. erhoht und im Bereich der 5-Jahres-Frist flexibilisiert werden. Gleiches gilt fur
junge Unternehmer, die im Rahmen des Generationswechsels bislang wenig erfolgreiche Be-
triebe Gibernehmen wollen. Sie sollten wie Existenzgriinder behandelt werden.
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Was soll gefordert werden?

Weiterhin sollte wie gegenwartig eine breite Palette an baulichen und maschinellen Inves-
titionen forderféahig sein.

Wie soll gefordert werden?

Es sollte aus Sicht der Berater weitgehend wie bisher gefordert werden. Dies bedeutet,
dass bei groRen Investitionen weiterhin eine Kreditbindung als sinnvoll erachtet wird, da
eine alleinige Zuschussforderung zu Finanzierungsfehlern bei den Betrieben fiihren konn-
ten. Uber die Zinsverbilligung hinaus sollte bei allen groBen Investitionen ein Zuschuss
von 10 % gewahrt werden, um einen hoheren Investitionsanreiz zu schaffen. Ohne Forde-
rung sind die Investitionen im Zierpflanzenbau Hamburgs nur knapp rentabel. Bei den
kleinen Investitionen dagegen wird die alleinige Forderung Uber eine Zuschussgewahrung
bevorzugt, da die Kreditaufnahme zu teuer ist. Die unterschiedliche Forderintensitat zwi-
schen kleinen und grof3en Investitionen wird als sachgerecht erachtet, da unter diesen Um-
standen die grofRen Investitionen fir die Antragsteller lukrativer und dadurch eine lang-
fristigere, allgemein sinnvollere Finanzierung erreicht wirde. Hinsichtlich der Zinsverbil-
ligung wird langfristig ein Selbstbehalt von 1 % als angemessen betrachtet.

Aufgrund der hédufig niedrigen Eigenkapitalanteile der Gartenbaubetriebe ist — insb. fir
Pachtbetriebe — die Mdglichkeit der Burgschaftsgewahrung zu nutzen. Dies gilt umso mehr,
als zu erwarten ist, dass die Investitionsvolumina im Zuge des Strukturwandels deutlich an-
steigen werden.

Eine Flexibilisierung der Kreditriickzahlung sollte entgegen den Wiinschen vieler Betriebslei-
ter nicht ermdglicht werden, da zu erwarten ist, dass viele Betriebsleiter entgegen der be-
triebswirtschaftlichen Vernunft ihre Kredite durch Sondertilgungen vorzeitig zurtickzahlen
und dadurch Gefahr laufen, sich selbst in Finanzierungsschwierigkeiten zu bringen.

Die Forderuntergrenze sollte nach Ansicht der Berater von 10.000 auf 20.000 Euro heraufge-
setzt werden.

7. Controlling

Die Kostenrechnung wird angesichts der Vielzahl an Kulturen und der damit verbundenen
Unterschiede hinsichtlich Heizkosten, Arbeitskosten etc. von den Beratern als auRerordentlich
schwierig beurteilt. Viele Betriebsleiter wiirden auch bei gréReren Investitionen in erster Linie
Bauchentscheidungen treffen.

Die organisatorische Abwicklung der Forderauflage zur Buchfuhrungspflicht Gber das Zent-

rum Betriebswirtschaft im Gartenbau (ZBG) in Hannover wird eigentlich beflrwortet, stellt
aus zwei Grunden ein organisatorisches Problem dar. Einerseits werden die steuerlichen Ab-
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schlusse fur gartenbauliche und landwirtschaftliche Betriebe in Hamburg oft durch nicht auf
diese Segmente spezialisierte Steuerburos erstellt, so dass dort bei der Daten(ibertragung ver-
haltnisméaRig hohe Kosten entstehen und auflerdem inhaltliche Verzerrungen wahrscheinlich
sind. Andererseits verflgt die LWK Hamburg Uber zu wenige Beratungskréfte, die die Aus-
wertungen der Buchabschlusse mit den Betriebsleitern diskutieren und interpretieren kdnnen.
Durch Basel 11 wirden die Jahresabschliisse noch unibersichtlicher. Betriebsleiter, die durch
die Arbeit ohnehin Uberlastet seien, wirden sich fir die betriebswirtschaftlichen Aspekte
kaum Zeit nehmen.

8. Verwaltungsverfahren

Das gegenwartige Verwaltungsverfahren wird von den Beratern als unbefriedigend bezeich-
net. Die Forderrichtlinien kdmen im Jahresverlauf zu spat und wéren zum Veroffentlichungs-
zeitpunkt meist bereits wieder tberholt. Die Férdermdglichkeiten werden sporadisch tber ein
Mitteilungsblatt der Kammer (1-2 Mal/Jahr), Gber Steuerberater, Winterveranstaltungen des
BIG und uber direkte Kontakte von den Beratern zu den Betriebsleitern veroffentlicht. Neuig-
keiten verbreiten sich nach Ansicht der Berater sehr schnell auf dem GroRmarkt.

Allgemein wird die Personalknappheit im Verwaltungsbereich als ein wesentliches Problem

beklagt. Verscharft wird dieses Problem aktuell durch die zusatzlichen Anforderungen an die
Verwaltung durch die Umsetzung der Agrarreform.
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Anhang 4

Produktionsrichtung der befragten Zierpflan-
zenbaubetriebe
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Abbildung A 1:  Produktionsrichtung der befragten Zierpflanzenbaubetriebe

Beet- und
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n=11
Quelle: Betriebsleiterbefragung 2005.
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Anhang 5

Struktur der befragten Zierpflanzenbaubetriebe
und Wirkungen der geforderten Investition
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Tabelle A 1: Struktur der befragten Zierpflanzenbaubetriebe und Wirkungen der
gefdrderten Investition

Kennzahl Einheit n Mittelwert Maximalwert Minimalwert Standardabweichung
Landwirtschaftliche Nutzflache [ha] 22 3,79 11,00 0,67 2,86
Gewadchshausflache aktuell [m?] 22 10932 20000 4000 5342
Anteil der GH-Fléache an der
landwirtschaftlichen Nutzflache [%] 22 42 100 8 271
Arbeitskréfte [Voll-Ak] 22 6,7 17,0 2,5 3,43
GroRe geforderter Gewachhausbau [m?] 22 2541 6000 1000 1374
Anstieg Nettoproduktionsflache [9%6] 6 10,2 15,0 3,0 52
Investitionsvolumen [1000 €] 22 256 700 75 156,6
Ertrag 2004 [1000 €] 20 701 2500 280 507,8
Gewinn vor Investition [1000 €] 15 95 275 30 71,0
Gewinn nach Investition [1000 €] 14 151 650 0 164,0
Gewinn notwendig [1000 €] 20 166 700 60 139,0
Einstellung Arbeitskréfte [Voll-Ak] 22 0,76 3 0 0,94
Heizdlbedarf vor Investition [1000 1 7 119 290 20 119,8
Heizdlbedarf nach Investition [1000 17 17 148 400 20 106,3
Heizdlbedarf vor Investition [I/m?] 7 14,0 315 53 9,0
Heizélbedarf nach Investition [1/m?] 17 13,7 31,3 3,1 8,5
Heizmaterialaufwand vor Investition [1000 €] 7 36,5 89,2 6,2 36,8
Heizmaterialaufwand nach Investition [1000 €] 17 45,6 123,0 6,2 32,7
Heizmaterialaufwand vor Investition [€/m?] 7 4,3 9,7 1,6 2,8
Heizmaterialaufwand nach Investition [€/m?] 17 4,2 9,6 0,9 2,6
Gewinn je EQM vor Investition [€/EQM] 15 0,39 0,85 0,12 0,21
Gewinn je EQM nach Investition [€/EQM] 14 0,55 1,30 0,00 0,42
winnanderung je EQM durch Investition
ﬁeidentiicﬁznuB%tjrieb(egn dureh nvestio [€/EQM] o 0,24 0,79 0,20 0,36
EQM je Ak vor Investition [EQM/Voll-Ak] 22 40766 102733 22167 19462
EQM je Ak nach Investition [EQM/Voll-Ak] 22 42378 72800 27158 12254
Anderung EQM je Ak durch Investition in [EQMNVOI-AK] 15 2096 15233 29933 9766

identischen Betrieben
Quelle: Betriebsleiterbefragung, 2005.

155



156



Anhang 6

Technische Ausstattung der geforderten
Investitionen
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Abbildung A 2:  Technische Ausstattung der geférderten Investitionen
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Quelle: Betriebsleiterbefragung, 2005.
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	3.3.10  Anpassungskosten Mit größeren Investitionen sind bisweilen auch erhebliche technische und organisatorische Neuerungen verbunden, die manchmal nicht reibungslos funktionieren und ein wenig Zeit benötigen, um zur Routine zu werden.  Sind bei Ihrer Investition derartige Effekte aufgetreten und sind Ihre aktuellen betriebs-wirtschaftlichen Ergebnisse noch dadurch negativ beeinflusst? 
	3.3.10.1 Wie hoch schätzen Sie die zusätzlichen Kosten bzw. nicht erzielten Umsätze in Folge dieser Anpassungsprobleme in etwa ein? 
	3.3.10.2 Wann glauben Sie, die Anpassungsschwierigkeiten voll im Griff zu haben? 


	3.4 Finanzierung der geförderten Investition 
	3.4.1 Wie haben Sie die geförderte Investition finanziert? 
	3.4.1.1 Höhe des baren Eigenkapitals:  _____________ € oder _____________ % der Investitionssumme 
	3.4.1.2 Höhe des gesamten Fremdkapitals: _____________ € oder _____________ % der Investitionssumme 

	3.4.2 Als Sie die Finanzierung Ihres geförderten Investitionsprojekts mit der Bank oder dem Berater durchgesprochen haben, war da die Bereitstellung ausreichender Sicherheiten ein Problem? 
	3.4.2.1 Wie haben Sie das Problem gelöst ? 

	3.4.3 Wie hoch ist Ihrer Meinung nach Ihr Spielraum für die Neuaufnahme von Krediten? 

	3.5 Förderung der Investitionen 
	3.5.1 Sie haben mir zu Beginn unseres Gesprächs eine oder mehrere größere Investitionen genannt, die Sie in der Vergangenheit getätigt haben.  Wurden alle der genannten Investitionen gefördert?  
	3.5.1.1 Welche wurden Investitionen nicht gefördert und warum?  

	3.5.2 Falls unter 1.7 für die Zukunft geplante Investitionen genannt wurden:  Sie haben mir zu Beginn unseres Gesprächs verschiedene größere Investitionen genannt, die Sie zukünftig tätigen wollen. Haben Sie vor, dafür weitere Förderanträge zu stellen? 
	3.5.2.1 Warum verzichten Sie auf die Förderung? 

	3.5.3 Haben Sie in der Vergangenheit auch die Förderung für Junglandwirte in Anspruch genommen?  
	3.5.3.1 In welcher Höhe wurden Sie als Junglandwirt insgesamt in etwa gefördert?  _____________ €;  Zinsverbilligung: ____________ %-Punkte 
	3.5.3.2 Hatte diese Förderung einen Einfluss auf die Entwicklung Ihres Betriebes? 
	3.5.3.2.1 Bitte beschreiben Sie den Einfluss der Junglandwirteförderung.  



	3.6 Investition ohne Förderung 
	3.6.1 Sie haben mir vorhin gesagt, dass Sie eine staatliche Investitionsförderung in Höhe von ca. ____________ €/Jahr bzw. ____________ €/Monat erhalten haben.  
	3.6.1.1 Wenn sie diese Förderung nicht erhalten hätten, wäre bei gleichem Investitionsvolumen die damit verbundene finanzielle Mehrbelastung für Sie zu einem ernsthaften Problem geworden? 
	3.6.1.1.1 Wie hätte sich dieses Problem geäußert? 

	3.6.1.2 Wie hätte die Investition ohne Förderung ausgesehen?  Bitte sagen Sie mir jeweils, warum Sie sich so entschieden hätten. 
	3.6.1.3 Wie hätten Sie dieselbe Investition ohne Förderung finanziert? 


	3.7  Bürgschaftsregelung Verschiedentlich wird darüber diskutiert, die staatliche Investitionsförderung ganz auf die Gewährung von Bürgschaften umzustellen. Welche Konsequenzen hätte ein solcher Schritt für Ihre Investition gehabt ? 
	3.8 Zusatzkosten des Investitionsobjekts durch Inanspruchnahme der Förderung 
	3.8.1 Haben sich aus der Tatsache, dass Sie eine staatliche Förderung erhalten haben, Konsequenzen für die Ausführung Ihrer Investition und damit Kostensteigerungen ergaben, die Sie ohne Investitionsförderung vermutlich nicht zu tragen gehabt hätten ? 
	3.8.1.1 In welchen Bereichen fielen die Zusatzkosten an? 
	3.8.1.2 Können Sie die damit verbundenen Zusatzkosten grob schätzen? 
	3.8.1.3 Beinhalten diese zusätzlichen Maßnahmen auch einen positiven Effekt?  Ja: ( Nein: (  

	3.8.2  Haben Sie den Eindruck, dass Ihnen bei der Bauplanung seitens der Beratung / Betreuung aktiv alle kostensenkenden Lösungsmöglichkeiten nahegebracht wurden, die die gleiche Funktionalität des Objekts ermöglicht hätten? Können Sie Ihre Einschätzung bitte näher erläutern? 

	3.9 Wie könnte das Förderverfahren, d.h. die Antragstellung, die Bewilligung, die Auszahlung und die vor Ort Kontrolle, aus Ihrer Sicht verbessert werden?  

	4  Generelle Investitionshemmnisse  
	4.1 Was sind aus Ihrer Sicht die größten Hemmnisse bzw. Schwierigkeiten für mehr Investitionen auf Ihrem Betrieb? 
	4.2 Gibt es abgesehen von der Investitionsförderung Maßnahmen, die die Politik ergreifen kann, um Investitionshemmnisse zu beseitigen / zu reduzieren ? 
	4.2.1 Welche Maßnahmen wären dies aus Ihrer Sicht ? 


	5  Bewertung des AFP 
	5.1 Sollte der Staat Investitionen in der Landwirtschaft und dem Gartenbau fördern? 
	5.1.1 Welche Ziele sollte der Staat mit der Investitionsförderung verfolgen? 

	5.2 Welches sind aus Ihrer Sicht die entscheidenden Kenngrößen für die Beurteilung der Entwicklungs fähigkeit (Rationalisierung und Wettbewerbsfähigkeit) von Zierpflanzenbaubetrieben mit Unter glasproduktion? 
	5.3 Im Fall von künftig knapperen öffentlichen Haushalten müssen verstärkt Schwerpunkte in der Förderung des Agrarsektors gesetzt werden. Bitte sagen Sie mir vor diesem Hintergrund, ob Sie die folgenden Fördermaßnahmen als sehr wichtig oder weniger wichtig erachten. 
	5.4 Wenn öffentliche Mittel knapper werden, kann der Staat innerhalb der Agrarinvestitions förderung entweder nach der Rasenmäher-Methode die Zahlungen für jeden Förderfall reduzieren oder aber Förderschwerpunkte bilden.  Welche der beiden Möglichkeiten würden Sie bevorzugen? 
	5.5 Für eine Investitionsförderung im Rahmen einer großen Investition (über 100.000 €) auf landwirt schaftlichen und gartenbaulichen Betrieben sind verschiedene Förderinstrumente denkbar: 
	5.5.1 Bitte sagen Sie mir auch, welche Vor- und Nachteile die einzelnen Möglichkeiten aus Ihrer Sicht beinhalten. 
	5.5.1.1 Bindung an die Kreditaufnahme und Zahlung eines Zuschusses 
	5.5.1.2 keine Bindung an einen Kredit, reduzierter Zuschuss in Prozent der Investitionssumme 
	5.5.1.3 Übernahme einer Kreditausfallbürgschaft durch den Staat 



	6  Familiäre Situation, Betriebsleitung und Nachfolge 
	6.1 Alter der / des Betriebsleiters/in: ________ Jahre 
	6.2 Wann haben Sie den Betrieb übernommen? (Jahr) ________ 
	6.3 Berufsausbildung und –erfahrung  
	6.3.1 Welche Berufsausbildung und –erfahrung, z.B. Jahre auf Fremdbetrieben oder Auslandsaufenthalte, haben Sie?  
	6.3.2 Nehmen Sie an Weiterbildungsveranstaltungen teil?  
	6.3.2.1 Worum geht es bei diesen Veranstaltungen?  


	6.4  Wenn Betriebsleiter älter als 50 Jahre:  Haben Sie schon eine Regelung für Ihre Nachfolge gefunden? 
	6.4.1 Alter des Nachfolgers: ________ Jahre 
	6.4.2 Welche Berufsausbildung und –erfahrung, z.B. Jahre auf Fremdbetrieben oder Auslandsaufenthalte, hat der Nachfolger? 

	6.5 Haben Sie, Ihr (Ehe-) Partner oder Ihr Nachfolger eine außerbetriebliche Beschäftigung?  
	6.5.1 Seit wann besteht diese Beschäftigung? (Jahr) __________________ 
	6.5.2 Wie hoch ist die tägliche Beschäftigungsdauer? __________________ Stunden 
	6.5.3 Wie hoch ist das aus dieser Beschäftigung resultierende monatliche Einkommen? 

	6.6  Gibt es Besonderheiten auf Ihrem Betrieb, die Ihr Wirtschaften beeinflussen, wie z.B. Pflege von Angehörigen, Kinderbetreuung, hohes Altenteil, außergewöhnliche finanzielle Belastungen?  

	1 Betriebsbeschreibung 
	1.1 Über welche betrieblichen Schwerpunkte, Besonderheiten und Produktionskapazitäten verfügt Ihr Betrieb gegenwärtig? 
	1.2 Wie sah Ihr Betrieb vor etwa 15 Jahren aus? Welche betrieblichen Schwerpunkte, Besonderheiten und Produktionskapazitäten und hatte er damals? 
	1.3  Was waren die wesentlichen Veränderungen von damals bis heute? 
	1.3.1 Bitte geben Sie einen Überblick über die Entwicklung der Milchquote in Ihrem Betrieb. 
	1.3.1.1 Beschreiben Sie bitte die wesentlichen Entwicklungsschritte in der Vergangenheit: 
	1.3.1.2 War der alte Stall in Folge des Zukaufs von Quoten zum Investitionszeitpunkt deutlich überbelegt ? 
	1.3.1.3 Welche Pläne für die nächsten drei Jahre haben Sie im Hinblick auf die Milchquoten ? 


	1.4 Wie zufrieden sind Sie insgesamt mit der bisherigen betrieblichen Entwicklung ? 
	1.5 In welche Richtung wollen Sie Ihren Betrieb in den nächsten 10 Jahren (bis 2015) entwickeln? 

	2 Unmittelbare Konkurrenzsituation 
	2.1 In welcher Höhe liegen die durchschnittlichen Pachtpreise für Grün- und Ackerland in Ihrer Region? 
	2.2 Bitte beschreiben Sie kurz die Konkurrenzsituation in Ihrem unmittelbaren Umfeld. 

	3 Investitionstätigkeit 
	3.1 Förderung der Investitionen 
	3.1.1 Sie haben zu Beginn des Gesprächs gesagt, dass Sie in der Vergangenheit eine oder mehrere größere Investitionen getätigt haben.  Wurden alle genannten Investitionen gefördert?  
	3.1.1.1 Welche Investitionen wurden nicht gefördert und warum? _________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 


	3.2 Haben Sie auch die Förderung für Junglandwirte in Anspruch genommen? Ja: ( Nein: (  
	3.2.1 Wann und in welcher Höhe wurden Sie als Junglandwirt gefördert?  __________ Jahr  _____________ € 
	3.2.2 Hatte die Junglandwirteförderung irgendeinen Einfluss auf die Entwicklung Ihres Betriebes? 

	3.3 Beschreiben Sie bitte kurz Ihre letzte öffentlich geförderte große Investition.  (Bitte nur Größenordnungen angeben ) 
	3.3.1 Investitionsobjekt (was, welche Kapazität): 
	3.3.2 Investitionsvolumen:  _________________________________________________________________________ 
	3.3.3 Investitionszeitpunkt/-zeitraum:  _________________________________________________________________________ 
	3.3.4 Beginn der Nutzung (auch von Teilen):  _________________________________________________________________________ 
	3.3.5 Förderhöhe (Zuschuss, Zinsverbilligung etc.):   _________________________________________________________________________ 

	3.4 Ist die Kapazität des Investitionsobjekts zum jetzigen Zeitpunkt nach offizieller Planung bereits voll ausgelastet? 
	3.4.1 Was ist die betriebswirtschaftlich sinnvolle Auslastung ? 
	3.4.2 Bis wann werden Sie die volle Auslastung gemäß der offiziellen Planung voraussichtlich erreichen? 

	3.5 Hätten Sie einen größeren Stall gebaut, wenn die Investitionsförderung nicht an die vorhandenen Milchquoten gekoppelt gewesen wäre ? 
	3.6 Erfolg der Investition 
	3.6.1 Welche wesentlichen Wirkungen wurden bislang erzielt? 
	3.6.2 In welchen Punkten entsprechen diese Wirkungen der Investition nicht Ihren Erwartungen und Zielen?  
	(offen fragen, wenn möglich quantifizieren )? 
	3.6.3 Verfügen Sie über eine Betriebszweigabrechnung? 
	3.6.3.1 Wie hoch sind die variablen Kosten / Vollkosten der Milchproduktion aktuell ? 
	3.6.3.2 Wie hoch waren die variablen Kosten / Vollkosten der Milchproduktion vor der Investition ? 

	3.6.4 Würden Sie die geförderte Investition aus heutiger Sicht genauso durchführen? 
	3.6.4.1 Was und wie würden Sie jeweils ändern? 
	6. Kapazität : ( _____________________________________ 
	7. Finanzierung  : ( _____________________________________ 
	8. staatliche Förderung : ( _____________________________________ 
	9. Investitionszeitpunkt : ( _____________________________________ 
	10. Sonstiges : ( _____________________________________ 


	3.6.5  Können Sie mir ein paar Angaben zur Höhe Ihres jährlichen Unternehmensgewinns machen? 
	3.6.5.1 Wie hoch war Ihr Gewinn im Durchschnitt der letzten 3 Jahre vor der Durchführung der geförderten Investition? 
	3.6.5.2 Wie hoch ist Ihr Gewinn pro Jahr jetzt im Durchschnitt der letzten zwei WJ/KJ (nur Jahre nach Abschluss der Investition)? 
	3.6.5.2.1 Gab es besondere Einflüsse auf den aktuellen Gewinn, die in anderen Jahren so nicht vorliegen (z.B. Sonderabschreibungen, auf einmal verbuchte Zuschusszahlungen, Aufdeckung stiller Reserven etc.)? 

	3.6.5.3 Welchen Gewinn streben Sie größenordnungsmäßig in drei Jahren an? 
	3.6.5.4 Welchen Gewinn benötigt ein Betrieb wie der Ihre für angemessene Privatentnahmen und vernünftiges betriebliches Wachstum? 

	3.6.6 Eigenkapitalbildung Können Sie mir ein paar Angaben zur Höhe Ihrer betrieblichen Eigenkapitalbildung machen? 
	3.6.6.1 Wie hoch lag Ihre jährliche Eigenkapitalbildung im Durchschnitt der letzten 3 Jahre vor der Durchführung der geförderten Investition? 
	3.6.6.2 Wie hoch ist Ihre jährliche EK-Bildung jetzt im Durchschnitt der letzten zwei Jahre (nur Jahre nach Abschluss der Investition)? 
	3.6.6.2.1 Gab es in den vergangenen Jahren größere Entnahmen aus dem Betrieb, die der Vermögensanlage dienten, oder Einlagen, die aus der Liquidierung solcher Vermögensanlagen stammen? 


	3.6.7 Anpassungskosten Mit größeren Investitionen sind bisweilen auch erhebliche technische und organisatorische Neuerungen verbunden, die manchmal nicht reibungslos funktionieren und ein wenig Zeit benötigen, um zur Routine zu werden.  Sind bei Ihrer Investition derartige Effekte aufgetreten und sind Ihre aktuellen betriebs-wirtschaftlichen Ergebnisse noch dadurch negativ beeinflusst? 
	3.6.7.1 Wie hoch schätzen Sie die zusätzlichen Kosten bzw. nicht erzielten Umsätze in Folge diese Anpassungsprobleme in etwa ein? 
	3.6.7.2 Wann glauben Sie, die Anpassungsschwierigkeiten voll im Griff zu haben? 


	3.7 Finanzierung der geförderten Investition  
	3.7.1 Wie haben Sie die geförderte Investition finanziert? 
	3.7.1.1 Eigenkapital 

	3.7.2 Als Sie die Finanzierung Ihres Investitionsprojekts mit der Bank oder dem Berater durchgesprochen haben, war da die Bereitstellung ausreichender Sicherheiten ein Problem? 
	3.7.2.1 Wie haben Sie das Problem gelöst ? 

	3.7.3 Wie hoch ist Ihrer Meinung nach Ihr Spielraum für die Neuaufnahme von Krediten? 

	3.8 Investition ohne Förderung 
	3.8.1 Sie haben mir eben gesagt, dass Sie eine Investitionsförderung von ca. _________ € erhalten haben.  
	3.8.2 Wie hätte die Investition ohne Förderung ausgesehen?  Bitte sagen Sie mir jeweils, warum Sie sich so entschieden hätten. 
	3.8.2.1 Wie hätten Sie dieselbe Investition ohne Förderung finanziert? (Offen fragen) 
	_________________________________________________________________ 
	_________________________________________________________________ 



	3.9 Bürgschaftsregelung Verschiedentlich wird darüber diskutiert, die staatliche Investitionsförderung ganz auf die Gewährung von Bürgschaften umzustellen. D.h. Investitionen für die die Betriebe der Bank keine ausreichenden Sicherheiten bieten können, werden durch den Staat in die Lage versetzt 
	3.10 Zusatzkosten des Investitionsobjekts durch Inanspruchnahme der Förderung 
	3.10.1 Einmal abgesehen von Tierschutzauflagen, haben sich aus der Tatsache, dass Sie eine staatliche Förderung erhalten haben, noch weitere Konsequenzen für die Ausführung Ihrer Investition und damit Kostensteigerungen ergeben, die Sie ohne Investitionsförderung vermutlich nicht zu tragen gehabt hätten ? 
	3.10.1.1 In welchen Bereichen fielen die Zusatzkosten an? 
	3.10.1.2 Können Sie die damit verbundenen Zusatzkosten grob schätzen? 
	3.10.1.3 Beinhalten diese zusätzlichen  Maßnahmen auch einen Zusatznutzen?  

	3.10.2 Haben Sie den Eindruck, dass Ihnen bei der Bauplanung seitens der Beratung / Betreuung aktiv alle kostensenkenden Lösungsmöglichkeiten nahegebracht wurden, die die gleiche Funktionalität des Objekts ermöglicht hätten? 

	3.11 Wie könnte das Förderverfahren aus Ihrer Sicht verbessert werden? 

	4 Generelle Investitionshemmnisse  
	4.1 Was sind aus Ihrer Sicht die größten Hemmnisse bzw. Schwierigkeiten für mehr Investitionen in Ihrem Betrieb? 
	4.2 Gibt es abgesehen von der Investitionsförderung Maßnahmen, die die Politik ergreifen kann, um Investitionshemmnisse zu beseitigen / zu reduzieren ? 
	4.2.1 Welche Maßnahmen sind dies aus Ihrer Sicht ? 


	5 Investitionsförderung und überbetriebliche Kooperationen 
	5.1 Von Seiten der landwirtschaftlichen Beratung und in Fachblättern werden häufig Betriebsgemeinschaften bzw. Betriebszweiggemeinschaften als mögliche Reaktion auf den zunehmend schärferen Wettbewerb gesehen. Sind Sie Mitglied in einer Betriebs- oder Betriebszweiggemeinschaft?  
	5.1.1 Haben Sie schon einmal erwogen, weitere Wachstumsschritte im Rahmen einer Betriebs- oder Betriebszweiggemeinschaft mit einem anderen Betrieb zu gehen ? 
	5.1.1.1 Was sind für Sie die wesentlichen Gründe, eine solche Kooperation in Erwägung zu ziehen? 
	5.1.1.2 Was sind die Gründe dafür, dass Sie diese Überlegungen noch nicht in die Tat umgesetzt haben? 
	5.1.1.3 Spielen Probleme im Zusammenhang mit Investitionen und Investitionsförderung eine Rolle? 
	5.1.1.4 Was müsste geschehen bzw. welche Unterstützung würden Sie benötigen, um eine solche Kooperation erfolgversprechend aufzubauen? 
	5.1.1.5 Warum ist die Betriebs- oder Betriebszweiggemeinschaft für Sie keine überlegenswerte Alternative? 
	5.1.1.6 Spielen mögliche Probleme mit Investitionen oder der Investitionsförderung in einer solchen Kooperation dabei eine Rolle? 

	5.1.2 Welche positiven Auswirkungen ergeben sich für Sie aus der Betriebszweigs- oder Betriebsgemeinschaft mit anderen Betrieben? 
	5.1.3 Welche negativen Auswirkungen ergeben sich für Sie aus der Betriebs- oder Betriebszweiggemeinschaft mit anderen Betrieben? 
	5.1.4 Hat die Tatsache, dass Sie im Rahmen einer solchen Kooperation wirtschaften, irgendeinen Einfluss auf die Förderung Ihrer gemeinsam getätigten Investition gehabt? 
	5.1.4.1 Welche Einflüsse waren das und wie bewerten Sie diese? 
	5.1.4.1.1 Was sollte an der Investitionsförderung verändert werden, damit diese störenden Einflüsse in Zukunft nicht mehr auftreten oder damit sich Ihre Kooperation noch besser als bisher entwickeln kann? 



	5.2  Welche Erfahrungen gibt es in Ihrer Nachbarschaft oder in Ihrem sonstigen betrieblichen Umfeld mit überbetrieblichen Kooperationen? ________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 

	6 Agrarreform, Investitionen und Investitionsförderung  
	6.1 Fühlen Sie sich durch Fachpresse, Beratung oder andere Quellen ausreichend informiert und beraten im Hinblick auf die Bewertung der Agrarreform und die Ableitung von Konsequenzen für Ihren Betrieb? 
	6.2 Was sind die wesentlichen, betriebswirtschaftlich relevanten Auswirkungen der aktuellen Agrarreform für Ihren Betrieb? 
	6.3 Hat die im Januar 2005 in Kraft getretene Agrarreform einen Einfluss auf Ihre Investitionsplanungen?  
	6.3.1 Wie wurden Ihre Pläne dadurch geändert? 
	6.3.1.1  Bitte nennen Sie jeweils die ursprüngliche Planung vor der Reform und die aktuelle. 



	7 Bewertung des AFP 
	7.1 Sollte der Staat Investitionen in der Landwirtschaft fördern? 
	7.1.1 Welche Ziele sollte der Staat mit der Investitionsförderung verfolgen? 

	7.2 Welches sind aus Ihrer Sicht die entscheidenden Kenngrößen für die Beurteilung der Entwicklungsfähigkeit (Rationalisierung und Wettbewerbsfähigkeit) von Milchviehbetrieben? 
	7.3 Wenn öffentliche Mittel knapper werden, kann der Staat innerhalb der Investitionsförderung entweder nach der Rasenmäher-Methode die Zahlungen für jeden Förderfall reduzieren oder aber Förderschwerpunkte bilden.  Welche der beiden Möglichkeiten würden Sie bevorzugen? 
	7.4 Insgesamt gibt es eine ganze Anzahl von Instrumenten zur Förderung der Agrarstruktur und des ländlichen Raumes. Ich lese Ihnen jetzt einige der bedeutendsten vor und Sie sagen mir bitte, ob Sie das Instrument persönlich für wirkungsvoll oder weniger wirkungsvoll halten.                                  Erst die ganze Liste vorlesen und dann langsam noch mal die einzelnen Punkte.  
	7.5 Für eine Investitionsförderung im Rahmen einer großen Investition (über 100.000 €) in landwirtschaftlichen Betrieben sind verschiedene Förderinstrumente denkbar: 
	7.5.1 Bitte sagen Sie mir auch, welche Vor- und Nachteile die einzelnen Möglichkeiten aus Ihrer Sicht beinhalten. 
	7.5.1.1 Bindung an die Kreditaufnahme und Zahlung eines Zuschusses 
	7.5.1.2 keine Bindung an einen Kredit, reduzierter Zuschuss in Prozent der Investitionssumme 
	7.5.1.3 Übernahme einer Kreditausfallbürgschaft durch den Staat 



	8 Familiäre Situation / Leitung / Nachfolge 
	8.1 Alter 
	8.1.1 Alter der / des Betriebsleiters/in: ________ Jahre 

	8.2 Nicht bei juristischen Personen: Berufstätigkeit außerhalb des Betriebes von BL / Ehegatte, ggf. Nachfolger / Ehegatte ? Falls ja Seit wann ? _____________ Zeitlicher Umfang ? _______________ Netto-Verdienst (€/Monat) _______________ 
	8.3 Berufsausbildung und –erfahrung des BL 
	8.3.1 Nehmen Sie an Weiterbildungsmaßnahmen teil ? 

	8.4 Wann haben Sie den Hof (jur. Pers.: die Leitung des Betriebes) übernommen? ________ 
	8.5 Falls Betriebsleiter älter als 50 Jahre ist: Haben Sie schon eine Regelung für Ihre Nachfolge? Ja ( Nein ( Ungewiss ( 
	8.5.1 Alter des (Hof-) Nachfolgers: ________ Jahre 
	8.5.2 Welche Berufsausbildung und –erfahrung, z.B. Jahre auf Fremdbetrieben oder Auslandsaufenthalte, hat der (Hof-) Nachfolger? 

	8.6 Nicht bei Jur. Personen: Gibt es Besonderheiten auf Ihrem Betrieb, die Ihr Wirtschaften beeinflussen, wie z.B. Pflege von Angehörigen, Kinderbetreuung, hohes Altenteil, außergewöhnliche finanzielle Belastungen?  Wenn ja, bitte beschreiben Sie diese. 

	9  Spezialteil „Kleine Investitionen – Initialwirkung“ 
	9.1 Folgeinvestitionen 
	9.1.1 Gibt es im direktem Zusammenhang mit der geförderten Investition Folgeinvestitionen  (> 20.000 Euro), die Sie bereits durchgeführt haben? 
	9.1.1.1 was das für Investitionen sind,  
	9.1.1.2 um welches Investitionsvolumen es sich jeweils handelt, 
	9.1.1.3 wie sie finanziert werden (sollen), 
	9.1.1.4 wann sie ggf. umgesetzt wurden,  
	9.1.1.5 welche Ziele Sie mit diesen Investitionen verfolgen. 

	9.1.2 Gibt es im direktem Zusammenhang mit der geförderten Investition Folgeinvestitionen, die Sie konkret planen? Ja: ( Nein: (  
	9.1.2.1 was das für Investitionen sind,  
	9.1.2.2 um welches Investitionsvolumen es sich jeweils handelt, 
	9.1.2.3 wie sie finanziert werden (sollen), 
	9.1.2.4 wann sie ggf. umgesetzt werden,  
	9.1.2.5 welche Ziele Sie mit diesen Investitionen verfolgen. 

	9.1.3  Gibt es im direktem Zusammenhang mit der geförderten Investition Folgeinvestitionen, die Sie vage angedacht haben? Ja: ( Nein: (  
	9.1.3.1 was sind das für Investitionen,  
	9.1.3.2 um welches Investitionsvolumen handelt es sich jeweils, 
	9.1.3.3 wie sie finanziert werden (sollen), 
	9.1.3.4 wann sie ggf. umgesetzt werden, 
	9.1.3.5 welche Ziele Sie mit diesen Investitionen verfolgen.  

	9.1.4 Gab es im direktem Zusammenhang mit der geförderten Investition Folgeinvestitionen, die Sie ursprünglich geplant hatten, die Sie zwischenzeitlich aber wieder verworfen haben?  
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